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Des Weiteren lesen Sie in dieser Ausgabe: 

 

 

Öffentliche Bekanntmachungen 

der Gemeinden Au, Horben, Merzhausen, Sölden und Wittnau 

 

 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Bildung eines 

gemeinsamen Gutachterausschusses 

„Markgräflerland-Breisgau“ 

 

 

Satzung über die  

Erhebung von Gebühren  

für die Tätigkeit des gemeinsamen Gutachterausschusses 

„Markgräflerland-Breisgau“  

bei der Stadt Müllheim und seiner Geschäftsstelle 

(Gutachterausschussgebührensatzung) 
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Gemeinde Horben 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 

 
Satzung über den Anschluss an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage und die 
Versorgung der Grundstücke mit Wasser 
(Wasserversorgungssatzung – WVS) der 
Gemeinde Horben vom 7. Dezember 2021 

 
Aufgrund von §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11,13,20 und 42 
des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg 
(KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Horben am 7. 
Dezember 2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung 

 

(1)  Die Gemeinde Horben betreibt die 
Wasserversorgung als eine öffentliche Einrichtung 
zur Lieferung von Trinkwasser. Art und Umfang der 
Wasserversorgungsanlagen bestimmt die 
Gemeinde.  

 
(2)  Die Gemeinde kann die Wasserversorgung ganz 

oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen. 
 

§ 2  
Anschlussnehmer, Wasserabnehmer 

 
(1)  Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, 

dem Erbbauberechtigte, Wohnungs- und 
Teileigentümer, Wohnungserbbauberechtigte und 
sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich 
Berechtigte gleichstehen. 

 
(2)  Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, 

alle sonstigen zur Entnahme von Wasser auf dem 
Grundstück Berechtigten sowie jeder, der der 
öffentlichen Wasserversorgung tatsächlich Wasser 
entnimmt. 

 
§ 3 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1)  Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde 

liegenden Grundstücks ist berechtigt, den 
Anschluss seines Grundstücks an die 
Wasserversorgungsanlage und die Belieferung mit 
Trinkwasser nach Maßgabe der Satzung zu 
verlangen. 
 

(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich 
nur auf solche Grundstücke, die durch eine 
Versorgungsleitung erschlossen werden. Die 
Grundstückseigentümer können nicht verlangen, 
dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder 
eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. 

 
(3)  Der Anschluss eines Grundstücks an eine 

bestehende Versorgungsleitung kann abgelehnt 
werden, wenn die Wasserversorgung wegen der 
Lage des Grundstücks oder aus sonstigen 
technischen oder betrieblichen Gründen der 
Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder 
besondere Maßnahmen erfordert. 

 
(4)  Die Gemeinde kann im Falle der Absätze 2 und 3 

den Anschluss und die Benutzung gestatten, sofern 
der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit 
dem Bau und Betrieb zusammenhängenden 
Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen 
Sicherheit zu leisten. 

 
 
 

§ 4 
Anschlusszwang 

 
(1)  Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen 

Wasser verbraucht wird, sind verpflichtet, diese 
Grundstücke an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie 
an eine öffentliche Straße mit einer betriebsfertigen 
Versorgungsleitung grenzen oder ihren 
unmittelbaren Zugang zu einer solchen Straße 
durch einen Privatweg haben. Befinden sich auf 
einem Grundstück mehrere Gebäude zum 
dauernden Aufenthalt von Menschen, so ist jedes 
Gebäude anzuschließen. 

 
(2)  Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der 

Grundstückseigentümer auf Antrag befreit, wenn 
der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe 
schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
§ 5 

Benutzungszwang 
 
(1)  Auf Grundstücken, die an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage angeschlossen sind, 
haben die Wasserabnehmer ihren gesamten 
Wasserbedarf aus dieser zu decken. 
Ausgenommen hiervon ist die Nutzung von 
Niederschlagswasser für Zwecke der 
Gartenbewässerung. 

 
(2)  Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der 

Wasserabnehmer auf Antrag befreit, wenn die 
Benutzung ihm aus besonderen Gründen auch 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. 

 
(3)  Die Gemeinde räumt dem Wasserabnehmer 

darüber hinaus im Rahmen des ihr wirtschaftlich 
Zumutbaren auf Antrag die Möglichkeit ein, den 
Bezug auf einen von ihm gewünschten 
Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu 
beschränken. 

 
(4)  Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist 

unter Angabe der Gründe schriftlich bei der 
Gemeinde einzureichen. 

 
(5)  Der Wasserabnehmer hat der Gemeinde vor 

Errichtung einer Eigengewinnungsanlage Mitteilung 
zu machen. Er hat durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass von seiner Eigenanlage keine 
Rückwirkungen in die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage möglich sind.  

 
§ 6 

Art der Versorgung 
 
(1)  Das Wasser muss den jeweils geltenden 

Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der 
Technik für Trinkwasser entsprechen. Die 
Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser unter dem 
Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung 
des üblichen Bedarfs in dem betreffenden 
Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist 
berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des 
Wassers im Rahmen der gesetzlichen und 
behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten 
Regeln der Technik zu ändern, falls dies in 
besonderen Fällen aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei 
sind die Belange des Wasserabnehmers möglichst 
zu berücksichtigen. 

 
(2)  Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an 

Beschaffenheit und Druck des Wassers, die über 
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die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so 
obliegt es ihm selbst, die erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen. 

 
§ 7 

Umfang der Versorgung, Unterrichtung 
bei Versorgungsunterbrechungen 

 
(1)  Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser jederzeit 

am Ende der Anschlussleitung zur Verfügung zu 
stellen. Dies gilt nicht, 

 
1.  soweit zeitliche Beschränkungen zur 

Sicherstellung der öffentlichen Wasserver-
sorgung erforderlich oder sonst nach dieser 
Satzung vorbehalten sind, 

 
2.  soweit und solange die Gemeinde an der 

Versorgung durch höhere Gewalt oder 
sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr 
wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist. 

 
(2)  Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit 

dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten 
erforderlich ist. Die Gemeinde hat jede 
Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich 
zu beheben. 

 
(3)  Die Gemeinde hat die Wasserabnehmer bei einer 

nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten 
Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in 
geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur 
Unterrichtung entfällt, wenn sie 

 
1.  nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich 

ist und die Gemeinde dies nicht zu vertreten 
hat oder 

 
2.  die Beseitigung von bereits eingetretenen 

Unterbrechungen verzögern würde. 
 

§ 8 
Verwendung des Wassers, sorgsamer 

Umgang 
 

(1)  Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des 
Anschlussnehmers, seiner Mieter und ähnlich 
berechtigter Personen zur Verfügung gestellt. Die 
Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit 
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde zulässig. 
Diese muss erteilt werden, wenn dem Interesse an 
der Weiterleitung nicht überwiegende 
versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 

 
(2)  Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, 

soweit nicht in dieser Satzung oder aufgrund 
sonstiger gesetzlicher oder behördlicher 
Vorschriften Beschränkungen vorgesehen sind. Die 
Gemeinde kann die Verwendung für bestimmte 
Zwecke beschränken, soweit dies zur 
Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung 
erforderlich ist. 

 
(3)  Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von 

Bauwasser ist bei der Gemeinde vor Beginn der 
Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes gilt für 
Anschlüsse zu sonstigen vorübergehenden 
Zwecken. 

 
(4)  Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum 

Feuerlöschen, sondern zu anderen 
vorübergehenden Zwecken entnommen werden, 
sind hierfür Hydrantenstandrohre der Gemeinde mit 
Wasserzählern zu benutzen. 

 
(5)  Sollen auf einem Grundstück besondere 

Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, sind 
über ihre Anlegung, Unterhaltung und Prüfung 

besondere Vereinbarungen mit der Gemeinde zu 
treffen. 

(6)  Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung 
ist sorgsam umzugehen. Die Wasserabnehmer 
werden aufgefordert, wassersparende Verfahren 
anzuwenden, soweit dies insbesondere wegen der 
benötigten Wassermenge mit Rücksicht auf den 
Wasserhaushalt zumutbar und aus hygienischen 
Gründen vertretbar ist. 

 
§ 9 

Unterbrechung des Wasserbezugs 
 

(1)  Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug länger 
als drei Monate einstellen, so hat er dies der 
Gemeinde mindestens zwei Wochen vor der 
Einstellung schriftlich mitzuteilen. Wird der 
Wasserverbrauch ohne rechtzeitige schriftliche 
Mitteilung eingestellt, so haftet der 
Anschlussnehmer der Gemeinde für die Erfüllung 
sämtlicher sich aus der Satzung ergebenden 
Verpflichtungen. 

 
(2)  Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige 

Absperrung seines Anschlusses verlangen, ohne 
damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen. 

 
§ 10 

Einstellung der Versorgung 
 
(1)  Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung fristlos 

einzustellen, wenn der Wasserabnehmer den 
Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und 
die Einstellung ist, um 

 
1.  eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit 

von Personen oder Anlagen abzuwehren, 
 
2.  den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, 

Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern oder 

 
3.  zu gewährleisten, dass Störungen anderer 

Wasserabnehmer, störende Rückwir-kungen 
auf Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter 
oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

 
(2)  Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 

Nichtzahlung einer fälligen Abgabeschuld trotz 
Mahnung, ist die Gemeinde berechtigt, die 
Versorgung zwei Wochen nach Androhung 
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der 
Wasserabnehmer darlegt, dass die Folgen der 
Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der 
Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht 
besteht, dass der Wasserabnehmer seinen 
Verpflichtungen nachkommt. Die Gemeinde kann 
mit der Mahnung zugleich die Einstellung der 
Versorgung androhen. 

 
(3)  Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich 

wiederaufzunehmen, sobald die Gründe für ihre 
Einstellung entfallen sind und der Wasserabnehmer 
die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme 
der Versorgung ersetzt hat. 

 
§ 11 

Grundstücksbenutzung 
 
(1)  Die Anschlussnehmer haben zur örtlichen 

Versorgung das Anbringen und Verlegen von 
Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und 
Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen 
Versorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie 
erforderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich 
zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, 
die an die Wasserversorgung angeschlossen sind, 
die vom Anschlussnehmer in wirtschaftlichem 
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Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt 
werden oder für die die Möglichkeit der 
Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft 
ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme der 
Grundstücke den Anschlussnehmer mehr als 
notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten 
würde. 

 
(2)  Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer ist 

rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten 
Inanspruchnahme des Grundstücks zu 
benachrichtigen. 

 
(3)  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der 

Einrichtungen verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. 
Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu 
tragen. Dienen die Einrichtungen ausschließlich der 
Versorgung des Grundstücks, so hat der 
Anschlussnehmer die Kosten zu tragen. 

 
(4)  Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der 

Grundstückseigentümer die Entfernung der 
Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen 
der Gemeinde noch fünf Jahre unentgeltlich zu 
dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet 
werden kann. 

 
(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche 

Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau 
von öffentlichen Verkehrswegen und 
Verkehrsflächen bestimmt sind. 

 
§ 12 

Zutrittsrecht 
 
Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis 
versehenen Beauftragten der Gemeinde, im 
Rahmen des § 44 Abs. 6 Wassergesetz für Baden-
Württemberg und des § 99 der Abgabenordnung, den Zutritt 
zu seinem Räumen und zu den in § 24 genannten 
Einrichtungen, zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der 
technischen Einrichtung, zur Wahrnehmung sonstiger 
Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere 
zur Ablesung, zum Austausch der Messeinrichtungen 
(Wasserzähler) oder zur Ermittlung der Grundlagen für die 
Gebührenbemessung erforderlich ist. 
 

ll. Hausanschlüsse, Anlage des Anschlussnehmers, 
Messeinrichtungen 

 
§ 13 

Anschlussantrag 
 

Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
und jede Änderung des Hausanschlusses ist vom 
Anschlussnehmer unter Benutzung eines bei der Gemeinde 
erhältlichen Formulars für jedes Grundstück bei der 
Gemeinde zu beantragen. Dem Antrag sind insbesondere 
folgende Unterlagen in mindestens dreifacher Fertigung 
beizufügen, soweit sich die erforderlichen Angaben nicht 
bereits aus dem Antrag selbst ergeben: 
 

1.  Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung 
sämtlicher auf dem Grundstück be-stehender 
Gebäude, der Straße und der geplanten 
Anlage des Anschlussnehmers 
(Wasserverbrauchsanlage) 

 
2.  Grundriss des Untergeschosses 

(Kellergeschoss) des Gebäudes im Maßstab 
1:100 mit Einzeichnung der Trinkwasser-
leitung und deren Dimensionierung 

 
3.  der Name des Installationsunternehmens, 

durch das die Wasserverbrauchsanlage 
eingerichtet oder geändert werden soll; 

 

4.  eine nähere Beschreibung besonderer 
Einrichtungen (zum Beispiel von Gewerbe-
betrieben usw.), für die auf dem Grundstück 
Wasser verwendet werden soll, sowie die 
Angabe des geschätzten Wasserbedarfs; 

 
5.  Angaben über eine etwaige Eigenge-

winnungsanlage; 
 

6.  im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungs-
erklärung zur Übernahme der mit dem Bau 
und Betrieb zusammenhängenden 
Mehrkosten 

 
§ 14 

Haus- und Grundstücksanschlüsse 
 
(1)  Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des 

Verteilungsnetzes mit der Anlage des 
Anschlussnehmers. Er beginnt an der Abzweigstelle 
des Verteilungsnetzes und endet mit dem 
Absperrventil im Gebäude. Hausanschlüsse werden 
ausschließlich von der Gemeinde hergestellt, 
unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und 
beseitigt. Die Gemeinde kann mit dem 
Grundstückseigentümer abweichende 
Vereinbarungen schließen. 

 
(2)  Hausanschlüsse stehen vorbehaltlich abweichender 

Regelung im Eigentum der Gemeinde. Soweit sie in 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verlaufen 
(Grundstücksanschlüsse), sind sie Teil der 
öffentlichen Wasserversorgungsanlage. 

 
(3)  Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie 

deren Änderung werden nach Anhörung des 
Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen von der Gemeinde 
bestimmt. Die Gemeinde stellt die für den 
erstmaligen Anschluss eines Grundstücks 
notwendigen Hausanschlüsse bereit. 

 
(4)  Die Gemeinde kann auf Antrag des 

Anschlussnehmers weitere Anschlüsse sowie 
vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse 
herstellen. Als weitere Anschlüsse gelten auch 
Hausanschlüsse für Grundstücke, die nach 
Entstehen der Beitragspflicht (§ 37) neu gebildet 
werden. 

 
(5)  Hausanschlüsse dürfen nicht überbaut werden, die 

Freilegung muss stets möglich sein; sie sind vor 
Beschädigung zu schützen. Der Anschlussnehmer 
hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere 
Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er 
darf keine Einwirkungen auf den Hausanschluss 
vornehmen oder vornehmen lassen. Jede 
Beschädigung des Hausanschlusses, insbesondere 
das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige 
Störungen sind der Gemeinde unverzüglich 
mitzuteilen. 

 
§ 15 

Kostenerstattung 
 
(1)  Der Anschlussnehmer hat der Gemeinde zu 

erstatten: 
 

1.  Die Kosten der erstmaligen Herstellung und 
Beseitigung der notwendigen Hausan-
schlüsse. 

 
2.  Die Kosten der Unterhaltung, Erneuerung und 

Veränderung des Teils der notwen-digen 
Hausanschlüsse, der außerhalb von 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
verläuft (§ 14 Abs. 2). 
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3.  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, 
Erneuerung, Veränderung und Beseiti-gung 
der weiteren, vorläufigen und vorüber-
gehenden Hausanschlüsse (§ 14 Abs. 4).  

 
4.  Die Kosten der Herstellung und Beseitigung 

von Bauwasseranschlüssen 
 

Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen 
für die Wiederherstellung des alten Zustands auf 
den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen, 
nicht aber die Kosten der Hauptabsperrvorrichtung 
(Schieber) an der Abzweigstelle von der 
Versorgungsleitung. 

 
(2)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 

endgültigen Herstellung des Hausanschlusses, im 
Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der 
Erstattungsanspruch wird binnen eines Monats 
nach Bekanntgabe des Abgabebescheids fällig. 

 
(3)  Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame 

Hausanschlussleitung, so ist für die Teile der 
Anschlussleitung, die ausschließlich einem der 
beteiligten Grundstücke dienen, allein der 
Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des 
betreffenden Grundstücks ersatzpflichtig. Soweit 
Teile der Hausanschlussleitung mehreren 
Grundstücken gemeinsam dienen, sind die 
Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten 
Grundstücke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig. 

 
§ 16 

Private Anschlussleitungen 
 
(1)  Private Anschlussleitungen hat der 

Anschlussnehmer selbst zu unterhalten, zu ändern 
und zu erneuern. Die insoweit anfallenden Kosten 
sind vom Anschlussnehmer zu tragen. 

 
(2)  Entspricht eine solche Anschlussleitung an einer 

öffentlichen Verteilungsleitung nach Beschaffenheit 
und Art der Verlegung den Bestimmungen der DIN 
EN 1717 und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen 
der Gemeinde und verzichtet der Anschluss-nehmer 
schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, so ist 
die Anschlussleitung auf sein Verlangen von der 
Gemeinde zu übernehmen. Dies gilt nicht für 
Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB) und 
private Anschlussleitungen an privaten 
Versorgungsleitungen (Hauptleitungen). 

 
(3)  Unterhaltungs-, Änderungs- und 

Erneuerungsarbeiten an privaten Grundstücks-
anschlüssen sind der Gemeinde vom 
Anschlussnehmer mindestens 14 Tage vorher 
anzuzeigen. 

 
§ 17 

Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1)  Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, 

Änderung und Unterhaltung der Anlage hinter dem 
Hausanschluss -mit Ausnahme der 
Messeinrichtungen der Gemeinde- ist der 
Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage 
oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder 
sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben 
diesem verantwortlich. 

 
(2)  Die Anlage darf nur unter Beachtung der 

Vorschriften dieser Satzung und anderer 
gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen 
sowie nach allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, geändert und 
unterhalten werden. Die Errichtung der Anlage und 
wesentliche Veränderungen dürfen nur durch die 
Gemeinde oder ein von der Gemeinde 
zugelassenes Installationsunternehmen erfolgen. 

Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der 
Arbeiten zu überwachen. 

 
(3)  Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen 

befinden, können plombiert werden. Ebenso können 
Anlagenteile, die zur Anlage des Anschlussnehmers 
gehören, unter Plombenverschluss genommen 
werden, um eine einwandfreie Messung zu 
gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung 
der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu 
veranlassen. 

 
(4)  Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu 

betreiben, dass Störungen anderer 
Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen auf 
Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind. 

 
§ 18 

Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1)  Die Gemeinde oder deren Beauftragte schließen die 

Anlage des Anschlussnehmers an das 
Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb. 

 
(2)  Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der 

Gemeinde über das Installationsunter-nehmen zu 
beantragen. 

 
§ 19 

Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1)  Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des 

Anschlussnehmers vor und nach ihrer 
Inbetriebsetzung zu überprüfen. Sie hat den 
Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmängel 
aufmerksam zu machen und kann deren 
Beseitigung verlangen. 

 
(2)  Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit 

gefährden oder erhebliche Störungen erwarten 
lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den 
Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei 
Gefahr für Leib und Leben ist sie dazu verpflichtet. 

 
(3)  Durch Vornahme oder Unterlassen der Überprüfung 

der Anlage sowie durch deren Anschluss an das 
Verteilungsnetz übernimmt die Gemeinde keine 
Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt 
nicht, wenn sie bei einer Überprüfung Mängel 
festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib und Leben 
darstellen. 

 
§ 20 

Technische Anschlussbedingungen 
 
Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische 
Anforderungen an den Hausanschluss und andere 
Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage festzulegen, 
soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien 
Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse 
des Verteilungsnetzes, notwendig ist. Diese Anforderungen 
dürfen den anerkannten Regeln der Technik nicht 
widersprechen. Der Anschluss bestimmter 
Verbrauchseinrichtungen kann von der vorherigen 
Zustimmung der Gemeinde abhängig gemacht werden. Die 
Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der 
Anschluss eine sichere und störungsfreie Versorgung 
gefährden würde. 
 

§ 21 
Messung 

 
(1) Die Gemeinde stellt die verbrauchte Wassermenge 

durch Messeinrichtungen (Wasserzähler) fest, die 
den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen. Bei 
öffentlichen Verbrauchseinrichtungen kann die 
gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder 
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geschätzt werden, wenn die Kosten der Messung 
nicht im Verhältnis zur Höhe des Verbrauchs 
stehen. 

 
(1a) Die Gemeinde ist berechtigt, einen vorhandenen 

Wasserzähler durch einen elektronischen 
Wasserzähler mit Funkmodul zu ersetzen. Mithilfe 
der elektronischen Funkwasserzähler dürfen 
verbrauchsbezogene und trinkwasserhygienisch 
relevante Daten erhoben, gespeichert und 
verarbeitet werden. Es dürfen insbesondere 
folgende Daten erhoben, gespeichert und 
verarbeitet werden: 

 
- Zählernummer 
- Aktueller Zählerstand 
- Verbrauchssummen für Tage, Wochen, 

Monate und Jahre 
- Durchflusswerte 
- Wasser- und Umgebungstemperatur für 

bestimmte Zeitpunkte 
- Betriebs- und Ausfallzeiten 
- Alarmcodes (z. B. Leckage- oder 

Rückflusswerte) 
 

Die in einem elektronischen Funkwasserzähler 
gespeicherten Daten dürfen durch Empfang des 
Funksignals turnusmäßig (in der Regel einmal 
jährlich) ausgelesen werden, soweit dies zur 
Abrechnung oder Zwischenabrechnung erforderlich 
ist. Sie dürfen in gleicher Weise anlassbezogen 
ausgelesen werden, soweit dies im Einzelfall zur 
Abwehr von Gefahren für den ordnungsgemäßen 
Betrieb der öffentlichen Wasser-versorgungsanlage 
erforderlich ist. Zu anderen Zwecken ist eine 
Auslesung der gespeicherten Daten, auch durch 
Empfang des Funksignals, nicht zulässig. 
Ausgelesene Daten dürfen nur zu den in Satz 4 und 
5 genannten Zwecken genutzt oder verarbeitet 
werden. Die in einem elektronischen 
Funkwasserzähler gespeicherten Daten sind 
spätestens nach 36 Monaten zu löschen. Nach Satz 
5 ausgelesene Daten sind zu löschen, soweit sie für 
die dort genannten Zwecke nicht mehr benötigt 
werden.  

 
(2)  Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass eine 

einwandfreie Messung der verbrauchten 
Wassermenge gewährleistet ist. Sie bestimmt Art, 
Zahl und Größe sowie Anbringungsort der 
Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, 
Anbringung, Überwachung, Unterhaltung und 
Entfernung der Messeinrichtungen Aufgabe der 
Gemeinde. Sie hat den Anschlussnehmer 
anzuhören und dessen berechtigte Interessen zu 
wahren. Sie ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Anschlussnehmers die Messeinrichtungen zu 
verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer 
einwandfreien Messung möglich ist; der 
Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Kosten zu 
tragen. 

 
(3)  Der Anschlussnehmer haftet für das 

Abhandenkommen und die Beschädigung der 
Messeinrichtungen, soweit ihn daran ein 
Verschulden trifft. Er hat den Verlust, 
Beschädigungen und Störungen dieser 
Einrichtungen der Gemeinde unverzüglich 
mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Einrichtungen vor 
Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor 
Frost zu schützen. 

 
(4)  Der Einbau von Zwischenzählern in die 

Verbrauchsleitung ist dem Wasserabnehmer 
gestattet. Alle den Zwischenzähler betreffenden 
Kosten gehen zu seinen Lasten. Die Gemeinde ist 
nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis eines 
Zwischenzählers der Wasserzinsberechnung 
zugrunde zu legen. 

§ 22 
Nachprüfung von Messeinrichtungen 

 
(1)  Der Wasserabnehmer kann jederzeit die 

Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine 
Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte 
Prüfstelle nach § 39 des Mess- und Eich-gesetzes 
verlangen. Stellt der Wasserabnehmer den Antrag 
auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese 
vor Antragstellung zu benachrichtigen. 

 
(2)  Die Nachprüfung der Messeinrichtung aus Abs. 1 

kann (aus prüfungstechnischen Gründen) nur 
verlangt werden, solange diese noch in die 
Hausinstallation eingebunden ist, längstens bis zum 
Tag des Ausbaus. 

 
(3)  Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde zur 

Last, falls die Abweichung die gesetzlichen 
Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem 
Wasserabnehmer. 

 
§ 23 

Ablesung 
 
(1)  Die Messeinrichtungen mit Ausnahme der 

elektronischen Funkwasserzähler nach § 21 Abs. 
1a werden vom Beauftragten der Gemeinde 
abgelesen. Der Anschlussnehmer hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die Messeinrichtungen leicht 
zugänglich sind. 

 
(2)  Abweichend von Abs. 1 sind die Messeinrichtungen 

nach Aufforderung durch die Gemeinde vom 
Anschlussnehmer selbst abzulesen. Die 
Ableseergebnisse sind der Gemeinde schriftlich 
oder elektronisch über die Internetseite der 
Gemeinde bzw. der Verwaltungsgemeinschaft 
Hexental zu übermitteln. 

 
(3)  Wird das Ableseergebnis nicht innerhalb einer von 

der Gemeinde gesetzten, angemessenen Frist 
übermittelt oder darf ein Beauftragter der Gemeinde 
die Räume des Anschlussnehmers nicht zum 
Ablesen betreten, darf die Gemeinde den 
Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung 
schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind 
angemessen zu berücksichtigen. § 12 bleibt 
unberührt. 

 
§ 24 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1)  Die Gemeinde kann verlangen, dass der 

Anschlussnehmer auf eigene Kosten nach seiner 
Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeigneten 
Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank 
anbringt, wenn 

 
1.  das Grundstück unbebaut ist oder 

 
2.  die Versorgung des Gebäudes mit 

Anschlussleitungen erfolgt, die 
unverhältnismäßig lang sind oder nur unter 
besonderen Erschwernissen verlegt werden 
können, oder 

 
3.  kein Raum zur frostsicheren Unterbringung 

des Wasserzählers vorhanden ist. 
 
(2)  Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die 

Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zustand und 
jederzeit zugänglich zu halten. 

 
(3)  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der 

Einrichtungen auf seine Kosten verlangen, wenn sie 
an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar 
sind und die Verlegung ohne Beeinträchtigung einer 
einwandfreien Messung möglich ist. 
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Ill. Wasserversorgungsbeitrag 
 

§ 25 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres 
Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau 
der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen einen 
Wasserversorgungs-beitrag.  
 

§ 26 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die 

eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt 
werden können. Erschlossene Grundstücke, für die 
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und 
nach der geordneten baulichen Entwicklung der 
Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

 
(2)  Wird ein Grundstück an die öffentliche 

Wasserversorgung tatsächlich angeschlossen, so 
unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt 
sind. 

 
§ 27 

Beitragsschuldner, öffentliche Last 
 

(1)  Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigen-tümer 
des Grundstücks ist. 

 
(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 

so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des 
Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere 
Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend 
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(3)  Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- 

oder Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen 
zur gesamten Hand, ist die 
Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig. 

 
(4)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem 

Grundstück, im Falle des Abs. 2 Satz 1 auf dem 
Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 2, 2. Hs. auf 
dem Wohnungs- oder Teileigentum. 

 
§ 28 

Beitragsmaßstab 
 
Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist die 
Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachung der 
Grundstücksfläche (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor (§ 30); 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 

§ 29 
Grundstücksfläche 

 
(1)  Als Grundstücksfläche gilt: 
 

1.  bei Grundstücken im Bereich eines 
Bebauungsplans die Fläche, die der 
Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde 
zu legen ist; 

 
2.  soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder 

die erforderliche Festsetzung nicht ent-hält, 
die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu 
einer Tiefe von 30 Meter von der der 

Erschließungsanlage zugewandten 
Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder 
ge-werbliche Nutzung über diese Begrenzung 
hinaus oder sind Flächen tatsächlich 
angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe 
maßgebend, die durch die hintere Grenze der 
Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen 
Abstandsflächen, bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die 
wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage 
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur 
Nutzung zählen auch angelegte Grünflächen 
oder gärtnerisch genutzte Flächen.  

 
(2)  Teilflächenabgrenzungen nach § 31 Abs. 1 Satz 2 

KAG bleibt unberührt. 
 

§ 30 
Nutzungsfaktor 

 
(1)  Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die 

Grundstücksfläche (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor 
vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

 
1.  bei eingeschossiger Bebaubarkeit        1,00,  
2.  bei zweigeschossiger Bebaubarkeit      1,25,  
3.  bei dreigeschossiger Bebaubarkeit       1,50,  
4.  bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit  

                                                              1,75,  
5.  bei sechs- und mehrgeschossiger Bebau-

barkeit                                                   2,00 
 
(2)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, 

für die nur eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist 
oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete 
Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 
zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbedarfs- 
oder Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer 
Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem 
untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt 
werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel 
Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, 
Kleingartenanlagen). Die §§ 31 bis 34 finden keine 
Anwendung. 

 
§ 31 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt 

 
Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall 
eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist diese 
zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse im 
Sinne der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche 
Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zulässig, ist 
die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
 

§ 32 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt 

 
(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 

Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt als 
Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

 
(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung 

der Baumassenzahl zulässige Baumasse 
genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der 
Teilung dieser Baumasse durch die 
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Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des 
Ergebnisses durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine 
volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 
0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

 
§ 33 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen 

festsetzt 
 

(1)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 
baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 
als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der 
Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 

 
1.  3,0 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Dörfliche Wohngebiete (MDW), 
Ferienhaus-gebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 

 
2.  4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 

(MD), Mischgebiete (MI), Urbane Ge biete 
(MU), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (Gl) und son-stige 
Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete.  

 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. Setzt 
der Bebauungsplan die Art der baulichen Nutzung 
nicht fest, ist das Grundstück der Gebietsart nach 
Satz 1 Nr. 1 und 2 zuzuordnen, die der Eigenart 
seiner näheren Umgebung entspricht; ist eine 
Zuordnung nicht möglich, ist das Grundstück nach 
Satz 1 Nr. 2 zuzuordnen. 

 
(2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 

baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der 
senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der 
Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das 
festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen 
Anlage geteilt durch 

 
1.  2,7 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Dörfliche Wohngebiete (MWD), 
Ferienhaus-gebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 

 
2.  3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 

(MD), Mischgebiete (MI), Urbane 
Wohngebiete (MU), Kerngebiete (MK), 
Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) 
und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete.  

 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. Abs. 
1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

(3)  Ist im Einzelfall eine größere als die im 
Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher 
Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 
2 in eine Geschosszahl umzurechnen. 

 
(4)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 

Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl 
die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige 
Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine 
Geschosszahl umzurechnen.  

 
§ 34 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die keine Planfestsetzung im Sinne der §§ 31 bis 33 

bestehen 
 
(1)  Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in 

beplanten Gebieten, für die der Bebauungsplan 
keine Festsetzungen nach den §§ 31 bis 33 enthält, 
ist maßgebend: 

 
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der 

tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 

2.  bei unbebauten, aber bebaubaren 
Grundstücken die Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Geschosse. 

 
(2)  Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) 

ist maßgebend: 
 

1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Geschosse; 

 
2.  bei unbebauten Grundstücken, für die ein 

Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der 
genehmigten Geschosse. 

 
(3)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse im Sinne der 

LBO in der im Entstehungszeitpunkt (§ 37) 
geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück 
mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher 
Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der 
Vollgeschosse maßgebend. 

 
(4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein 

Vollgeschoss im Sinne der LBO, gilt als 
Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt 
durch die überbaute Grundstücksfläche und 
nochmals geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die 
nach Abs. 1 maßgebende Geschosszahl; das 
Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende 
volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die 
kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet werden. 

 
§ 35 

Weitere Beitragspflicht 
 
(1)  Von Grundstückseigentümern, für deren 

Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstanden 
ist oder deren Grundstücke beitragsfrei 
angeschlossen worden sind, werden weitere 
Beiträge erhoben, 

 
1.  soweit sich nach In-Kraft-Treten dieser 

Satzung die bauliche Nutzbarkeit des Grund-
stücks erhöht, wenn und soweit dies nach den 
§§ 30 bis 34 zu einer höheren Nutzungsfläche 
im Sinne des § 28 führt; 

 
2.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen 

vereinigt wird, für die eine Beitrags-schuld 
bisher nicht entstanden ist; 
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3.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet werden. 

 
(2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken 

Teilflächen gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 und  § 31 Abs. 
1 Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, 
entsteht eine weitere Beitragspflicht, soweit die 
Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung 
entfallen. 

 
§ 36 

Beitragssatz 
 
Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je qm 
Nutzungsfläche 4,95 Euro. 
 

§ 37 
Entstehung der Beitragsschuld 

 
(1)  Die Beitragsschuld entsteht: 
 

1.  In den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das 
Grundstück an die öffentliche Wasserver-
sorgungsanlage angeschlossen werden kann. 

 
2.  In den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem 

Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Ge-
nehmigung. 

 
3.  In den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 mit der 

Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-
Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer 
Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
3 BauGB 

 
4.  In den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 2, wenn die 

Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gem. § 49 
Abs. 3; 

 
5.  In den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 3, wenn das 

neugebildete Grundstück im Grundbuch 
eingetragen ist, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gem. § 49 
Abs. 4; 

 
6.  In den Fällen des § 35 Abs. 2, mit dem 

Wegfall der Voraussetzungen für eine 
Teilflächenabgrenzung nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 
dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz KAG, 
insbesondere mit dem Inkrafttreten eines 
Bebauungsplanes oder einer Satzung gemäß 
§ 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, 
der gewerblichen Nutzung oder des 
tatsächlichen Anschlusses von abgegrenzten 
Teilflächen jedoch frühestens mit der Anzeige 
einer Nutzungsänderung gemäß § 49 Abs. 5. 

 
(2)  Für Grundstücke, die schon vor dem 1. April 1964 

an die öffentliche Wasserversorgung hätten 
angeschlossen werden können, jedoch noch nicht 
angeschlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, 
frühestens mit dessen Genehmigung. 

 
(3)  Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über 

bestehende Hausanschlüsse) stehen dem 
unmittelbaren Anschluss an öffentliche 
Wasserversorgungsanlagen gleich. 

 
§ 38 

Fälligkeit 
 
Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat nach 
Bekanntgabe des Abgabebescheids fällig. 
 
 

§ 39 
Ablösung 

 
(1)  Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld 

noch nicht entstanden ist, mit dem 
Beitragsschuldner die Ablösung des 
Wasserversorgungsbeitrags vereinbaren. 

 
(2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der 

Höhe der voraussichtlich entstehenden 
Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den 
Bestimmungen dieser Satzung. 

 
(3)  Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 
IV. Benutzungsgebühren 

 
§ 40 

Erhebungsgrundsatz 
 
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen Grund- und 
Verbrauchsgebühren. 

 
§ 41 

Gebührenschuldner 
 
(1)   Schuldner der Benutzungsgebühren ist der 

Anschlussnehmer. Bei Wohnungs- und 
Teileigentum ist neben dem Anschlussnehmer auch 
der teilrechtsfähige Verband der Wohnungs-
eigentümergemeinschaft Gebührenschuldner. Beim 
Wechsel des Gebührenschuldners geht die 
Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang 
folgenden Kalendermonats auf den neuen 
Gebührenschuldner über. 

 
(2)   Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-

schuldner. 
 

§ 42 
Grundgebühr 

 
(1)  Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der 

Zählergröße erhoben (Zählergebühr). 
 

Sie beträgt bei Wasserzählern mit einer Nenngröße 
von: 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h    3 und 5 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h    1,5 und 2,5 
Überlastdurchfluss (Q4)                    3,125 und 5 
Dauerdurchfluss (Q3)                        2,5 und 4 
Euro pro Monat                                 0,91 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h   7 und 10 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h   3,5 und 5(6) 
Überlastdurchfluss (Q4)                    7,9 und 12,5 
Dauerdurchfluss (Q3)                       6,3 und 10 
Euro pro Monat                                 1,25 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h   20 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h   10 
Überlastdurchfluss (Q4)                    20 
Dauerdurchfluss (Q3)                       16 
Euro pro Monat                                 1,87 
 
Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen 
Wasserzählern entfällt die Grundgebühr. 

 
(2)  Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der 

Monat, in dem der Wasserzähler erstmals 
eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als 
voller Monat gerechnet. 

 
(3)  Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, 

Störungen im Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten 
oder aus ähnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu 
vertretenden Gründen länger als einen Monat 
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unterbrochen, so wird für die Zeit der 
Unterbrechung (abgerundet auf volle Monate) keine 
Grundgebühr berechnet. 

 
§ 43 

Verbrauchsgebühren 
 
(1)  Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen 

Wassermenge (§ 44) berechnet. Die 
Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter 5,15 
Euro. 

 
(2)  Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger 

beweglicher Wasserzähler verwendet, beträgt die 
Verbrauchsgebühr pro Kubikmeter 5,15 Euro. 

 
§ 44 

Gemessene Wassermenge 
 
(1) Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt auch 

dann als Gebührenbemes-sungsgrundlage, wenn 
sie ungenutzt (etwa durch schadhafte Rohre, 
offenstehende Zapfstellen oder Rohrbrüche hinter 
dem Wasserzähler) verloren gegangen ist. 

 
(2)  Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, dass der 

Wasserzähler über die nach der Eichordnung 
zulässigen Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch 
anzeigt, oder ist der Zähler stehen geblieben, so 
schätzt die Gemeinde den Wasserverbrauch 
gemäß § 162 Abgabenordnung. 

 
§ 45 

Verbrauchsgebühr bei Bauten 
 
(1)  Wird bei der Herstellung von Bauwerken das 

verwendete Wasser nicht durch einen Wasserzähler 
festgestellt, wird eine pauschale Verbrauchsgebühr 
erhoben. 

 
(2)  Bemessungsgrundlage für die Gebühr ist folgender 

pauschaler Wasserverbrauch: 
 

1.  Bei Neu-, Um oder Erweiterungsbauten von 
Gebäuden werden je angefangene 100 
Kubikmeter umbautem Raum fünf Kubikmeter 
als pauschaler Wasserverbrauch zugrunde 
gelegt; Gebäude mit weniger als 100 
Kubikmeter umbautem Raum bleiben 
gebührenfrei. Bei Fertigbauweise werden der 
Ermittlung des umbauten Raums nur die 
Keller- und Untergeschosse zugrunde gelegt. 

 
2.  Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht 

unter Nr. 1 fallen, werden je angefangene 
zehn Kubikmeter Beton- oder Mauerwerk 
zehn Kubikmeter als pauschaler 
Wasserverbrauch zugrunde gelegt; Bauwerke 
mit weniger als zehn Kubikmeter Beton- oder 
Mauerwerk bleiben gebührenfrei. 

 
§ 46 

Entstehung der Gebührenschuld 
 
(1)  In den Fällen der §§ 42 und 43 Abs. 1 entsteht die 

Gebührenschuld für ein Kalenderjahr mit Ablauf des 
Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein 
Benutzungsverhältnis 
 
vor Ablauf des Veranlagungszeitraums, entsteht die 
Gebührenschuld mit Ende des 
Benutzungsverhältnisses. 

 
(2)  In den Fällen des § 41 Abs. 1 Satz 3 entsteht die 

Gebührenschuld für den bisherigen 
Anschlussnehmer mit Beginn des auf den Übergang 
folgenden Kalendermonats, für den neuen 
Anschlussnehmer mit Ablauf des Kalenderjahres. 

 

(3)  In den Fällen des § 43 Abs. 2 entsteht die 
Gebührenschuld mit der Beendigung der 
Baumaßnahme, spätestens mit Einbau einer 
Messeinrichtung nach § 21. 

 
(4)  In den Fällen des § 45 entsteht die Gebührenschuld 

mit Beginn der Bauarbeiten. 
(5)  Die Gebührenschuld für die Grundgebühren nach § 

42 und die Verbrauchsgebühren nach § 43 sowie 
die Vorauszahlungen nach § 47 ruhen als 
öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 in Verbindung mit § 27 
KAG) im Falle des § 41 Absatz 1 Satz 1 auf dem 
Grundstück, dem Erbbaurecht oder dem 
Wohnungs- oder Teileigentum (§ 2 Abs. 1) sowie im 
Falle des § 41 Abs. 1 Satz 2 auf dem Wohnungs- 
bzw. Teileigentum. 

 
§ 47 

Vorauszahlungen 
 
(1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden 

ist, sind vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen 
auf die Grundgebühren nach § 42 und die 
Verbrauchsgebühren nach  § 43 Abs. 1 zu leisten. 
Die Vorauszahlungen sind jeweils zum 15. März, 
15. Juni und 15. September eines jeden Jahres zu 
leisten. Beginnt die Gebührenpflicht während des 
Veranlagungszeitraumes, entstehen die 
Vorauszahlungen erstmals zum nächsten der in 
Satz 2 genannten Termine. 

 
(2)  Jeder Vorauszahlung wird ein Viertel des zuletzt 

festgestellten Jahreswasserverbrauchs des 
Vorjahres sowie die Grundgebühr für 3 
Kalendermonate (§ 42) zugrunde gelegt. Beim 
erstmaligen Beginn der Gebührenpflicht werden die 
Vorauszahlungen auf der Grundlage der 
Grundgebühr, des Verbrauchsgebührensatzes und 
des geschätzten Jahreswasserverbrauchs des 
laufenden Jahres ermittelt. 

 
(3)  Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten 

Vorauszahlungen werden auf die Gebührenschuld 
für diesen Zeitraum angerechnet. 

 
(4)  In den Fällen des § 43 Abs. 2 sowie § 45 entfällt die 

Pflicht zur Vorauszahlung. 
 

§ 48 
Fälligkeit 

 
(1)  Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines 

Monats nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. Sind 
Vorauszahlungen (§ 47) geleistet worden, gilt dies 
nur, soweit die Gebührenschuld die geleisteten 
Vorauszahlungen übersteigt. Ist die 
Gebührenschuld kleiner als die geleisteten 
Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch 
Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 

 
(2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 47 werden jeweils 

zum 15. März, 15. Juni und 15. September eines 
jeden Jahres zur Zahlung fällig.  

 
V. Anzeigepflichten, Ordnungswidrigkeiten, Haftung 

 
§ 49 

Anzeigepflichten 
 
(1)  Binnen eines Monats sind der Gemeinde 

anzuzeigen 
 

1.  der Erwerb oder die Veräußerung eines an die 
öffentliche Wasserversorgung 
angeschlossenen Grundstücks; 
entsprechendes gilt beim Erbbaurecht sowie 
beim Wohnungs- und Teileigentum; 
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2.  Erweiterungen oder Änderungen der 
Verbrauchsanlage sowie die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen, soweit 
sich dadurch die Größen für die 
Gebührenbemessung ändern oder sich die 
vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 

(2)  Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Veräußerer 
und Erwerber, nach Abs. 1 Nr. 2 der 
Anschlussnehmer. 

 
(3)  Binnen eines Monats hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen 
vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bisher 
nicht entstanden ist; 

 
(4)  Binnen eines Monats hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn das Grundstück unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet wird. 

 
(5)  Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der 

Gemeinde mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen 
für Teilflächenabgrenzungen gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 
2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG 
entfallen sind, insbesondere abgegrenzte 
Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, 
tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie 
bauliche Anlagen errichtet werden. 

 
(6)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, 

so haftet im Falle des Abs. 1 Nr. 1 der bisherige 
Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, 
die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Anzeige 
bei der Gemeinde entfallen. 

 
§ 50 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der 

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 
1.  entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die 

öffentliche Wasserversorgung anschließt, 
 

2.  entgegen § 5 nicht seinen gesamten 
Wasserbedarf der öffentlichen Wasserversor-
gung entnimmt, 

 
3.  entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne 

schriftliche Zustimmung der Gemeinde 
weiterleitet, 

 
4.  entgegen § 14 Abs. 1 Hausanschlüsse 

herstellt, unterhält, erneuert, ändert, abtrennt 
oder beseitigt sowie entgegen § 14 Abs. 5 
Beschädigungen des Hausanschlusses nicht 
unverzüglich der Gemeinde mitteilt, 

 
5.  entgegen § 17 Abs. 2 Anlagen unter 

Missachtung der Vorschriften der Satzung, 
anderer gesetzlicher oder behördlicher 
Bestimmungen sowie der allgemein 
anerkannten Regeln der Technik errichtet, 
erweitert, ändert oder unterhält.  

 
6.  entgegen § 17 Abs. 4 Anlagen und 

Verbrauchseinrichtungen so betreibt, dass 
Störungen anderer Anschlussnehmer, 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
der Gemeinde bzw. Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers eintreten. 

 

(2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
2 KAG handelt, wer Vorsätzlich oder leichtfertig den 
Mitteilungspflichten nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und § 
49 Abs. 1 bis 5 dieser Satzung nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
§ 51 

Haftung bei Versorgungsstörungen 
 
(1)  Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch 

Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, 
haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhältnis 
oder unerlaubter Handlung im Falle 

 
1.  der Tötung oder Verletzung des Körpers oder 

der Gesundheit des Wasserab-nehmers, es 
sei denn, dass der Schaden von der 
Gemeinde oder einem ihrer Bediensteten 
oder einem Verrichtungsgehilfen weder 
vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden 
ist, 

 
2.  der Beschädigung einer Sache, es sei denn, 

dass der Schaden weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit der Gemeinde 
oder eines ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

 
3.  eines Vermögensschadens, es sei denn, dass 

dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe 
Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten 
Organs der Gemeinde verursacht worden ist. 

 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln 
von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

 
(2)  Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von 

Wasserabnehmern anzuwenden, die diese gegen 
ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen. Die 
Gemeindeist verpflichtet, den Wasserabnehmern 
auf Verlangen über die mit der 
Schadensverursachung durch ein drittes 
Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen 
insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind 
oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt werden 
können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des 
Schadensersatzes erforderlich ist. 

 
(3)  Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 Euro. 
 
(4)  Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte 

Wasser an einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 1), 
und erleidet dieser durch Unterbrechung der 
Wasserver-sorgung oder durch Unregelmäßigkeiten 
in der Belieferung einen Schaden, so haftet die 
 
Gemeinde dem Dritten gegenüber in demselben 
Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem 
Benutzungsverhältnis. 

 
(5)  Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser 

an einen Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner 
rechtlichen Möglichkeiten sicherzustellen, dass der 
Dritte aus unerlaubter Handlung keine 
weitergehenden Schadensersatzansprüche erheben 
kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen 
sind. Die Gemeinde weist den Anschlussnehmer 
darauf bei Be-gründung des 
Benutzungsverhältnisses besonders hin. 

 
(6)  Der Wasserabnehmer hat den Schaden 

unverzüglich der Gemeinde oder, wenn dieses 
feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen 
mitzuteilen. Leitet der Anschlussnehmer das 
gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er 
diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen. 
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§ 52 
Haftung von Wasserabnehmern und 

Anschlussnehmern 
 
(1)  Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft 

verursachte Schäden, die insbesondere infolge 
einer unsachgemäßen Benutzung oder den 
Bestimmungen dieser Satzung zuwiderlaufenden 
Benutzung oder Bedienung der Anlagen zur 
Wasserversorgung entstehen. Der 
Anschlussnehmer haftet für Schäden, die auf den 
mangelhaften Zustand seiner Anlage (§ 17) 
zurückzuführen sind. 

 
(2)  Der Haftende hat die Gemeinde von 

Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen 
solcher Schäden geltend gemacht werden. Sind 
Ansprüche auf Mängel an mehreren 
Verbrauchsanlagen zurückzuführen, so haften die 
Wasserabnehmer als Gesamt-schuldner. 

 
VI. Steuern, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 53 

Umsatzsteuer 
 
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung 
festgelegten Abgaben, Kostenersätzen und sonstigen 
Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, 
umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die 
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im 
Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 
 

§ 54 
In-Kraft-Treten 

 
(1)  Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen 

Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten 
anstelle dieser Satzung die 
Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des 
Entstehens der Abgabeschuld gegolten haben. 

 
(2)  Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Wasserversorgungssatzung 
vom 9. März 2010 mit allen späteren Änderungen 
außer Kraft. 

 
 
Horben, den 7. Dezember 2021 

 
(Siegel) 

 
Dr. Benjamin Bröcker 
Bürgermeister  
 
 
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder von auf Grund der GemO 
erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen 
dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind.  
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Gemeinde Horben 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 

 
Satzung über die öffentliche 

Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung – AbwS) der Gemeinde 

Horben 
vom 7. Dezember 2021 

 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für 
Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 
2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) 
hat der Gemeinderat der Gemeinde Horben am 7. 
Dezember 2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1  
Öffentliche Einrichtung 

 
(1)  Die Gemeinde Horben betreibt die Beseitigung des 

in ihrem Gebiet angefallenen Abwassers als eine 
öffentliche Einrichtung (öffentliche 
Abwasserbeseitigung). Voraussetzung für die 
Beseitigung ist, dass das Abwasser über eine 
Grundstücksentwässerungsanlage in die öffentliche 
Abwasseranlage gelangt oder zu einer öffentlichen 
Abwasseranlage gebracht (angeliefert) wird. 

 
(2)  Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz 

oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen. 
 
(3)  Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung 

oder Änderung der öffentlichen Abwasseranlage 
besteht nicht. 

 
§ 2  

Begriffsbestimmungen 
 

(1)  Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, 
landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in 
seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das 
bei Trockenwetter damit zusammen abfließende 
Wasser (Schmutzwasser) sowie das von 
Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen gesammelt abfließende 
Wasser (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser 
gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, 
Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und 
gesammelten Flüssigkeiten. 

 
(2)  Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, 

das im Gemeindegebiet angefallene Abwasser zu 
sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen 
zuzuleiten und zu reinigen. Öffentliche 
Abwasseranlagen sind insbesondere die 
öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von 
Grund- und Drainagewasser, durch die die 
öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, 
Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und 
Regenklärbecken, Retentionsbodenfilter, 
Abwasserpumpwerke, Kläranlagen und 
Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser (u. a. Mulden- und 
Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schächte), 
soweit sie nicht Teil der Grundstücks-
entwässerungsanlage sind, sowie offene und 
geschlossene Gräben, soweit sie von der 
Gemeinde zur öffentlichen Abwasserbeseitigung 
benutzt werden. Zu den öffentlichen 
Abwasseranlagen gehören auch für die 
Abwasserbeseitigung hergestellte künstliche 
Gewässer, auch wenn das eingeleitete Abwasser 
nur dem natürlichen Wasserkreislauf überlassen 

wird (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 KAG) sowie der Teil der 
Hausanschlussleitung, der im Bereich der 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verläuft 
(Grundstücksanschluss). 

 
(3)  Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle 

Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbehandlung, 
Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur 
öffentlichen Abwasseranlage dienen. Dazu gehören 
insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im 
Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser 
dem Grundstücksanschluss zuführen 
(Grundleitungen), Prüfschächte sowie Pumpanlagen 
bei einer Abwasserdruck-entwässerung und 
Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten 
Grundstücksflächen befinden.  

 
(4)  Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für 

außerplanmäßige Ableitungen in den öffentlichen 
Kanal; sie sind so auszulegen, dass eine Einleitung 
nur in Ausnahme-situationen (z.B. Starkregen) 
erfolgt. Drosseleinrichtungen dienen der 
gleichmäßigen und reduzierten (gedrosselten) 
Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal. 

 
II. Anschluss und Benutzung 

 
§ 3 

Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und 
zur Benutzung 

 
(1)  Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen 

Abwasser anfällt, sind nach näherer Bestimmung 
dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre 
Grundstücke an die öffentlichen Abwasseranlagen 
anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte 
auf den Grundstücken anfallende Abwasser der 
Gemeinde im Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 
WG zu überlassen. Der Erbbauberechtigte oder 
sonst dinglich zur baulichen Nutzung des 
Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des 
Eigentümers. 

 
(2)  Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 

1 trifft auch die sonst zur Nutzung eines 
Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten 
Personen. 

 
(3)  Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald 

die für sie bestimmten öffentlichen 
Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. 
Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach 
Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist 
das Grundstück innerhalb von sechs Monaten nach 
der betriebsfertigen Herstellung anzuschließen. 

 
(4)  Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn 

der Anschluss im Interesse der öffentlichen 
Gesundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen 
Gründen des öffentlichen Wohls geboten ist. 

 
§ 4 

Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss 
 

(1)  Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die 
nächste öffentliche Abwasseranlage technisch 
unzweckmäßig oder die Ableitung des Abwassers 
über diesen Anschluss für die öffentliche 
Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die 
Gemeinde verlangen oder gestatten, dass das 
Grundstück an eine andere öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen wird. 

 
(2)  Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche 

Abwasseranlage noch nicht hergestellt, kann die 
Gemeinde den vorläufigen Anschluss an eine 
andere öffentliche Abwasseranlage gestatten oder 
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verlangen. 
 

§ 5 
Befreiungen 

 
Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks 
an die öffentliche Abwasser-beseitigung und von der Pflicht 
zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 
Satz 1 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf 
Antrag insoweit und so lange zu befreien, als ihm der 
Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die 
öffentlichen Belange überwiegenden privaten Interesses an 
der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet 
werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich 
unbedenklich ist. 
 

§ 6 
Allgemeine Ausschlüsse 

 
(1)  Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind 

sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die 
Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der 
Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung 
beeinträchtigen, die öffentlichen Abwasseranlagen 
angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung 
behindern, erschweren oder gefährden können oder 
die den in öffentlichen Abwasseranlagen 
arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden 
können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und 
Dämpfe. 

 
(2)  Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 
 1.  Stoffe − auch im zerkleinerten Zustand −, die 

zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den 
öffentlichen Abwasseranlagen führen können 
(z.B. Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, Mist, 
Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, 
Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- und 
Lederabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, 
Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige 
Rückstände); 

 
 2.  feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder 

ölhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Heizöl, Karbid, 
Phenole, Öle und Fette, Öl-
/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, 
Reste von Pflanzenschutzmitteln oder 
vergleichbaren Chemikalien, Blut aus 
Schlachtungen, mit Krankheitskeimen 
behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie 
Arzneimittel; 

 
 3.  Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, 

Silosickersaft und Molke; 
 

 4.  faulendes und sonst übelriechendes 
Abwasser (z.B. milchsaure Konzentrate, 
Krautwasser); 

 
 5.  Abwasser, das schädliche oder belästigende 

Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 
 

 6.  Abwasser, das einem wasserrechtlichen 
Bescheid nicht entspricht; 

 
 7.  Abwasser, dessen Beschaffenheit oder 

Inhaltsstoffe über den Richtwerten des 
Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 115−2 
vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: 
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall e. V. – DWA –, Theodor-
Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen. 

 
(3)  Die Gemeinde kann im Einzelfall über die nach Abs. 

2 einzuhaltenden Anforderungen hinausgehende 
Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb 

der öffentlichen Abwasseranlagen erforderlich ist. 
 
(4)  Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen von 

den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 zulassen, 
wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die 
Versagung der Ausnahme im Einzelfall eine 
unbillige Härte bedeuten würde und der 
Antragsteller eventuell entstehende Mehrkosten  

 übernimmt. 
 

§ 7  
Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 

 
(1)  Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwasser von der 

öffentlichen Abwasserbeseitigung ausschließen, 
 
 a)  dessen Sammlung, Fortleitung oder 

Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder 
wegen der Art oder Menge des Abwassers 
unverhältnismäßig hohen Aufwand 
verursachen würde; 

 
 b)  das nach den allgemein anerkannten Regeln 

der Abwassertechnik nicht mit häuslichen 
Abwässern gesammelt, fortgeleitet oder 
behandelt werden kann. 

 
(2)  Die Gemeinde kann im Falle des Absatzes 1 den 

Anschluss und die Benutzung gestatten, wenn der 
Grundstückseigentümer die für den Bau und Betrieb 
der öffentlichen Abwasseranlagen entstehenden 
Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen 
angemessene Sicherheit leistet. 

 
(3)  Schließt die Gemeinde in Einzelfällen Abwasser von 

der Beseitigung aus, bedarf dies der Zustimmung 
der Wasserbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG). 

 
§ 8  

Einleitungsbeschränkungen 
 
(1)  Die Gemeinde kann im Einzelfall die Einleitung von 

Abwasser von einer Vorbehandlung oder 
Speicherung abhängig machen, wenn seine 
Beschaffenheit oder Menge dies insbesondere im 
Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen oder auf sonstige öffentliche 
Belange erfordert. 

 
(2)  Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche 

Abwasseranlagen, die nicht an eine öffentliche 
Kläranlage angeschlossen sind, nur nach 
ausreichender Vorbehandlung eingeleitet werden. 

 
(3)  Die Einleitung von Abwasser, das der 

Beseitigungspflicht nicht unterliegt, bedarf der  
 
schriftlichen Genehmigung der Gemeinde. Die 
Einleitung von sonstigem Wasser (zum  

 Beispiel Drainagewässer, Grundwasser) ist 
untersagt. Soweit die Einleitung von sonstigem 
Wasser nach der bisherigen Abwassersatzung mit 
schriftlicher Genehmigung der Gemeinde zulässig 
war, darf diese im genehmigten Umfang 
weitergeführt werden. Die Weiterführung ist 
ausgeschlossen, wenn sich die Gemeinde in der 
schriftlichen Genehmigung eine Kündigungs-
/Widerrufsmöglichkeit eingeräumt hat und von 
diesem Gebrauch macht. 

 
§ 9 

Eigenkontrolle 
 
(1)  Die Gemeinde kann verlangen, dass auf Kosten des 

Verpflichteten (nach § 3 Abs. 1 und 2) Vorrichtungen 
zur Messung und Registrierung der Abflüsse und 
der Beschaffenheit der Abwässer sowie zur 
Bestimmung der Schadstofffracht in die 
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Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder 
an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück 
angebracht, betrieben und in ordnungsgemäßem 
Zustand gehalten werden. 

 
(2)  Die Gemeinde kann auch verlangen, dass eine 

Person bestimmt wird, die für die Bedienung der 
Anlage und für die Führung des Betriebstagebuchs 
verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist 
mindestens drei Jahre lang, vom Datum der letzten 
Eintragung oder des letzten Beleges an gerechnet, 
aufzubewahren und der Gemeinde auf Verlangen 
vorzulegen. 

 
§ 10 

Abwasseruntersuchungen 
 
(1)  Die Gemeinde kann beim Verpflichteten 

Abwasseruntersuchungen vornehmen. Sie 
bestimmt, in welchen Abständen die Proben zu 
entnehmen sind, durch wen sie zu entnehmen sind 
und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 
21 Abs. 2 entsprechend. 

 
(2)  Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers 

Mängel festgestellt werden, hat der Verpflichtete 
diese unverzüglich zu beseitigen. 

 
§ 11  

Grundstücksbenutzung 
 
Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 93 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
durch die Gemeinde verpflichtet werden, für Zwecke der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen von 
Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- und Fortleitung von 
Abwasser über ihre Grundstücke zu dulden. Die 
Grundstückseigentümer haben insbesondere den 
Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu 
ihren Grundstücken zu dulden. 
 

III. Grundstücksanschlüsse, 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
§ 12 

Grundstücksanschlüsse 
 
(1)  Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden von 

der Gemeinde hergestellt, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Die 
Gemeinde kann mit dem Grundstücks- 

 eigentümer abweichende Vereinbarungen 
schließen. 

 
(2)  Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse 

sowie deren Änderung werden nach Anhörung des 
Grundstückseigentümers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen von der Gemeinde 
bestimmt. Die Gemeinde stellt die für den 
erstmaligen Anschluss eines Grundstücks 
notwendigen Grundstücksanschlüsse bereit.  

 
(3)  Jedes Grundstück, das erstmalig an die öffentlichen 

Abwasseranlagen angeschlossen wird, erhält einen 
Grundstücksanschluss; Grundstücke sind im 
Trennverfahren zu entwässern, beide 
Anschlusskanäle gelten als ein 
Grundstücksanschluss. Die Gemeinde kann mehr 
als einen Grundstücksanschluss herstellen, soweit 
sie es für technisch notwendig hält. In besonders 
begründeten Fällen (z. B. Sammelgaragen, 
Reihenhäuser) kann die Gemeinde den Anschluss 
mehrerer Grundstücke über einen gemeinsamen 
Grundstücksanschluss vorschreiben oder auf 
Antrag zulassen. 

(4) Die Gemeinde kann auf Antrag des 
Grundstückseigentümers weitere 
Grundstücksanschlüsse sowie vorläufige oder 

vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere 
Grundstücksanschlüsse gelten auch Anschlüsse für 
Grundstücke, die nach Entstehen der Beitragspflicht 
(§ 34) neu gebildet werden. 

 
§ 13  

Kostenerstattung 
 

(1)  Der Gemeinde sind vom Grundstückseigentümer zu 
erstatten: 

 
1.  Die Kosten der erstmaligen Herstellung (§ 12 

Abs. 3) und Beseitigung der notwendigen 
Grundstücksanschlüsse 

 
2.  Die Kosten der Unterhaltung, Erneuerung und 

Veränderung des Teils der notwendigen 
Grundstücksanschlüsse, der außerhalb von 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
verläuft, 

 
3.  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, 

Erneuerung, Veränderung und Beseitigung 
der weiteren, vorläufigen und 
vorübergehenden Grundstücksanschlüsse (§ 
12 Abs. 4).  

 
Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen 
für die Wiederherstellung des alten Zustands auf 
den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

 
(2)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 

endgültigen Herstellung des Grundstücksan- 
schlusses, im Übrigen mit der Beendigung der 
Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird binnen 
eines Monats nach Bekanntgabe des 
Abgabebescheids fällig. 
 

§ 14  
Private Grundstücksanschlüsse 

 
(1)  Private Grundstücksanschlüsse sind vom 

Grundstückseigentümer auf eigene Kosten zu 
unterhalten, zu ändern, zu erneuern und zu 
beseitigen. 

 
(2)  Entspricht ein privater Grundstücksanschluss an 

einer öffentlichen Abwasserleitung nach 
Beschaffenheit und Art der Verlegung den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik und etwaigen 
zusätzlichen Bestimmungen der Gemeinde und 
verzichtet der Grund-stückseigentümer schriftlich 
auf seine Rechte an der Leitung, so ist der 
Grundstücksanschluss auf sein Verlangen von der 
Gemeinde zu übernehmen. Dies gilt nicht für 
Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB) und 
private Grundstücksanschlüsse an privaten 
Entsorgungsleitungen (Hauptleitung). 

 
(3)  Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und 

Beseitigungsarbeiten an privaten 
Grundstücksanschlüssen (Abs. 1) sind der 
Gemeinde vom Grundstückseigentümer mindestens 
14 Tage vorher anzuzeigen. 

 
§ 15 

Genehmigungen 
 
(1)  Der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde 

bedürfen 
 
 1.  die Herstellung der Grundstücks-

entwässerungsanlagen, deren Anschluss 
sowie deren Änderung; 

 
 2.  die Benutzung der öffentlichen Abwasser-

anlagen sowie die Änderung der Benutzung.  
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 Bei vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüssen 

wird die Genehmigung widerruflich oder befristet 
ausgesprochen. 

 
(2)  Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare 

Anschluss (z. B. über bestehende 
Grundstücksentwässerungsanlagen) gleich. 

 
(3)  Aus dem Antrag müssen auch Art, 

Zusammensetzung und Menge der anfallenden 
Abwässer, die vorgesehene Behandlung der 
Abwässer und die Bemessung der Anlagen 
ersichtlich sein. Außerdem sind dem Antrag 
folgende Unterlagen beizufügen: 

 
 1. Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung 

sämtlicher auf dem Grundstück bestehender 
Gebäude, der Straße, der Schmutz- und 
Regenwasseranschlussleitungen, der vor dem 
Grundstück liegenden Straßenkanäle und der 
etwa vorhandenen weiteren Entwässerungs-
anlagen, Brunnen, Gruben, usw.; 

 
 2.Grundrisse des Untergeschosses 

(Kellergeschosses) der einzelnen anzuschließenden 
Gebäude im Maßstab 1:100 mit Einzeichnung der 
anzuschließenden Entwässerungsteile, der 
Dachableitung und aller Entwässerungsleitungen 
unter Angabe des Materials, der lichten Weite und 
der  Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse; 

 
 3.Systemschnitte der zu entwässernden 

Gebäudeteile im Maßstab 1:100 in der Richtung der 
Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptleitungen und 
der Fallrohre, der Dimensionen und der 
Gefällverhältnisse, der Höhenlage, der 
Entwässerungsanlage und des Straßenkanals, 
bezogen auf Normalnull), der Schnitt ist bis zum 
Straßenkanal darzustellen; die Rückstauebene ist 
anzugeben; 

 
4. im Falle einer beabsichtigten Versickerung von 
auf Dachflächen und befestigten Grundstücks-
flächen anfallendem Niederschlagswasser auf dem 
eigenen Grundstück zusätzlich folgende 
Planungsunterlagen: ein Erläuterungsbericht, ein 
Übersichtslageplan, eine Bemessung der 
Versickerungsanlage nach dem DWA- DVWK-
Arbeitsblatt A 138, Ermittlungen der Wassermenge 
(unter Angabe des Bemessungsregens, der 
Flächengrößen, der Art der Flächenbefestigung), ein 
Lageplan im Maßstab 1: 500 mit Darstellung der 
Entwässerung einschließlich der Versickerungs-
anlagen sowie eine Detailzeichnung der 
Versickerungsanlage.  
 
Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen 
Angaben (Höhenlage des Straßenkanals, Lage der 
Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) sind bei der 
Gemeinde einzuholen. Dort sind auch Formulare für 
die Entwässerungsanträge erhältlich. 

 
§ 16  

Regeln der Technik 
 
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für 
den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die 
die oberste Wasserbehörde durch öffentliche 
Bekanntmachung einführt. Von den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen 
werden, wenn den Anforderungen auf andere Weise 
ebenso wirksam entsprochen wird. 

 

(2)  Die Ableitung von Niederschlagswasser über 
öffentliche Verkehrsflächen und die Einleitung von 
Niederschlagswasser in öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlagen, die ausschließlich 
der Beseitigung von Schmutzwasser dienen, sind 
nicht zulässig. 

 
§ 17  

Herstellung, Änderung und Unterhaltung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
(1)  Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom 

Grundstückseigentümer auf seine Kosten 
herzustellen, zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern 
und nach Bedarf gründlich zu reinigen.  

 
(2)  Die Gemeinde kann, zusammen mit dem 

Grundstücksanschluss, einen Teil der 
Grundstücksentwässerungsanlage, vom 
Grundstücksanschluss bis einschließlich des 
Prüfschachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit 
entstehenden Kosten hat der 
Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 2 gilt 
entsprechend. Zu den erstattungsfähigen Kosten 
gehören auch die Aufwendungen für die 
Wiederherstellung des alten Zustands auf den 
durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

 
(3)  Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 

150 mm Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht 
mit Reinigungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie 
technisch möglich an die öffentliche 
Abwasseranlage zu setzen; er muss bis auf die 
Rückstauebene (§ 20) wasserdicht ausgeführt sein. 
Die Grundstücksentwässerungsanlagen, 
insbesondere die Vorbehandlungsanlagen, 
Revisionsschächte (Prüfschacht), 
Rückstauverschlüsse sowie 
Abwasserbehandlungsanlagen müssen auch nach 
der Inbetriebnahme stets zugänglich sein.  

 
(4)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage − 

auch vorübergehend − außer Betrieb gesetzt, so 
kann die Gemeinde den Grundstücksanschluss 
verschließen oder beseitigen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 2 gilt 
entsprechend. Die Gemeinde kann die in Satz 1 
genannten Maßnahmen auf den 
Grundstückseigentümer übertragen. 

 
§ 18  

Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, 
Zerkleinerungsgeräte 

 
(1)  Auf Grundstücken, auf denen Fette, 

Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Öle  
  oder Ölrückstände in das Abwasser gelangen 

können, sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser 
Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit 
dazugehörenden Schlammfängen) einzubauen, zu 
betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. Die 
Abscheider mit den dazugehörenden 
Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer 
in regelmäßigen Zeitabständen, darüber hinaus bei 
besonderem Bedarf, zu leeren und zu reinigen. Bei 
schuldhafter Säumnis ist er der Gemeinde 
gegenüber schadensersatzpflichtig. Für die 
Beseitigung/Verwertung der anfallenden Stoffe 
gelten die Vorschriften über die Abfallentsorgung. 
Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde 
unverzüglich mitzuteilen, wenn Abscheider nicht 
mehr benötigt werden oder zum Zwecke der 
Erneuerung oder Unterhaltung vorübergehend 
außer Betrieb genommen werden sollen. 

 
(2)  Die Gemeinde kann vom Grundstückseigentümer 

im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer 
Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies für die 
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Ableitung des Abwassers notwendig ist; dasselbe 
gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, die an 
Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden. § 
16 bleibt unberührt. 

 
(3)  Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, 

Papier und dergleichen sowie Handtuch-spender 
mit Spülvorrichtung dürfen nicht an 
Grundstücksentwässerungsanlagen ange-schlossen 
werden. 

 
§ 19 

Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen 
 
Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen 
sind unverzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das 
Grundstück über eine Abwasserleitung an eine öffentliche 
Kläranlage angeschlossen ist. Die Kosten für die Stilllegung 
trägt der Grundstückseigentümer selbst. 
 

§ 20 
Sicherung gegen Rückstau 

 
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen, insbesondere Toiletten 
mit Wasserspülung, Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, 
Waschbecken, die tiefer als die Straßenoberfläche an der 
Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung 
(Rückstauebene) liegen, müssen vom 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten gegen Rückstau 
gesichert werden. Im Übrigen hat der 
Grundstückseigentümer für rückstaufreien Abfluss des 
Abwassers zu sorgen. 
 

§ 21 
Abnahme und Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen, 
Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster 

 
(1)  Vor der Abnahme und der Dichtigkeitsprüfung, die in 

Anwesenheit eines Mitarbeiters der Gemeinde oder 
von der Gemeinde beauftragten Person 
durchgeführt werden muss, darf die 
Grundstücksentwässerungsanlage nicht in Betrieb 
genommen werden. Auf Antrag des Bauherrn kann 
die Abnahme, nicht aber die Dichtigkeitsprüfung, 
durch die Vorlage einer Bescheinigung des 
Bauleiters oder des ausführenden Unternehmers 
ersetzt werden, mit der die Herstellung der 
Grundstücksentwässerungsanlage entsprechend 
der Genehmigung (Entwässerungsgenehmigung 
oder Baugenehmigung) bestätigt wird. Die 
Bescheinigung nach Satz 2 und die Abnahme nach 
Satz 1 befreien den Bauherrn, den Planverfasser, 
den Bauleiter und den ausführenden Unternehmer 
nicht von ihrer Verant wortlichkeit für die 
vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung der 
Arbeiten. 

 
(2)  Die Gemeinde ist berechtigt, die 

Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die 
Grundstückseigentümer und Besitzer (nach § 3 Abs. 
1 und 2) sind verpflichtet, die Prüfungen zu dulden 
und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur 
Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in die 
Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Von der 
Gemeinde beauftragte Personen dürfen 
Grundstücke zur Überwachung der Einhaltung der 
satzungsrechtlichen Vorschriften und der Erfüllung 
danach auferlegter Verpflichtungen betreten. 

 
(3)  Werden bei der Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen Mängel 
festgestellt, hat sie der Grundstückseigentümer 
unverzüglich zu beseitigen. 

 
(4)  Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in 

Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung des 
Landes verpflichtet, Betriebe, von deren 
Abwasseranfall nach Beschaffenheit und Menge ein 
erheblicher Einfluss auf die öffentliche 
Abwasserbehandlungsanlage, deren Wirksamkeit, 
Betrieb oder Unterhaltung oder auf das Gewässer 
zu erwarten ist, in einem sogenannten 
Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei 
der Gemeinde geführt und auf Verlangen der 
Wasserbehörde übermittelt. Die Verantwortlichen 
dieser Betriebe sind verpflichtet, der Gemeinde auf 
deren Anforderung hin die für die Erstellung des 
Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu 
machen. Dabei handelt es sich um folgende 
Angaben: Namen des Betriebs und der 
Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, 
eingeleitete Abwassermenge, Art der 
Abwasservorbehandlungsanlage sowie der 
wesentlichen Abwasserinhaltsstoffe. Hierzu gehören 
insbesondere auch solche Stoffe, die in Anlage 5 
und 7 der Oberflächengewässerverordnung genannt 
sind. Die Gemeinde wird dabei die 
Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen sowie die Belange des 
Datenschutzes beachten. 

 
IV. Abwasserbeitrag 

 
§ 22 

Erhebungsgrundsatz 
 

Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres 
Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau 
der öffentlichen Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag. 
 

§ 23 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die 

eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt 
werden können. Erschlossene Grundstücke, für die 
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und 
nach der geordneten baulichen Entwicklung der 
Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

 
(2)  Wird ein Grundstück an die öffentlichen 

Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so 
unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt 
sind. 

 
§ 24 

Beitragsschuldner 
 

(1)  Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentümer 
des Grundstücks ist. 

 
(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 

so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des 
Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere 
Beitragsschuldner sind Gesamt-schuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend 
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(3)  Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- 

oder Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen 
zur gesamten Hand, ist die Gesamthands-
gemeinschaft beitrags-pflichtig. 

 
(4)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem 

Grundstück, im Falle des Abs. 2 Satz 1 auf dem 
Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 2, 2. Hs. auf 
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dem Wohnungs- oder Teileigentum. 
 

§ 25 
Beitragsmaßstab 

 
Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nutzungsfläche. 
Diese ergibt sich durch Verviel-fachung der 
Grundstücksfläche (§ 26) mit einem Nutzungsfaktor (§ 27); 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 

§ 26 
Grundstücksfläche 

 
(1)  Als Grundstücksfläche gilt: 
 

1.  bei Grundstücken im Bereich eines 
Bebauungsplans die Fläche, die der 
Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde 
zu legen ist; 

 
2.  soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder 

die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die 
tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer 
Tiefe von 30 Meter von der der 
Erschließungsanlage zugewandten 
Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder 
gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung 
hinaus oder sind Flächen tatsächlich 
angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe 
maßgebend, die durch die hintere Grenze der 
Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen 
Abstandsflächen, bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die 
wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei 
der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch 
angelegte Grünflächen oder gärtnerisch 
genutzte Flächen. 

 
(2)  Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 

KAG bleiben unberührt. 
 

§ 27 
Nutzungsfaktor 

 
(1)  Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die 

Grundstücksfläche (§ 26) mit einem Nutzungsfaktor 
vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

 
1.  bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00, 
2.  bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25; 
3.  bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50, 
4.  bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 

1,75, 
5.  bei sechs- und mehrgeschossiger 

Bebaubarkeit 2,00 
 
(2)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, 

für die nur eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist 
oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete 
Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 
zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbedarfs- 
oder Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer 
Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem 
untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt 
werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel 
Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingarten-
anlagen). Die §§ 28 bis 31 finden keine Anwendung. 

 
§ 28 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt 

 
Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall 
eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist diese 
zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. 
S. der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche 
Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zulässig, ist 
die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
 

§ 29 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt 

 
(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 

Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt als 
Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl  
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl 
abgerundet werden. 

 
(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung 

der Baumassenzahl zulässige Baumasse 
genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der 
Teilung dieser Baumasse durch die 
Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des 
Ergebnisses durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine 
volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 
0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

 
§ 30 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen 

festsetzt 
 

(1)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 
baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 
als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der 
Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 

 
1.  3,0 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Dörfliche Wohngebiete (MDW), 
Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 

 
2.  4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 

(MD), Mischgebiete (MI), Urbane Gebiete 
(MU), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige 
Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete.  

 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. Setzt 
der Bebauungsplan die Art der baulichen Nutzung 
nicht fest, ist das Grundstück der Gebietsart nach 
Satz 1 Nr. 1 und 2 zuzuordnen, die der Eigenart 
seiner näheren Umgebung entspricht; ist eine 
Zuordnung nicht möglich, ist das Grundstück nach 
Satz 1 Nr. 2 zuzuordnen. 

 
(2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 

baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
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setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der 
senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der 
Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das 
festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen 
Anlage geteilt durch 

 
1.  2,7 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Dörfliche Wohngebiete (MWD), 
Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 

 
2.  3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 

(MD), Mischgebiete (MI), Urbane 
Wohngebiete (MU), Kerngebiete (MK), 
Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) 
und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete.  

 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. Abs. 
1 Satz 3 gilt entsprechend. 
 

(3)  Ist im Einzelfall eine größere als die im 
Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher 
Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 
2 in eine Geschosszahl umzu-rechnen. 

 
(4)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 

Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl 
die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige 
Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine 
Geschosszahl umzurechnen. 

 
§ 31 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die keine Planfestsetzung im Sinne der §§ 28 bis 30 

bestehen 
 

(1)  Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in 
beplanten Gebieten, für die der Bebauungsplan 
keine Festsetzungen nach den §§ 28 bis 30 enthält, 
ist maßgebend: 

 
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der 

tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 

2.  bei unbebauten, aber bebaubaren 
Grundstücken die Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Geschosse. 

 
(2)  Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) 

ist maßgebend 
 

1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Geschosse; 

 
2.  bei unbebauten Grundstücken, für die ein 

Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der 
genehmigten Geschosse. 

(3)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO 
in der im Entstehungszeitpunkt (§ 34) geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere 
bauliche Anlagen mit unterschiedlicher 
Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der 
Vollgeschosse maßgebend. 

 
(4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein 

Vollgeschoss i. S. der LBO, gilt als Geschosszahl 
die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die 

überbaute Grundstücksfläche und nochmals geteilt 
durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 
maßgebende Geschosszahl; das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen 
ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl 
abgerundet werden. 

 
§ 32 

Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht 
 

(1)  Von Grundstückseigentümern, für deren 
Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstanden 
ist oder deren Grundstücke beitragsfrei 
angeschlossen worden sind, werden weitere 
Abwasserbeiträge erhoben, 
 
1.  soweit sich nach In-Kraft-Treten dieser 

Satzung die bauliche Nutzbarkeit des 
Grundstücks erhöht, wenn und soweit dies 
nach den §§ 26 bis 31 zu einer höheren 
Nutzungsfläche im Sinne des § 25 führt; 

2.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen 
vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld 
bisher nicht entstanden ist; 

 
3.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von 

Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet werden. 

 
(2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken 

Teilflächen gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 und § 31 Abs. 
1 Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, 
entsteht eine weitere Beitrags-pflicht, soweit die 
Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung 
entfallen. 

 
§ 33 

Beitragssatz 
 

Der Abwasserbeitrag beträgt je qm Nutzungsfläche 3,44 
Euro. 
 

§ 34 
Entstehung der Beitragsschuld 

 
(1)  Die Beitragsschuld entsteht: 
 

1.  In den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das 
Grundstück an den öffentlichen Kanal 
angeschlossen werden kann. 

 
2.  In den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem 

Anschluss, frühestens jedoch mit dessen 
Genehmigung. 

 
3.  In den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 1 mit der 

Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-
Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer 
Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
3 BauGB. 

 
4.  In den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 2, wenn die 

Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gemäß § 46 
Abs. 5. 

 
5.  In den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 3, wenn das 

neugebildete Grundstück im Grundbuch 
eingetragen ist, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gemäß § 46 
Abs. 6. 

 
6.  In den Fällen des § 32 Abs. 2, mit dem 

Wegfall der Voraussetzungen für eine 
Teilflächenabgrenzung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 
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und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere 
mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes 
oder einer Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz. 
1 BauGB, der Bebauung, der gewerblichen 
Nutzung oder des tatsächlichen Anschlusses 
von abgegrenzten Teilflächen, jedoch 
frühestens mit der Anzeige einer 
Nutzungsänderung gemäß § 46 Abs. 7. 

 
(2)  Für Grundstücke, die schon vor dem 1. April 1964 

an die öffentlichen Abwasseranlagen hätten 
angeschlossen werden können, jedoch noch nicht 
angeschlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, 
frühestens mit dessen Genehmigung. 

 
(3)  Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 

entsprechend. 
 

§ 35 
Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Abgabebescheids fällig. 
 

§ 36 
Ablösung 

 
(1)  Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld 

noch nicht entstanden ist, mit dem 
Beitragsschuldner die Ablösung des 
Abwasserbeitrags vereinbaren. 

 
(2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der 

Höhe der voraussichtlich entstehenden 
Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den 
Bestimmungen dieser Satzung. 

 
(3)  Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

V. Abwassergebühren 
 

§ 37 
Erhebungsgrundsatz 

 
(1)  Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der 

öffentlichen Abwasseranlagen getrennte 
Abwassergebühren für das auf den Grundstücken 
anfallende Schmutzwasser (Schmutzwassergebühr) 
und für das auf den Grundstücken anfallende 
Niederschlagswasser 
(Niederschlagswassergebühr). 

 
(2)  Für die Bereitstellung eines Zwischenzählers 

gemäß § 40 Abs. 2 und § 40 a Abs. 2 erhebt die 
Gemeinde eine Zählergebühr nach § 42a. 

 
§ 38 

Gebührenmaßstab 
 

(1)  Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach der 
Schmutzwassermenge, die auf dem an die 
öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstück anfällt (§ 40). 

 
(2)  Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich 

die Schmutzwasser-gebühr nach der eingeleiteten 
Schmutzwasser- bzw. Wassermenge. 

(3)  Wird Schmutzwasser zu einer öffentlichen 
Abwasserbehandlungsanlage gebracht, bemisst 
sich die Schmutzwassergebühr nach der Menge 
des angelieferten Schmutzwassers. 

 
(4)  Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach 

den bebauten und befestigten (versiegelten) 
Flächen der an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossenen Grundstücke (abgerundet auf 

volle m²), von denen das Niederschlagswasser den 
öffentlichen Abwasseranlagen über eine 
Grundstücksentwässerungsanlage oder in sonstiger 
Weise zugeführt wird (§ 41). 

 
§ 39 

Gebührenschuldner 
 

(1)  Schuldner der Schmutzwassergebühr nach § 38 
Abs. 1 und 2, der Zählergebühr nach § 37 Abs. 2 
sowie der Niederschlagswassergebühr nach § 38 
Abs. 4 ist der Grundstückseigentümer. Der 
Erbbauberechtigte ist anstelle des 
Grundstückseigentümers Gebührenschuldner. Bei 
Wohnungs- und Teileigentum ist neben dem 
Wohnungs- und Teileigentümer auch der 
teilrechtsfähige Verband der 
Wohnungseigentümergemeinschaft 
Gebührenschuldner. Beim Wechsel des 
Gebührenschuldners geht die Gebührenpflicht mit 
Beginn des auf den Übergang folgenden 
Kalendermonats auf den neuen Gebührenschuldner 
über. 

 
(2)  Gebührenschuldner der Gebühr nach § 38 Abs. 3 

ist derjenige, der das Schmutzwasser anliefert. 
 
(3)  Mehrere Gebührenschuldner sind 

Gesamtschuldner. 
 

§ 40 
Schmutzwassermenge 

 
(1)  In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 43 Abs. 

1 Satz 1) gilt im Sinne von § 38 Abs. 1 als 
angefallene Schmutzwassermenge: 

 
1.  die dem Grundstück aus der öffentlichen 

Wasserversorgung zugeführte Wasser-
menge; 

 
2.  bei nichtöffentlicher Trink- oder 

Brauchwasserversorgung die dieser 
entnommenen Wassermenge; 

 
3. im Übrigen das auf den Grundstücken 

anfallende Niederschlagswasser, soweit es 
als Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb 
genutzt wird (Zisternen). 

 
(2) Der Nachweis der angefallenen 

Schmutzwassermenge bei sonstigen Einleitungen 
(§ 8 Abs. 3), bei nichtöffentlicher Wasserversorgung 
(Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von 
Niederschlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 
3) soll durch Messung eines besonderen 
Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht werden, 
der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht. 
Zwischenzähler werden auf Antrag des 
Grundstückseigentümers von der Gemeinde 
eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im 
Eigentum der Gemeinde und werden von ihr 
abgelesen oder auf Verlangen der Gemeinde vom 
Anschlussnehmer selbst abgelesen. Die 
Voraussetzungen zum Einbau eines 
Zwischenzählers hat der Eigentümer zu schaffen; 
damit ggf. verbundene Änderungen der 
Hausinstallation hat der Eigentümer in Absprache 
mit der Gemeinde auf seine Kosten herstellen zu 
lassen. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der 
Wasser-versorgungssatzung der Gemeinde finden 
entsprechende Anwendung. 
 

(3) Solange der Gebührenschuldner bei Einleitungen 
nach Abs. 1 Nr. 2, die der Trinkwasser- und 
Brauchwasserversorgung dienen, keinen 
entsprechenden Antrag nach Abs. 2 stellt oder der 
Zwischenzähler nicht oder offenbar nicht richtig 
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anzeigt oder ein solcher aus baulichen Gründen 
nicht eingebaut werden kann, wird bei privaten 
Haushalten als angefallene Abwassermenge eine 
Pauschalmenge von 40 m³ je Jahr für die erste 
Person und von 35 m³ je Jahr für jede weitere 
Person zugrunde gelegt. Dabei werden alle 
während des Veranlagungszeitraums (§ 43 Abs. 1 
Satz 1) auf dem Grundstück polizeilich gemeldeten 
Personen berücksichtigt. Bei nur zeitanteiliger 
polizeilicher Meldung wird die Pauschalmenge 
entsprechend reduziert. Auf § 3 Abs. 1 Nr. 4c KAG 
i.V.m. § 162 AO wird verwiesen. 

 
(4) Solange der Gebührenschuldner bei Einleitungen 

nach Abs. 1 Nr. 2, die ausschließlich der 
Brauchwasserversorgung dienen und bei 
Einleitungen nach Absatz 1 Nr. 3, die ausschließlich 
der Brauchwasserversorgung dienen, keinen 
entsprechenden Antrag nach Abs. 2 stellt oder der 
Zwischenzähler nicht oder offenbar nicht richtig 
anzeigt oder ein solcher aus baulichen Gründen 
nicht eingebaut werden kann, wird bei privaten 
Haushalten als angefallene Abwassermenge eine 
Pauschalmenge von 12 m³ je Jahr und Person 
zugrunde gelegt. Dabei werden alle während des 
Veranlagungszeitraums (§ 43 Abs. 1 Satz 1) auf 
dem Grundstück polizeilich gemeldeten Personen 
berücksichtigt. Bei nur zeitanteiliger polizeilicher 
Meldung wird die Pauschalmenge entsprechend 
reduziert. Auf § 3 Abs. 1 Nr. 4c KAG i.V.m. § 162 
AO wird verwiesen. 

 
§ 40 a 

Absetzungen von der Schmutzwassermenge 
 

(1)  Wassermengen, die nachweislich nicht in die 
öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wurden, 
werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der 
Bemessung der Abwassergebühr abgesetzt. In den 
Fällen des Abs. 2 erfolgt die Absetzung von Amts 
wegen. 

 
(2)  Der Nachweis der nicht eingeleiteten 

Frischwassermengen soll durch Messung eines 
besonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) 
erbracht werden, der den eichrechtlichen 
Vorschriften entspricht. Zwischenzähler werden auf 
Antrag des Grundstückseigentümers von der 
Gemeinde eingebaut, unterhalten und entfernt; sie 
stehen im Eigentum der Gemeinde und werden von 
ihr abgelesen oder auf Verlangen der Gemeinde 
vom Anschlussnehmer selbst abgelesen. Die 
Voraussetzungen zum Einbau eines 
Zwischenzählers hat der Eigentümer zu schaffen; 
damit ggf. verbundene Änderungen der 
Hausinstallation hat der Eigentümer in Absprache 
mit der Gemeinde auf seine Kosten herstellen zu 
lassen. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der 
Wasserversorgungssatzung der Gemeinde finden 
entsprechende Anwendung. 

 
(3)  Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die 

abzusetzende Wassermenge nicht durch 
Messungen nach Absatz 2 festgestellt, werden die 
nicht eingeleiteten Wassermengen pauschal 
ermittelt. Dabei gilt als nicht eingeleitete 
Wassermenge im Sinne von Absatz 1: 

 
1.  je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, 

Ziegen und Schweinen 15 m³/Jahr, 
 

2.  je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³/Jahr. 
 

Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete 
Wassermenge wird von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende 
Wassermenge muss für jede für das 
Betriebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die 

sich dort während des Veranlagungszeitraums nicht 
nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr 
für die erste Person und für jede weitere Person 
mindestens 35 m³/Jahr betragen. Bei nur 
zeitanteiliger polizeilicher Meldung wird die 
Pauschalmenge entsprechend reduziert. Auf § 3 
Abs. 1 Nr. 4c KAG i.V.m. § 162 AO wird verwiesen. 

 
Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in 
Vieheinheiten zu § 51 des Be-wertungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist 
der Stichtag maßgebend, nach dem sich die 
Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende 
Jahr richtet. 
 

(4)  Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter 
Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids unter 
Angabe der abzusetzenden Wassermenge zu 
stellen.  

 
§ 41 

Versiegelte Grundstücksfläche 
 
(1)  Maßgebend für die Berechnung der bebauten und 

befestigten (versiegelten) Flächen der 
angeschlossenen Grundstücke ist der Zustand zu 
Beginn des Veranlagungszeitraumes, bei 
erstmaliger Entstehung der Gebührenpflicht der 
Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des 
Benutzungsverhältnisses. 

(2)  Die versiegelten Flächen (gemessen in m²) werden 
mit einem Faktor multipliziert, der unter 
Berücksichtigung des Grades der 
Wasserdurchlässigkeit wie folgt festgesetzt wird: 

 
a.  nicht wasserdurchlässige Flächen: 

 
Bodenflächen mit Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, 
Fliesen und sonstigen nicht wasserdurchlässigen 
Befestigungen mit Fugenverguss, pressverlegt, 
knirschverlegt oder auf Beton verlegt sowie 
Gebäudegrundrissflächen mit Dachbelag ohne 
Begrünung: 

 
Faktor 1,0 

 
b.  wenig wasserdurchlässige Flächen: 

 
Pflaster, Platten, Fliesen, Verbundsteine und 
sonstige nicht wasserdurchlässige Befestigungen 
ohne Fugenverguss oder mit wasserdurchlässigem 
Fugenverguss und auf sickerfähigem Untergrund 
verlegt: 

 
Faktor 0,7 

 
c.  stark wasserdurchlässige Flächen 

 
Bodenflächen mit Porenpflaster („Sickersteinen, 
Ökopflaster“), Kies oder Schotterflächen, 
Schotterrasen, Rasengittersteinen, Rasen- oder 
Splittfugenpflaster befestigt sowie 
Gebäudegrundrissflächen mit Dachbelag Gründach: 

 
Faktor 0,4 

 
d.   Für Tiefgaragen mit Dachbelag gelten die 

Faktoren für Gebäudegrundrissflächen mit 
Dachbelag entsprechend. Für versiegelte 
Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen 
Versiegelungsart nach den Buchstaben a) bis 
c), welche der betreffenden Versiegelung in 
Abhängigkeit vom Wasserdurch-
lässigkeitsgrad am nächsten kommt. 

 
(3)  Versiegelte Flächen, von denen das anfallende 

Niederschlagswasser regelmäßig in einer 
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Sickermulde, Rigolenversickerung, einem 
Sickerschacht oder einer ähnlichen 
Versickerungsanlage versickert und nur über einen 
Notüberlauf den öffentlichen Abwasseranlagen 
zugeführt wird, werden mit 10 vom Hundert der 
Fläche berücksichtigt. Dies gilt nur für Flächen oder 
Flächenanteile, für die die angeschlossenen 
Versickerungsanlagen ein Stauvolumen von 1 m³ je 
angefangene 50 m² angeschlossene Fläche und 
mindestens ein Stauvolumen von 2 m³ aufweisen. 

 
(4)  Versiegelte Teilflächen, von denen das anfallende 

Niederschlagswasser regelmäßig über eine 
Niederschlagswassernutzungsanlage (Zisterne) 
genutzt wird und nur über einen Notüberlauf 
und/oder eine Drosseleinrichtung den öffentlichen 
Abwasseranlagen zugeführt wird, werden 

 
a.  mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, 

wenn das dort anfallende Niederschlags-
wasser ganz oder teilweise im Haushalt oder 
Betrieb als Brauchwasser (z.B. für 
Toilettenanlagen, Waschmaschinen u. ä.) 
genutzt wird, 

 
b.  mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, 

wenn das dort anfallende Niederschlags- 
wasser ausschließlich zur Gartenbe-
wässerung genutzt wird. 

 
Dies gilt nur für Flächen oder Flächenanteile, für die 
die angeschlossenen Niederschlags-
wassernutzungsanlagen ein Speichervolumen von 1 
m³ je angefangene 50 m² angeschlossene Fläche 
und mindestens ein Speichervolumen von 2 m³ 
aufweisen. 

 

(5)  Abs. 3 und 4 gelten entsprechend für sonstige 
Anlagen, die in ihren Wirkungen vergleichbar sind. 

 
(6)  Der Gebührenschuldner hat die bebauten und 

befestigten (versiegelten) Flächen, ihre 
Versiegelungsart sowie Art und Umfang 
vorhandener Versickerungsanlagen und 
Niederschlagswassernutzungsanlagen mittels eines 
Erklärungsformulars anzuzeigen. Das 
Erklärungsformular wird von der Gemeinde zur 
Verfügung gestellt. In das Erklärungsformular sind 
die für die Berechnung der Flächen, die an die 
zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 
angeschlossen sind, notwendigen Maße 
einzutragen. Unbeschadet amtlicher Nachprüfung 
wird aus dieser Anzeige die Berechnungsfläche 
ermittelt. Sie ist bei der Berechnung der 
Niederschlagswassergebühr ab dem folgenden 
Monat nach Beginn der Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlagen zu berücksichtigen. 

 
(7)  Änderungen der nach Abs. 6 erforderlichen 

Angaben hat der Grundstückseigentümer der 
Gemeinde unverzüglich in gleicher Form 
mitzuteilen. Sie sind bei der Berechnung der 
Niederschlagswassergebühr ab dem der 
Fertigstellung der Änderung folgenden Monat zu 
berücksichtigen. 

 
 

§ 42 
Höhe der Abwassergebühren 

 
(1)  Die Schmutzwassergebühr bei Einleitungen nach § 

38 Abs. 1 und 2 beträgt je m³ Schmutzwasser 
 vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022  
                                                                   0,85 Euro 
 ab dem 1. Januar 2023                              0,84 Euro 
 
(2)  Für Schmutzwasser, das zu einer öffentlichen 

Abwasserbehandlungsanlage gebracht wird (§ 38 

Abs. 3), erfolgen folgende Aufschläge auf die 
Gebühr nach Abs. 1: 

 
a.  bei Schmutzwasser aus Kleinkläranlagen 20% 
 
b.  bei Schmutzwasser aus geschlossenen 

Gruben 20 % 
 

c.  bei Schmutzwasser, das aus keiner der 
Anlagen nach  a) und b) stammt 50 % 

 
(3)  Die Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 4) 

beträgt je m² der nach § 41 Abs. 2 bis 4 gewichteten 
versiegelte Fläche  
vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022  

                                                                   0,25 Euro 
 ab dem 1. Januar 2023                              0,26 Euro 
 

§ 42 a 
Zählergebühr 

 
(1)  Die Zählergebühr (§ 37 Abs. 2) beträgt bei Zählern 

mit einer Nenngröße von  
 

Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h    3 und 5 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h    1,5 und 2,5 
Überlastdurchfluss (Q4)                    3,125 und 5 
Dauerdurchfluss (Q3)                        2,5 und 4 
Euro pro Monat                                 0,91 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h   7 und 10 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h   3,5 und 5(6) 
Überlastdurchfluss (Q4)                    7,9 und 12,5 
Dauerdurchfluss (Q3)                       6,3 und 10 
Euro pro Monat                                 1,25 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h   20 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h   10 
Überlastdurchfluss (Q4)                    20 
Dauerdurchfluss (Q3)                       16 
Euro pro Monat                                 1,87 
 

(2)  Bei der Berechnung der Zählergebühr wird der 
Monat, in dem der Zwischenzähler erstmals 
eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als 
voller Monat gerechnet. 

 
§ 43 

Entstehung der Gebührenschuld 
 

(1)  In den Fällen des § 38 Abs. 1 und 4 und des § 37 
Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld für ein 
Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres 
(Veranlagungszeitraum). Endet ein 
Benutzungsverhältnis vor Ablauf des 
Veranlagungszeitraumes, entsteht die 
Gebührenschuld mit Ende des 
Benutzungsverhältnisses. Die Zählergebühr nach § 
37 Abs. 2 wird für jeden angefangenen 
Kalendermonat erhoben, in dem auf dem 
Grundstück ein Zwischenzähler vorhanden ist. 

 
(2)  In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 4 entsteht die 

Gebührenschuld für den bisherigen 
Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Kalendermonats; für den 
neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des 
Kalenderjahres. Die Berechnung der 
Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 4) erfolgt in 
diesem Fall anteilig für die jeweiligen 
Kalendermonate des Veranlagungszeitraums. 

(3)  In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die 
Gebührenschuld bei vorübergehender Einleitung mit 
Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf 
des Veranlagungs-zeitraums. 
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(4)  In den Fällen des § 38 Abs. 3 entsteht die 

Gebührenschuld mit der Anlieferung des 
Schmutzwassers. 

 
(5)  Die Gebührenschuld für die Abwassergebühren 

und Zählergebühren nach § 37 Abs. 1 und 2 
sowie die Vorauszahlungen gemäß § 44 ruhen als 
öffentliche Last (§ 13 Abs.3 i.V.m. § 27 KAG) im 
Falle des § 39 Abs. 1 Satz 1 auf dem Grundstück, 
im Falle des § 39 Abs. 1 Satz 2 auf dem 
Erbbaurecht und im Falle des § 39 Abs. 1 Satz 3 
auf dem Wohnungs- bzw. Teileigentum.  

 
§ 44 

Vorauszahlungen 
 

(1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden 
ist, sind vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen 
auf die Schmutzwassergebühr (§ 38 Abs. 1), die 
Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 4) und die 
Zählergebühr (§ 37 Abs. 2) zu leisten. Die 
Vorauszahlungen entstehen zum 15. März, zum 15. 
Juni und zum 15. September eines jeden 
Kalenderjahres. Beginnt die Gebührenpflicht 
während des Veranlagungs- 
 
zeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen 
erstmalig zum nächsten der in Satz 2 genannten 
Termine. 

 
(2)  Jede Vorauszahlung für die Schmutzwassergebühr 

ist ein Viertel der zuletzt festgestellten 
Schmutzwassermenge (§§ 40, 40 a), jeder 
Vorauszahlung für die Niederschlagswassergebühr 
ein Viertel der zuletzt festgestellten versiegelten 
Grundstücksfläche (§ 41) sowie jeder 
Vorauszahlung auf die Zählergebühr die 
Gebührenschuld für drei Kalendermonate (§ 42 a 
Abs. 1) zugrunde zu legen. Bei erstmaligem Beginn 
der Gebührenpflicht wird der voraussichtliche 
Jahreswasser-verbrauch geschätzt. Die 
voraussichtliche versiegelte Fläche wird geschätzt, 
solange die Erklärung nach § 41 Abs. 6 nicht 
abgegeben oder die Feststellung nach § 46 Abs. 10 
nicht getroffen wurde. 

 
(3)  Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten 

Vorauszahlungen werden auf die Gebührenschuld 
für diesen Zeitraum angerechnet. 

 
(4)  In Fällen des § 38 Abs. 2 und 3 entfällt die Pflicht 

zur Vorauszahlung. 
 

§ 45 
Fälligkeit 

 
(1)  Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines 

Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 44) 
geleistet worden, gilt dies nur, soweit die 
Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen 
übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die 
geleisteten Vorauszahlungen, wird der 
Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder 
Zurückzahlung ausgeglichen. 

 
(2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden zu den in 

§ 44 Abs. 1 Satz 2 genannten Terminen zur 
Zahlung fällig. 

 
 

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 
 

§ 46 
Anzeigepflicht 

 

(1)  Binnen eines Monats sind der Gemeinde der 
Erwerb oder die Veräußerung eines an die 
öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstückes anzuzeigen. Entsprechendes gilt 
beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen 
baulichen Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig sind der 
Veräußerer und der Erwerber. 

 
(2)  Binnen eines Monats nach Ablauf des 

Veranlagungszeitraums hat der Gebührenschuldner 
der Gemeinde anzuzeigen: 

 
a. die Menge des Wasserverbrauchs aus einer 

nichtöffentlichen Wasserversorgungs-anlage; 
 

b.  das auf dem Grundstück gesammelte und als 
Brauchwasser genutzte Nieder-schlagswasser 
(§ 40 Abs. 1 Nr. 3); 

 
c.  die Menge der Einleitung aufgrund besonderer 

Genehmigung (§ 8 Abs. 3). 
 

(3)  Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer 
und die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder 
einer Wohnung berechtigten Personen der 
Gemeinde mitzuteilen: 

 
a.  Änderungen der Beschaffenheit, der Menge 

und des zeitlichen Anfalls des Ab-wassers; 
 

b.  wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die 
öffentlichen Abwasseranlagen ge-langen oder 
damit zu rechnen ist. 

 
(4)  Binnen eines Monats hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen 
vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bisher 
nicht entstanden ist; 

 
(5)  Binnen eines Monats hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn das Grundstück unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet wird. 

(6)  Binnen eines Monats hat der 
Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn die Voraussetzungen für Teilflächen-
abgrenzungen gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 und § 31 
Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere 
abgegrenzte Teilflächen gewerblich oder als 
Hausgarten genutzt, tatsächlich an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung ange-schlossen oder auf 
ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet 
werden. 

 
(7)  Der Gebührenschuldner hat die Anzeige nach § 41 

Abs. 6 innerhalb eines Monats nach Aufforderung 
durch die Gemeinde vorzulegen. Bei Änderungen 
nach § 41 Abs. 7 besteht die Anzeigepflicht ohne 
Aufforderung der Gemeinde. 

 
(8)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch 

nur vorübergehend, außer Betrieb gesetzt, hat der 
Grundstückseigentümer diese Absicht so frühzeitig 
mitzuteilen, dass der Grundstücksanschluss 
rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden 
kann. 

(9)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, 
so haftet im Falle des Abs. 1 der bisherige 
Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, 
die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang der Anzeige 
bei der Gemeinde entfallen. 

 
(10)  Kommt der Gebührenschuldner seinen Pflichten 

nach Abs. 7 trotz schriftlicher Erinnerung mit 
Fristsetzung von mindestens 30 Tagen nicht nach, 



Hexentäler Amtsblatt Nr. 26/2021- Öffentliche Bekanntmachungen 
 

erfolgt die Feststellung durch die Gemeinde oder 
deren Beauftragten. 

 
§ 47 

Haftung der Gemeinde 
 

(1)  Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch 
Betriebsstörungen, die die Gemeinde nicht zu 
vertreten hat, vorübergehend ganz oder teilweise 
außer Betrieb gesetzt oder treten Mängel oder 
Schäden auf, die durch Rückstau infolge von 
Naturereignissen wie Hochwasser, Starkregen oder 
Schneeschmelze oder durch Hemmungen im 
Abwasserablauf verursacht sind, so erwächst 
daraus kein Anspruch auf Schadenersatz. Dasselbe 
gilt, wenn die Entsorgung der dezentralen 
Abwasseranlagen wegen höherer Gewalt, 
Betriebsstörungen, Witterungseinflüssen, 
Hochwasser oder aus ähnlichen Gründen nicht oder 
nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann. Ein 
Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von 
Beiträgen oder Gebühren entsteht in keinem Fall. 

 
(2)  Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur 

Sicherung gegen Rückstau (§ 20) bleibt unberührt. 
 
(3)  Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet 

die Gemeinde nur für Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit. 

 
§ 48 

Haftung der Grundstückseigentümer 
 

Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für 
schuldhaft verursachte Schäden, die infolge einer 
unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser Satzung 
widersprechenden Benutzung oder infolge eines 
mangelhaften Zustands der Grundstücks-
entwässerungsanlagen entstehen. Sie haben die Gemeinde 
von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen 
solcher Schäden geltend gemacht werden. 

 
§ 49 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 
1.  entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der 

Gemeinde überlässt; 
2.  entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der 

Einleitung ausgeschlossene Abwässer oder 
Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen 
einleitet oder die für einleitbares Abwasser 
vorgegebenen Richtwerte überschreitet; 

 
3.  entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne 

Vorbehandlung oder Speicherung in 
öffentliche Abwasseranlageneinleitet; 

 
4.  entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges 

Abwasser ohne ausreichende Vorbehandlung 
in öffentliche Abwasseranlagen einleitet, die 
nicht an eine öffentliche Kläranlage 
angeschlossen sind; 

 
5.  entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder 

Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht 
unterliegt, ohne besondere Genehmigung der 
Gemeinde in öffentliche Abwasseranlagen 
einleitet; 

 
6.  entgegen § 12 Abs. 1a 

Grundstücksanschlüsse ohne Gestattung der 
Gemeinde selber herstellt, unterhält, erneuert, 
ändert, abtrennt oder beseitigt; 

 

7.  entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche 
Genehmigung der Gemeinde eine 
 Grundstücksentwässerungsanlage herstellt, 
anschließt oder ändert oder eine öffentliche 
Abwasseranlage benutzt oder die Benutzung 
ändert; 

 
8.  die Grundstücksentwässerungsanlage nicht 

nach den Vorschriften des § 16 und des § 17 
Absätze 1 und 3 herstellt, unterhält oder 
betreibt; 

 
9.  entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige 

Entleerung und Reinigung der Abscheider 
nicht rechtzeitig vornimmt; 

 
10.  entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte 

für Küchenabfälle, Müll, Papier und 
dergleichen oder Handtuchspender mit 
Spülvorrichtungen an seine 
Grundstücksentwässerungsanlagen 
anschließt; 

 
11.  entgegen § 21 Abs. 1 die 

Grundstücksentwässerungsanlage vor der 
Abnahme in Betrieb nimmt. 

 
(2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

2 und Satz 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig den Anzeigepflichten nach § 46 Absätze 
1 bis 10 nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt. 

 
VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 50 

In-Kraft-Treten 
 

(1)  Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen 
Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten 
anstelle dieser Satzung die 
Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des 
Entstehens der Abgabeschuld gegolten haben. 

 
(2)  Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Abwassersatzung vom 9. März 
2010 mit allen späteren Änderungen außer Kraft. 

 
Horben, den 7. Dezember 2021 

 
(Siegel) 

Dr. Benjamin Bröcker 
Bürgermeister  
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder von auf Grund der GemO 
erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen 
dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind.  
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Gemeinde Merzhausen 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 

 
Satzung über den Anschluss an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage und die 
Versorgung der Grundstücke mit Wasser 
(Wasserversorgungssatzung – WVS) der 
Gemeinde Merzhausen vom 9. Dezember 

2021 
 

Aufgrund von §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11,13,20 und 42 
des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg 
(KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde ´Merzhausen am 
9. Dezember 2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung 

 

(1)  Die Gemeinde Merzhausen betreibt die 
Wasserversorgung als eine öffentliche Einrichtung 
zur Lieferung von Trinkwasser. Art und Umfang der 
Wasserversorgungsanlagen bestimmt die 
Gemeinde.  

 
(2)  Die Gemeinde kann die Wasserversorgung ganz 

oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen. 
 

§ 2  
Anschlussnehmer, Wasserabnehmer 

 
(1)  Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, 

dem Erbbauberechtigte, Wohnungs- und 
Teileigentümer, Wohnungserbbauberechtigte und 
sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich 
Berechtigte gleichstehen. 

 
(2)  Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, 

alle sonstigen zur Entnahme von Wasser auf dem 
Grundstück Berechtigten sowie jeder, der der 
öffentlichen Wasserversorgung tatsächlich Wasser 
entnimmt. 

 
§ 3 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1)  Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde 

liegenden Grundstücks ist berechtigt, den 
Anschluss seines Grundstücks an die 
Wasserversorgungsanlage und die Belieferung mit 
Trinkwasser nach Maßgabe der Satzung zu 
verlangen. 
 

(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich 
nur auf solche Grundstücke, die durch eine 
Versorgungsleitung erschlossen werden. Die 
Grundstückseigentümer können nicht verlangen, 
dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder 
eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. 

 
(3)  Der Anschluss eines Grundstücks an eine 

bestehende Versorgungsleitung kann abgelehnt 
werden, wenn die Wasserversorgung wegen der 
Lage des Grundstücks oder aus sonstigen 
technischen oder betrieblichen Gründen der 
Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder 
besondere Maßnahmen erfordert. 

 
(4)  Die Gemeinde kann im Falle der Absätze 2 und 3 

den Anschluss und die Benutzung gestatten, sofern 
der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit 
dem Bau und Betrieb zusammenhängenden 
Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen 
Sicherheit zu leisten. 

 
 

 
§ 4 

Anschlusszwang 
 
(1)  Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen 

Wasser verbraucht wird, sind verpflichtet, diese 
Grundstücke an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie 
an eine öffentliche Straße mit einer betriebsfertigen 
Versorgungsleitung grenzen oder ihren 
unmittelbaren Zugang zu einer solchen Straße 
durch einen Privatweg haben. Befinden sich auf 
einem Grundstück mehrere Gebäude zum 
dauernden Aufenthalt von Menschen, so ist jedes 
Gebäude anzuschließen. 

 
(2)  Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der 

Grundstückseigentümer auf Antrag befreit, wenn 
der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe 
schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
§ 5 

Benutzungszwang 
 
(1)  Auf Grundstücken, die an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage angeschlossen sind, 
haben die Wasserabnehmer ihren gesamten 
Wasserbedarf aus dieser zu decken. 
Ausgenommen hiervon ist die Nutzung von 
Niederschlagswasser für Zwecke der 
Gartenbewässerung. Weitere Ausnahmen sind 
nach Absatz 3 möglich. 

 
(2)  Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der 

Wasserabnehmer auf Antrag befreit, wenn die 
Benutzung ihm aus besonderen Gründen auch 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. 

 
(3)  Die Gemeinde räumt dem Wasserabnehmer 

darüber hinaus im Rahmen des ihr wirtschaftlich 
Zumutbaren auf Antrag die Möglichkeit ein, den 
Bezug auf einen von ihm gewünschten 
Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu 
beschränken. 

 
(4)  Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist 

unter Angabe der Gründe schriftlich bei der 
Gemeinde einzureichen. 

 
(5)  Der Wasserabnehmer hat der Gemeinde vor 

Errichtung einer Eigengewinnungsanlage Mitteilung 
zu machen. Er hat durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass von seiner Eigenanlage keine 
Rückwirkungen in die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage möglich sind.  

 
§ 6 

Art der Versorgung 
 
(1)  Das Wasser muss den jeweils geltenden 

Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der 
Technik für Trinkwasser entsprechen. Die 
Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser unter dem 
Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung 
des üblichen Bedarfs in dem betreffenden 
Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist 
berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des 
Wassers im Rahmen der gesetzlichen und 
behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten 
Regeln der Technik zu ändern, falls dies in 
besonderen Fällen aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei 
sind die Belange des Wasserabnehmers möglichst 
zu berücksichtigen. 
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(2)  Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an 

Beschaffenheit und Druck des Wassers, die über 
die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so 
obliegt es ihm selbst, die erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen. 

 
§ 7 

Umfang der Versorgung, Unterrichtung 
bei Versorgungsunterbrechungen 

 
(1)  Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser jederzeit 

am Ende der Anschlussleitung zur Verfügung zu 
stellen. Dies gilt nicht, 

 
1.  soweit zeitliche Beschränkungen zur 

Sicherstellung der öffentlichen Wasserver-
sorgung erforderlich oder sonst nach dieser 
Satzung vorbehalten sind, 

 
2.  soweit und solange die Gemeinde an der 

Versorgung durch höhere Gewalt oder 
sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr 
wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist. 

 
(2)  Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit 

dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten 
erforderlich ist. Die Gemeinde hat jede 
Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich 
zu beheben. 

 
(3)  Die Gemeinde hat die Wasserabnehmer bei einer 

nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten 
Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in 
geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur 
Unterrichtung entfällt, wenn sie 

 
1.  nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich 

ist und die Gemeinde dies nicht zu vertreten 
hat oder 

 
2.  die Beseitigung von bereits eingetretenen 

Unterbrechungen verzögern würde. 
 

§ 8 
Verwendung des Wassers, sorgsamer 

Umgang 
 

(1)  Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des 
Anschlussnehmers, seiner Mieter und ähnlich 
berechtigter Personen zur Verfügung gestellt. Die 
Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit 
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde zulässig. 
Diese muss erteilt werden, wenn dem Interesse an 
der Weiterleitung nicht überwiegende 
versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 

 
(2)  Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, 

soweit nicht in dieser Satzung oder aufgrund 
sonstiger gesetzlicher oder behördlicher 
Vorschriften Beschränkungen vorgesehen sind. Die 
Gemeinde kann die Verwendung für bestimmte 
Zwecke beschränken, soweit dies zur 
Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung 
erforderlich ist. 

 
(3)  Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von 

Bauwasser ist bei der Gemeinde vor Beginn der 
Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes gilt für 
Anschlüsse zu sonstigen vorübergehenden 
Zwecken. 

 
(4)  Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum 

Feuerlöschen, sondern zu anderen 
vorübergehenden Zwecken entnommen werden, 
sind hierfür Hydrantenstandrohre der Gemeinde mit 
Wasserzählern zu benutzen. 

 

(5)  Sollen auf einem Grundstück besondere 
Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, sind 
über ihre Anlegung, Unterhaltung und Prüfung 
besondere Vereinbarungen mit der Gemeinde zu 
treffen. 

(6)  Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung 
ist sorgsam umzugehen. Die Wasserabnehmer 
werden aufgefordert, wassersparende Verfahren 
anzuwenden, soweit dies insbesondere wegen der 
benötigten Wassermenge mit Rücksicht auf den 
Wasserhaushalt zumutbar und aus hygienischen 
Gründen vertretbar ist. 

 
§ 9 

Unterbrechung des Wasserbezugs 
 

(1)  Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug länger 
als drei Monate einstellen, so hat er dies der 
Gemeinde mindestens zwei Wochen vor der 
Einstellung schriftlich mitzuteilen. Wird der 
Wasserverbrauch ohne rechtzeitige schriftliche 
Mitteilung eingestellt, so haftet der 
Anschlussnehmer der Gemeinde für die Erfüllung 
sämtlicher sich aus der Satzung ergebenden 
Verpflichtungen. 

 
(2)  Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige 

Absperrung seines Anschlusses verlangen, ohne 
damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen. 

 
§ 10 

Einstellung der Versorgung 
 
(1)  Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung fristlos 

einzustellen, wenn der Wasserabnehmer den 
Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und 
die Einstellung ist, um 

 
1.  eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit 

von Personen oder Anlagen abzuwehren, 
 
2.  den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, 

Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen zu verhindern oder 

 
3.  zu gewährleisten, dass Störungen anderer 

Wasserabnehmer, störende Rückwir-kungen 
auf Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter 
oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. 

 
(2)  Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 

Nichtzahlung einer fälligen Abgabeschuld trotz 
Mahnung, ist die Gemeinde berechtigt, die 
Versorgung zwei Wochen nach Androhung 
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der 
Wasserabnehmer darlegt, dass die Folgen der 
Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der 
Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht 
besteht, dass der Wasserabnehmer seinen 
Verpflichtungen nachkommt. Die Gemeinde kann 
mit der Mahnung zugleich die Einstellung der 
Versorgung androhen. 

 
(3)  Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich 

wiederaufzunehmen, sobald die Gründe für ihre 
Einstellung entfallen sind und der Wasserabnehmer 
die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme 
der Versorgung ersetzt hat. 

 
§ 11 

Grundstücksbenutzung 
 
(1)  Die Anschlussnehmer haben zur örtlichen 

Versorgung das Anbringen und Verlegen von 
Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und 
Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen 
Versorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie 
erforderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich 
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zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, 
die an die Wasserversorgung angeschlossen sind, 
die vom Anschlussnehmer in wirtschaftlichem 
Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt 
werden oder für die die Möglichkeit der 
Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft 
ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme der 
Grundstücke den Anschlussnehmer mehr als 
notwendig oder in unzumutbarer Weise belasten 
würde. 

 
(2)  Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer ist 

rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten 
Inanspruchnahme des Grundstücks zu 
benachrichtigen. 

 
(3)  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der 

Einrichtungen verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. 
Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu 
tragen. Dienen die Einrichtungen ausschließlich der 
Versorgung des Grundstücks, so hat der 
Anschlussnehmer die Kosten zu tragen. 

 
(4)  Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der 

Grundstückseigentümer die Entfernung der 
Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen 
der Gemeinde noch fünf Jahre unentgeltlich zu 
dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet 
werden kann. 

 
(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche 

Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau 
von öffentlichen Verkehrswegen und 
Verkehrsflächen bestimmt sind. 

 
§ 12 

Zutrittsrecht 
 
Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis 
versehenen Beauftragten der Gemeinde, im 
Rahmen des § 44 Abs. 6 Wassergesetz für Baden-
Württemberg und des § 99 der Abgabenordnung, den Zutritt 
zu seinem Räumen und zu den in § 24 genannten 
Einrichtungen, zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der 
technischen Einrichtung, zur Wahrnehmung sonstiger 
Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere 
zur Ablesung, zum Austausch der Messeinrichtungen 
(Wasserzähler) oder zur Ermittlung der Grundlagen für die 
Gebührenbemessung erforderlich ist. 
 

ll. Hausanschlüsse, Anlage des Anschlussnehmers, 
Messeinrichtungen 

 
§ 13 

Anschlussantrag 
 

Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
und jede Änderung des Hausanschlusses ist vom 
Anschlussnehmer unter Benutzung eines bei der Gemeinde 
erhältlichen Formulars für jedes Grundstück bei der 
Gemeinde zu beantragen. Dem Antrag sind insbesondere 
folgende Unterlagen in mindestens dreifacher Fertigung 
beizufügen, soweit sich die erforderlichen Angaben nicht 
bereits aus dem Antrag selbst ergeben: 
 

1.  Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung 
sämtlicher auf dem Grundstück be-stehender 
Gebäude, der Straße und der geplanten 
Anlage des Anschlussnehmers 
(Wasserverbrauchsanlage) 

 
2.  Grundriss des Untergeschosses 

(Kellergeschoss) des Gebäudes im Maßstab 
1:100 mit Einzeichnung der Trinkwasser-
leitung und deren Dimensionierung 

 

3.  der Name des Installationsunternehmens, 
durch das die Wasserverbrauchsanlage 
eingerichtet oder geändert werden soll; 

 
4.  eine nähere Beschreibung besonderer 

Einrichtungen (zum Beispiel von Gewerbe-
betrieben usw.), für die auf dem Grundstück 
Wasser verwendet werden soll, sowie die 
Angabe des geschätzten Wasserbedarfs; 

 
5.  Angaben über eine etwaige Eigenge-

winnungsanlage; 
 

6.  im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungs-
erklärung zur Übernahme der mit dem Bau 
und Betrieb zusammenhängenden 
Mehrkosten 

 
§ 14 

Haus- und Grundstücksanschlüsse 
 
(1)  Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des 

Verteilungsnetzes mit der Anlage des 
Anschlussnehmers. Er beginnt an der Abzweigstelle 
des Verteilungsnetzes und endet mit dem 
Absperrventil im Gebäude. Hausanschlüsse werden 
ausschließlich von der Gemeinde hergestellt, 
unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und 
beseitigt. Die Gemeinde kann mit dem 
Grundstückseigentümer abweichende 
Vereinbarungen schließen. 

 
(2)  Hausanschlüsse stehen vorbehaltlich abweichender 

Regelung im Eigentum der Gemeinde. Soweit sie in 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verlaufen 
(Grundstücksanschlüsse), sind sie Teil der 
öffentlichen Wasserversorgungsanlage. 

 
(3)  Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie 

deren Änderung werden nach Anhörung des 
Anschlussnehmers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen von der Gemeinde 
bestimmt. Die Gemeinde stellt die für den 
erstmaligen Anschluss eines Grundstücks 
notwendigen Hausanschlüsse bereit. 

 
(4)  Die Gemeinde kann auf Antrag des 

Anschlussnehmers weitere Anschlüsse sowie 
vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse 
herstellen. Als weitere Anschlüsse gelten auch 
Hausanschlüsse für Grundstücke, die nach 
Entstehen der Beitragspflicht (§ 37) neu gebildet 
werden. 

 
(5)  Hausanschlüsse dürfen nicht überbaut werden, die 

Freilegung muss stets möglich sein; sie sind vor 
Beschädigung zu schützen. Der Anschlussnehmer 
hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere 
Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er 
darf keine Einwirkungen auf den Hausanschluss 
vornehmen oder vornehmen lassen. Jede 
Beschädigung des Hausanschlusses, insbesondere 
das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige 
Störungen sind der Gemeinde unverzüglich 
mitzuteilen. 

 
§ 15 

Kostenerstattung 
 
(1)  Der Anschlussnehmer hat der Gemeinde zu 

erstatten: 
 

1.  Die Kosten der erstmaligen Herstellung und 
Beseitigung der notwendigen Hausan-
schlüsse. 

 
2.  Die Kosten der Unterhaltung, Erneuerung und 

Veränderung des Teils der notwen-digen 
Hausanschlüsse, der außerhalb von 
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öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
verläuft (§ 14 Abs. 2). 

 
3.  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, 

Erneuerung, Veränderung und Beseiti-gung 
der weiteren, vorläufigen und vorüber-
gehenden Hausanschlüsse (§ 14 Abs. 4).  

 
4.  Die Kosten der Herstellung und Beseitigung 

von Bauwasseranschlüssen 
 

Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen 
für die Wiederherstellung des alten Zustands auf 
den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen, 
nicht aber die Kosten der Hauptabsperrvorrichtung 
(Schieber) an der Abzweigstelle von der 
Versorgungsleitung. 

 
(2)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 

endgültigen Herstellung des Hausanschlusses, im 
Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der 
Erstattungsanspruch wird binnen eines Monats 
nach Bekanntgabe des Abgabebescheids fällig. 

 
(3)  Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame 

Hausanschlussleitung, so ist für die Teile der 
Anschlussleitung, die ausschließlich einem der 
beteiligten Grundstücke dienen, allein der 
Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des 
betreffenden Grundstücks ersatzpflichtig. Soweit 
Teile der Hausanschlussleitung mehreren 
Grundstücken gemeinsam dienen, sind die 
Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten 
Grundstücke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig. 

 
§ 16 

Private Anschlussleitungen 
 
(1)  Private Anschlussleitungen hat der 

Anschlussnehmer selbst zu unterhalten, zu ändern 
und zu erneuern. Die insoweit anfallenden Kosten 
sind vom Anschlussnehmer zu tragen. 

 
(2)  Entspricht eine solche Anschlussleitung an einer 

öffentlichen Verteilungsleitung nach Beschaffenheit 
und Art der Verlegung den Bestimmungen der DIN 
EN 1717 und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen 
der Gemeinde und verzichtet der Anschluss-nehmer 
schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, so ist 
die Anschlussleitung auf sein Verlangen von der 
Gemeinde zu übernehmen. Dies gilt nicht für 
Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB) und 
private Anschlussleitungen an privaten 
Versorgungsleitungen (Hauptleitungen). 

 
(3)  Unterhaltungs-, Änderungs- und 

Erneuerungsarbeiten an privaten Grundstücks-
anschlüssen sind der Gemeinde vom 
Anschlussnehmer mindestens 14 Tage vorher 
anzuzeigen. 

 
§ 17 

Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1)  Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, 

Änderung und Unterhaltung der Anlage hinter dem 
Hausanschluss -mit Ausnahme der 
Messeinrichtungen der Gemeinde- ist der 
Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage 
oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder 
sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben 
diesem verantwortlich. 

 
(2)  Die Anlage darf nur unter Beachtung der 

Vorschriften dieser Satzung und anderer 
gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen 
sowie nach allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, geändert und 
unterhalten werden. Die Errichtung der Anlage und 

wesentliche Veränderungen dürfen nur durch die 
Gemeinde oder ein von der Gemeinde 
zugelassenes Installationsunternehmen erfolgen. 
Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der 
Arbeiten zu überwachen. 

 
(3)  Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen 

befinden, können plombiert werden. Ebenso können 
Anlagenteile, die zur Anlage des Anschlussnehmers 
gehören, unter Plombenverschluss genommen 
werden, um eine einwandfreie Messung zu 
gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung 
der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu 
veranlassen. 

 
(4)  Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu 

betreiben, dass Störungen anderer 
Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen auf 
Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
ausgeschlossen sind. 

 
§ 18 

Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1)  Die Gemeinde oder deren Beauftragte schließen die 

Anlage des Anschlussnehmers an das 
Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb. 

 
(2)  Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der 

Gemeinde über das Installationsunter-nehmen zu 
beantragen. 

 
§ 19 

Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers 
 
(1)  Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des 

Anschlussnehmers vor und nach ihrer 
Inbetriebsetzung zu überprüfen. Sie hat den 
Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmängel 
aufmerksam zu machen und kann deren 
Beseitigung verlangen. 

 
(2)  Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit 

gefährden oder erhebliche Störungen erwarten 
lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den 
Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei 
Gefahr für Leib und Leben ist sie dazu verpflichtet. 

 
(3)  Durch Vornahme oder Unterlassen der Überprüfung 

der Anlage sowie durch deren Anschluss an das 
Verteilungsnetz übernimmt die Gemeinde keine 
Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt 
nicht, wenn sie bei einer Überprüfung Mängel 
festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib und Leben 
darstellen. 

 
§ 20 

Technische Anschlussbedingungen 
 
Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische 
Anforderungen an den Hausanschluss und andere 
Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage festzulegen, 
soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien 
Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse 
des Verteilungsnetzes, notwendig ist. Diese Anforderungen 
dürfen den anerkannten Regeln der Technik nicht 
widersprechen. Der Anschluss bestimmter 
Verbrauchseinrichtungen kann von der vorherigen 
Zustimmung der Gemeinde abhängig gemacht werden. Die 
Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der 
Anschluss eine sichere und störungsfreie Versorgung 
gefährden würde. 
 

§ 21 
Messung 

 
(1) Die Gemeinde stellt die verbrauchte Wassermenge 

durch Messeinrichtungen (Wasserzähler) fest, die 
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den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen. Bei 
öffentlichen Verbrauchseinrichtungen kann die 
gelieferte Menge auch rechnerisch ermittelt oder 
geschätzt werden, wenn die Kosten der Messung 
nicht im Verhältnis zur Höhe des Verbrauchs 
stehen. 

 
(1a) Die Gemeinde ist berechtigt, einen vorhandenen 

Wasserzähler durch einen elektronischen 
Wasserzähler mit Funkmodul zu ersetzen. Mithilfe 
der elektronischen Funkwasserzähler dürfen 
verbrauchsbezogene und trinkwasserhygienisch 
relevante Daten erhoben, gespeichert und 
verarbeitet werden. Es dürfen insbesondere 
folgende Daten erhoben, gespeichert und 
verarbeitet werden: 

 
- Zählernummer 
- Aktueller Zählerstand 
- Verbrauchssummen für Tage, Wochen, 

Monate und Jahre 
- Durchflusswerte 
- Wasser- und Umgebungstemperatur für 

bestimmte Zeitpunkte 
- Betriebs- und Ausfallzeiten 
- Alarmcodes (z. B. Leckage- oder 

Rückflusswerte) 
 

Die in einem elektronischen Funkwasserzähler 
gespeicherten Daten dürfen durch Empfang des 
Funksignals turnusmäßig (in der Regel einmal 
jährlich) ausgelesen werden, soweit dies zur 
Abrechnung oder Zwischenabrechnung erforderlich 
ist. Sie dürfen in gleicher Weise anlassbezogen 
ausgelesen werden, soweit dies im Einzelfall zur 
Abwehr von Gefahren für den ordnungsgemäßen 
Betrieb der öffentlichen Wasser-versorgungsanlage 
erforderlich ist. Zu anderen Zwecken ist eine 
Auslesung der gespeicherten Daten, auch durch 
Empfang des Funksignals, nicht zulässig. 
Ausgelesene Daten dürfen nur zu den in Satz 4 und 
5 genannten Zwecken genutzt oder verarbeitet 
werden. Die in einem elektronischen 
Funkwasserzähler gespeicherten Daten sind 
spätestens nach 36 Monaten zu löschen. Nach Satz 
5 ausgelesene Daten sind zu löschen, soweit sie für 
die dort genannten Zwecke nicht mehr benötigt 
werden.  

 
(2)  Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass eine 

einwandfreie Messung der verbrauchten 
Wassermenge gewährleistet ist. Sie bestimmt Art, 
Zahl und Größe sowie Anbringungsort der 
Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, 
Anbringung, Überwachung, Unterhaltung und 
Entfernung der Messeinrichtungen Aufgabe der 
Gemeinde. Sie hat den Anschlussnehmer 
anzuhören und dessen berechtigte Interessen zu 
wahren. Sie ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Anschlussnehmers die Messeinrichtungen zu 
verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer 
einwandfreien Messung möglich ist; der 
Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Kosten zu 
tragen. 

 
(3)  Der Anschlussnehmer haftet für das 

Abhandenkommen und die Beschädigung der 
Messeinrichtungen, soweit ihn daran ein 
Verschulden trifft. Er hat den Verlust, 
Beschädigungen und Störungen dieser 
Einrichtungen der Gemeinde unverzüglich 
mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Einrichtungen vor 
Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor 
Frost zu schützen. 

 
(4)  Der Einbau von Zwischenzählern in die 

Verbrauchsleitung ist dem Wasserabnehmer 
gestattet. Alle den Zwischenzähler betreffenden 
Kosten gehen zu seinen Lasten. Die Gemeinde ist 
nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis eines 

Zwischenzählers der Wasserzinsberechnung 
zugrunde zu legen. 

§ 22 
Nachprüfung von Messeinrichtungen 

 
(1)  Der Wasserabnehmer kann jederzeit die 

Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine 
Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte 
Prüfstelle nach § 39 des Mess- und Eich-gesetzes 
verlangen. Stellt der Wasserabnehmer den Antrag 
auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese 
vor Antragstellung zu benachrichtigen. 

 
(2)  Die Nachprüfung der Messeinrichtung aus Abs. 1 

kann (aus prüfungstechnischen Gründen) nur 
verlangt werden, solange diese noch in die 
Hausinstallation eingebunden ist, längstens bis zum 
Tag des Ausbaus. 

 
(3)  Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde zur 

Last, falls die Abweichung die gesetzlichen 
Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem 
Wasserabnehmer. 

 
§ 23 

Ablesung 
 
(1)  Die Messeinrichtungen mit Ausnahme der 

elektronischen Funkwasserzähler nach § 21 Abs. 
1a werden vom Beauftragten der Gemeinde 
abgelesen. Der Anschlussnehmer hat dafür Sorge 
zu tragen, dass die Messeinrichtungen leicht 
zugänglich sind. 

 
(2)  Abweichend von Abs. 1 sind die Messeinrichtungen 

nach Aufforderung durch die Gemeinde vom 
Anschlussnehmer selbst abzulesen. Die 
Ableseergebnisse sind der Gemeinde schriftlich 
oder elektronisch über die Internetseite der 
Gemeinde bzw. der Verwaltungsgemeinschaft 
Hexental zu übermitteln. 

 
(3)  Wird das Ableseergebnis nicht innerhalb einer von 

der Gemeinde gesetzten, angemessenen Frist 
übermittelt oder darf ein Beauftragter der Gemeinde 
die Räume des Anschlussnehmers nicht zum 
Ablesen betreten, darf die Gemeinde den 
Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung 
schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind 
angemessen zu berücksichtigen. § 12 bleibt 
unberührt. 

 
§ 24 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1)  Die Gemeinde kann verlangen, dass der 

Anschlussnehmer auf eigene Kosten nach seiner 
Wahl an der Grundstücksgrenze einen geeigneten 
Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank 
anbringt, wenn 

 
1.  das Grundstück unbebaut ist oder 

 
2.  die Versorgung des Gebäudes mit 

Anschlussleitungen erfolgt, die 
unverhältnismäßig lang sind oder nur unter 
besonderen Erschwernissen verlegt werden 
können, oder 

 
3.  kein Raum zur frostsicheren Unterbringung 

des Wasserzählers vorhanden ist. 
 
(2)  Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die 

Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zustand und 
jederzeit zugänglich zu halten. 

 
(3)  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der 

Einrichtungen auf seine Kosten verlangen, wenn sie 
an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar 
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sind und die Verlegung ohne Beeinträchtigung einer 
einwandfreien Messung möglich ist. 

Ill. Wasserversorgungsbeitrag 
 

§ 25 
Erhebungsgrundsatz 

 
Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres 
Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau 
der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen einen 
Wasserversorgungs-beitrag.  
 

§ 26 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die 

eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt 
werden können. Erschlossene Grundstücke, für die 
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und 
nach der geordneten baulichen Entwicklung der 
Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

 
(2)  Wird ein Grundstück an die öffentliche 

Wasserversorgung tatsächlich angeschlossen, so 
unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt 
sind. 

 
§ 27 

Beitragsschuldner, öffentliche Last 
 

(1)  Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigen-tümer 
des Grundstücks ist. 

 
(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 

so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des 
Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere 
Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend 
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(3)  Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- 

oder Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen 
zur gesamten Hand, ist die 
Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig. 

 
(4)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem 

Grundstück, im Falle des Abs. 2 Satz 1 auf dem 
Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 2, 2. Hs. auf 
dem Wohnungs- oder Teileigentum. 

 
§ 28 

Beitragsmaßstab 
 
Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist die 
Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachung der 
Grundstücksfläche (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor (§ 30); 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 

§ 29 
Grundstücksfläche 

 
(1)  Als Grundstücksfläche gilt: 
 

1.  bei Grundstücken im Bereich eines 
Bebauungsplans die Fläche, die der 
Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde 
zu legen ist; 

 
2.  soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder 

die erforderliche Festsetzung nicht ent-hält, 

die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu 
einer Tiefe von 30 Meter von der der 
Erschließungsanlage zugewandten 
Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder 
ge-werbliche Nutzung über diese Begrenzung 
hinaus oder sind Flächen tatsächlich 
angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe 
maßgebend, die durch die hintere Grenze der 
Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen 
Abstandsflächen, bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die 
wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage 
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur 
Nutzung zählen auch angelegte Grünflächen 
oder gärtnerisch genutzte Flächen.  

 
(2)  Teilflächenabgrenzungen nach § 31 Abs. 1 Satz 2 

KAG bleibt unberührt. 
 

§ 30 
Nutzungsfaktor 

 
(1)  Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die 

Grundstücksfläche (§ 29) mit einem Nutzungsfaktor 
vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

 
1.  bei eingeschossiger Bebaubarkeit        1,00,  
2.  bei zweigeschossiger Bebaubarkeit      1,25,  
3.  bei dreigeschossiger Bebaubarkeit       1,50,  
4.  bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit  

                                                              1,75,  
5.  bei sechs- und mehrgeschossiger Bebau-

barkeit                                                   2,00 
 
(2)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, 

für die nur eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist 
oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete 
Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 
zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbedarfs- 
oder Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer 
Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem 
untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt 
werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel 
Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, 
Kleingartenanlagen). Die §§ 31 bis 34 finden keine 
Anwendung. 

 
§ 31 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt 

 
Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall 
eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist diese 
zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse im 
Sinne der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche 
Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zulässig, ist 
die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
 

§ 32 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt 

 
(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 

Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt als 
Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

 
(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung 

der Baumassenzahl zulässige Baumasse 
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genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der 
Teilung dieser Baumasse durch die 
Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des 
Ergebnisses durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine 
volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 
0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

 
§ 33 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen 

festsetzt 
 

(1)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 
baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 
als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der 
Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 

 
1.  3,0 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Dörfliche Wohngebiete (MDW), 
Ferienhaus-gebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 

 
2.  4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 

(MD), Mischgebiete (MI), Urbane Ge biete 
(MU), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (Gl) und son-stige 
Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete.  

 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. Setzt 
der Bebauungsplan die Art der baulichen Nutzung 
nicht fest, ist das Grundstück der Gebietsart nach 
Satz 1 Nr. 1 und 2 zuzuordnen, die der Eigenart 
seiner näheren Umgebung entspricht; ist eine 
Zuordnung nicht möglich, ist das Grundstück nach 
Satz 1 Nr. 2 zuzuordnen. 

 
(2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 

baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der 
senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der 
Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das 
festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen 
Anlage geteilt durch 

 
1.  2,7 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Dörfliche Wohngebiete (MWD), 
Ferienhaus-gebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 

 
2.  3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 

(MD), Mischgebiete (MI), Urbane 
Wohngebiete (MU), Kerngebiete (MK), 
Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) 
und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete.  

 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. Abs. 
1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 
(3)  Ist im Einzelfall eine größere als die im 

Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher 
Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 
2 in eine Geschosszahl umzurechnen. 

 
(4)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 

Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl 
die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige 
Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine 
Geschosszahl umzurechnen.  

 
§ 34 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die keine Planfestsetzung im Sinne der §§ 31 bis 33 

bestehen 
 
(1)  Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in 

beplanten Gebieten, für die der Bebauungsplan 
keine Festsetzungen nach den §§ 31 bis 33 enthält, 
ist maßgebend: 

 
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der 

tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 

2.  bei unbebauten, aber bebaubaren 
Grundstücken die Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Geschosse. 

 
(2)  Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) 

ist maßgebend: 
 

1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Geschosse; 

 
2.  bei unbebauten Grundstücken, für die ein 

Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der 
genehmigten Geschosse. 

 
(3)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse im Sinne der 

LBO in der im Entstehungszeitpunkt (§ 37) 
geltenden Fassung. Sind auf einem Grundstück 
mehrere bauliche Anlagen mit unterschiedlicher 
Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der 
Vollgeschosse maßgebend. 

 
(4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein 

Vollgeschoss im Sinne der LBO, gilt als 
Geschosszahl die Baumasse des Bauwerks geteilt 
durch die überbaute Grundstücksfläche und 
nochmals geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die 
nach Abs. 1 maßgebende Geschosszahl; das 
Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende 
volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die 
kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet werden. 

 
§ 35 

Weitere Beitragspflicht 
 
(1)  Von Grundstückseigentümern, für deren 

Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstanden 
ist oder deren Grundstücke beitragsfrei 
angeschlossen worden sind, werden weitere 
Beiträge erhoben, 

 
1.  soweit sich nach In-Kraft-Treten dieser 

Satzung die bauliche Nutzbarkeit des Grund-
stücks erhöht, wenn und soweit dies nach den 
§§ 30 bis 34 zu einer höheren Nutzungsfläche 
im Sinne des § 28 führt; 

 
2.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen 

vereinigt wird, für die eine Beitrags-schuld 
bisher nicht entstanden ist; 
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3.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet werden. 

 
(2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken 

Teilflächen gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 und  § 31 Abs. 
1 Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, 
entsteht eine weitere Beitragspflicht, soweit die 
Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung 
entfallen. 

 
§ 36 

Beitragssatz 
 
Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je qm 
Nutzungsfläche 5,32 Euro. 
 

§ 37 
Entstehung der Beitragsschuld 

 
(1)  Die Beitragsschuld entsteht: 
 

1.  In den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das 
Grundstück an die öffentliche Wasserver-
sorgungsanlage angeschlossen werden kann. 

 
2.  In den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem 

Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Ge-
nehmigung. 

 
3.  In den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 1 mit der 

Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-
Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer 
Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
3 BauGB 

 
4.  In den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 2, wenn die 

Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gem. § 49 
Abs. 3; 

 
5.  In den Fällen des § 35 Abs. 1 Nr. 3, wenn das 

neugebildete Grundstück im Grundbuch 
eingetragen ist, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gem. § 49 
Abs. 4; 

 
6.  In den Fällen des § 35 Abs. 2, mit dem 

Wegfall der Voraussetzungen für eine 
Teilflächenabgrenzung nach § 29 Abs. 1 Nr. 2 
dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz KAG, 
insbesondere mit dem Inkrafttreten eines 
Bebauungsplanes oder einer Satzung gemäß 
§ 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, 
der gewerblichen Nutzung oder des 
tatsächlichen Anschlusses von abgegrenzten 
Teilflächen jedoch frühestens mit der Anzeige 
einer Nutzungsänderung gemäß § 49 Abs. 5. 

 
(2)  Für Grundstücke, die schon vor dem 1. April 1964 

an die öffentliche Wasserversorgung hätten 
angeschlossen werden können, jedoch noch nicht 
angeschlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, 
frühestens mit dessen Genehmigung. 

 
(3)  Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über 

bestehende Hausanschlüsse) stehen dem 
unmittelbaren Anschluss an öffentliche 
Wasserversorgungsanlagen gleich. 

 
§ 38 

Fälligkeit 
 
Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat nach 
Bekanntgabe des Abgabebescheids fällig. 
 
 

§ 39 
Ablösung 

 
(1)  Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld 

noch nicht entstanden ist, mit dem 
Beitragsschuldner die Ablösung des 
Wasserversorgungsbeitrags vereinbaren. 

 
(2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der 

Höhe der voraussichtlich entstehenden 
Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den 
Bestimmungen dieser Satzung. 

 
(3)  Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 
IV. Benutzungsgebühren 

 
§ 40 

Erhebungsgrundsatz 
 
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen Grund- und 
Verbrauchsgebühren. 

 
§ 41 

Gebührenschuldner 
 
(1)   Schuldner der Benutzungsgebühren ist der 

Anschlussnehmer. Bei Wohnungs- und 
Teileigentum ist neben dem Anschlussnehmer auch 
der teilrechtsfähige Verband der Wohnungs-
eigentümergemeinschaft Gebührenschuldner. Beim 
Wechsel des Gebührenschuldners geht die 
Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang 
folgenden Kalendermonats auf den neuen 
Gebührenschuldner über. 

 
(2)   Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamt-

schuldner. 
 

§ 42 
Grundgebühr 

 
(1)  Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der 

Zählergröße erhoben (Zählergebühr). 
 

Sie beträgt bei Wasserzählern mit einer Nenngröße 
von: 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h    3 und 5 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h    1,5 und 2,5 
Überlastdurchfluss (Q4)                    3,125 und 5 
Dauerdurchfluss (Q3)                        2,5 und 4 
Euro pro Monat                                 1,25 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h   7 und 10 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h   3,5 und 5(6) 
Überlastdurchfluss (Q4)                    7,9 und 12,5 
Dauerdurchfluss (Q3)                       6,3 und 10 
Euro pro Monat                                 1,47 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h   20        30 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h   10        15 
Überlastdurchfluss (Q4)                    20        31,25 
Dauerdurchfluss (Q3)                       16        25 
Euro pro Monat                                 2,09        3,40 
 
Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen 
Wasserzählern entfällt die Grundgebühr. 

 
(2)  Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der 

Monat, in dem der Wasserzähler erstmals 
eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als 
voller Monat gerechnet. 

 
(3)  Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, 

Störungen im Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten 
oder aus ähnlichen, nicht vom Anschlussnehmer zu 
vertretenden Gründen länger als einen Monat 
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unterbrochen, so wird für die Zeit der 
Unterbrechung (abgerundet auf volle Monate) keine 
Grundgebühr berechnet. 

 
§ 43 

Verbrauchsgebühren 
 
(1)  Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen 

Wassermenge (§ 44) berechnet. Die 
Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter 2,83 
Euro. 

 
(2)  Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger 

beweglicher Wasserzähler verwendet, beträgt die 
Verbrauchsgebühr pro Kubikmeter 2,83 Euro. 

 
§ 44 

Gemessene Wassermenge 
 
(1) Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt auch 

dann als Gebührenbemes-sungsgrundlage, wenn 
sie ungenutzt (etwa durch schadhafte Rohre, 
offenstehende Zapfstellen oder Rohrbrüche hinter 
dem Wasserzähler) verloren gegangen ist. 

 
(2)  Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, dass der 

Wasserzähler über die nach der Eichordnung 
zulässigen Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch 
anzeigt, oder ist der Zähler stehen geblieben, so 
schätzt die Gemeinde den Wasserverbrauch 
gemäß § 162 Abgabenordnung. 

 
§ 45 

Verbrauchsgebühr bei Bauten 
 
(1)  Wird bei der Herstellung von Bauwerken das 

verwendete Wasser nicht durch einen Wasserzähler 
festgestellt, wird eine pauschale Verbrauchsgebühr 
erhoben. 

 
(2)  Bemessungsgrundlage für die Gebühr ist folgender 

pauschaler Wasserverbrauch: 
 

1.  Bei Neu-, Um oder Erweiterungsbauten von 
Gebäuden werden je angefangene 100 
Kubikmeter umbautem Raum fünf Kubikmeter 
als pauschaler Wasserverbrauch zugrunde 
gelegt; Gebäude mit weniger als 100 
Kubikmeter umbautem Raum bleiben 
gebührenfrei. Bei Fertigbauweise werden der 
Ermittlung des umbauten Raums nur die 
Keller- und Untergeschosse zugrunde gelegt. 

 
2.  Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht 

unter Nr. 1 fallen, werden je angefangene 
zehn Kubikmeter Beton- oder Mauerwerk 
zehn Kubikmeter als pauschaler 
Wasserverbrauch zugrunde gelegt; Bauwerke 
mit weniger als zehn Kubikmeter Beton- oder 
Mauerwerk bleiben gebührenfrei. 

 
§ 46 

Entstehung der Gebührenschuld 
 
(1)  In den Fällen der §§ 42 und 43 Abs. 1 entsteht die 

Gebührenschuld für ein Kalenderjahr mit Ablauf des 
Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein 
Benutzungsverhältnis 
 
vor Ablauf des Veranlagungszeitraums, entsteht die 
Gebührenschuld mit Ende des 
Benutzungsverhältnisses. 

 
(2)  In den Fällen des § 41 Abs. 1 Satz 3 entsteht die 

Gebührenschuld für den bisherigen 
Anschlussnehmer mit Beginn des auf den Übergang 
folgenden Kalendermonats, für den neuen 
Anschlussnehmer mit Ablauf des Kalenderjahres. 

 

(3)  In den Fällen des § 43 Abs. 2 entsteht die 
Gebührenschuld mit der Beendigung der 
Baumaßnahme, spätestens mit Einbau einer 
Messeinrichtung nach § 21. 

 
(4)  In den Fällen des § 45 entsteht die Gebührenschuld 

mit Beginn der Bauarbeiten. 
(5)  Die Gebührenschuld für die Grundgebühren nach § 

42 und die Verbrauchsgebühren nach § 43 sowie 
die Vorauszahlungen nach § 47 ruhen als 
öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 in Verbindung mit § 27 
KAG) im Falle des § 41 Absatz 1 Satz 1 auf dem 
Grundstück, dem Erbbaurecht oder dem 
Wohnungs- oder Teileigentum (§ 2 Abs. 1) sowie im 
Falle des § 41 Abs. 1 Satz 2 auf dem Wohnungs- 
bzw. Teileigentum. 

 
§ 47 

Vorauszahlungen 
 
(1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden 

ist, sind vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen 
auf die Grundgebühren nach § 42 und die 
Verbrauchsgebühren nach  § 43 Abs. 1 zu leisten. 
Die Vorauszahlungen sind jeweils zum 15. März, 
15. Juni und 15. September eines jeden Jahres zu 
leisten. Beginnt die Gebührenpflicht während des 
Veranlagungszeitraumes, entstehen die 
Vorauszahlungen erstmals zum nächsten der in 
Satz 2 genannten Termine. 

 
(2)  Jeder Vorauszahlung wird ein Viertel des zuletzt 

festgestellten Jahreswasserverbrauchs des 
Vorjahres sowie die Grundgebühr für 3 
Kalendermonate (§ 42) zugrunde gelegt. Beim 
erstmaligen Beginn der Gebührenpflicht werden die 
Vorauszahlungen auf der Grundlage der 
Grundgebühr, des Verbrauchsgebührensatzes und 
des geschätzten Jahreswasserverbrauchs des 
laufenden Jahres ermittelt. 

 
(3)  Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten 

Vorauszahlungen werden auf die Gebührenschuld 
für diesen Zeitraum angerechnet. 

 
(4)  In den Fällen des § 43 Abs. 2 sowie § 45 entfällt die 

Pflicht zur Vorauszahlung. 
 

§ 48 
Fälligkeit 

 
(1)  Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines 

Monats nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. Sind 
Vorauszahlungen (§ 47) geleistet worden, gilt dies 
nur, soweit die Gebührenschuld die geleisteten 
Vorauszahlungen übersteigt. Ist die 
Gebührenschuld kleiner als die geleisteten 
Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch 
Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 

 
(2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 47 werden jeweils 

zum 15. März, 15. Juni und 15. September eines 
jeden Jahres zur Zahlung fällig.  

 
V. Anzeigepflichten, Ordnungswidrigkeiten, Haftung 

 
§ 49 

Anzeigepflichten 
 
(1)  Binnen eines Monats sind der Gemeinde 

anzuzeigen 
 

1.  der Erwerb oder die Veräußerung eines an die 
öffentliche Wasserversorgung 
angeschlossenen Grundstücks; 
entsprechendes gilt beim Erbbaurecht sowie 
beim Wohnungs- und Teileigentum; 
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2.  Erweiterungen oder Änderungen der 
Verbrauchsanlage sowie die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen, soweit 
sich dadurch die Größen für die 
Gebührenbemessung ändern oder sich die 
vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 

(2)  Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Veräußerer 
und Erwerber, nach Abs. 1 Nr. 2 der 
Anschlussnehmer. 

 
(3)  Binnen eines Monats hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen 
vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bisher 
nicht entstanden ist; 

 
(4)  Binnen eines Monats hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn das Grundstück unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet wird. 

 
(5)  Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der 

Gemeinde mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen 
für Teilflächenabgrenzungen gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 
2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG 
entfallen sind, insbesondere abgegrenzte 
Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, 
tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie 
bauliche Anlagen errichtet werden. 

 
(6)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, 

so haftet im Falle des Abs. 1 Nr. 1 der bisherige 
Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, 
die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Anzeige 
bei der Gemeinde entfallen. 

 
§ 50 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der 

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 
1.  entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die 

öffentliche Wasserversorgung anschließt, 
 

2.  entgegen § 5 nicht seinen gesamten 
Wasserbedarf der öffentlichen Wasserversor-
gung entnimmt, 

 
3.  entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne 

schriftliche Zustimmung der Gemeinde 
weiterleitet, 

 
4.  entgegen § 14 Abs. 1 Hausanschlüsse 

herstellt, unterhält, erneuert, ändert, abtrennt 
oder beseitigt sowie entgegen § 14 Abs. 5 
Beschädigungen des Hausanschlusses nicht 
unverzüglich der Gemeinde mitteilt, 

 
5.  entgegen § 17 Abs. 2 Anlagen unter 

Missachtung der Vorschriften der Satzung, 
anderer gesetzlicher oder behördlicher 
Bestimmungen sowie der allgemein 
anerkannten Regeln der Technik errichtet, 
erweitert, ändert oder unterhält.  

 
6.  entgegen § 17 Abs. 4 Anlagen und 

Verbrauchseinrichtungen so betreibt, dass 
Störungen anderer Anschlussnehmer, 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
der Gemeinde bzw. Dritter oder 
Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers eintreten. 

 

(2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
2 KAG handelt, wer Vorsätzlich oder leichtfertig den 
Mitteilungspflichten nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und § 
49 Abs. 1 bis 5 dieser Satzung nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
§ 51 

Haftung bei Versorgungsstörungen 
 
(1)  Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch 

Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, 
haftet die Gemeinde aus dem Benutzungsverhältnis 
oder unerlaubter Handlung im Falle 

 
1.  der Tötung oder Verletzung des Körpers oder 

der Gesundheit des Wasserab-nehmers, es 
sei denn, dass der Schaden von der 
Gemeinde oder einem ihrer Bediensteten 
oder einem Verrichtungsgehilfen weder 
vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden 
ist, 

 
2.  der Beschädigung einer Sache, es sei denn, 

dass der Schaden weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit der Gemeinde 
oder eines ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

 
3.  eines Vermögensschadens, es sei denn, dass 

dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe 
Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten 
Organs der Gemeinde verursacht worden ist. 

 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln 
von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

 
(2)  Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von 

Wasserabnehmern anzuwenden, die diese gegen 
ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen. Die 
Gemeindeist verpflichtet, den Wasserabnehmern 
auf Verlangen über die mit der 
Schadensverursachung durch ein drittes 
Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen 
insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind 
oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt werden 
können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des 
Schadensersatzes erforderlich ist. 

 
(3)  Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 Euro. 
 
(4)  Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte 

Wasser an einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 1), 
und erleidet dieser durch Unterbrechung der 
Wasserver-sorgung oder durch Unregelmäßigkeiten 
in der Belieferung einen Schaden, so haftet die 
 
Gemeinde dem Dritten gegenüber in demselben 
Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem 
Benutzungsverhältnis. 

 
(5)  Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser 

an einen Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner 
rechtlichen Möglichkeiten sicherzustellen, dass der 
Dritte aus unerlaubter Handlung keine 
weitergehenden Schadensersatzansprüche erheben 
kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen 
sind. Die Gemeinde weist den Anschlussnehmer 
darauf bei Be-gründung des 
Benutzungsverhältnisses besonders hin. 

 
(6)  Der Wasserabnehmer hat den Schaden 

unverzüglich der Gemeinde oder, wenn dieses 
feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen 
mitzuteilen. Leitet der Anschlussnehmer das 
gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er 
diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen. 
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§ 52 
Haftung von Wasserabnehmern und 

Anschlussnehmern 
 
(1)  Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft 

verursachte Schäden, die insbesondere infolge 
einer unsachgemäßen Benutzung oder den 
Bestimmungen dieser Satzung zuwiderlaufenden 
Benutzung oder Bedienung der Anlagen zur 
Wasserversorgung entstehen. Der 
Anschlussnehmer haftet für Schäden, die auf den 
mangelhaften Zustand seiner Anlage (§ 17) 
zurückzuführen sind. 

 
(2)  Der Haftende hat die Gemeinde von 

Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen 
solcher Schäden geltend gemacht werden. Sind 
Ansprüche auf Mängel an mehreren 
Verbrauchsanlagen zurückzuführen, so haften die 
Wasserabnehmer als Gesamt-schuldner. 

 
VI. Steuern, Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 53 

Umsatzsteuer 
 
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung 
festgelegten Abgaben, Kostenersätzen und sonstigen 
Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, 
umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die 
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im 
Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 
 

§ 54 
In-Kraft-Treten 

 
(1)  Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen 

Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten 
anstelle dieser Satzung die 
Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des 
Entstehens der Abgabeschuld gegolten haben. 

 
(2)  Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Wasserversorgungssatzung 
vom 15. April 2010 mit allen späteren Änderungen 
außer Kraft. 

 
 
Merzhausen, den 9. Dezember 2021 

 
(Siegel) 

 
Dr. Christian Ante 
Bürgermeister  
 
 
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder von auf Grund der GemO 
erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen 
dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind.  
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Gemeinde Merzhausen 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 

 
Satzung über die öffentliche 

Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung – AbwS) der Gemeinde 

Merzhausen 
vom 9. Dezember 2021 

 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für 
Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 11 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 
2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) 
hat der Gemeinderat der Gemeinde Merzhausen am 9. 
Dezember 2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1  
Öffentliche Einrichtung 

 
(1)  Die Gemeinde Merzhausen betreibt die Beseitigung 

des in ihrem Gebiet angefallenen Abwassers als 
eine öffentliche Einrichtung (öffentliche 
Abwasserbeseitigung). Voraussetzung für die 
Beseitigung ist, dass das Abwasser über eine 
Grundstücksentwässerungsanlage in die öffentliche 
Abwasseranlage gelangt oder zu einer öffentlichen 
Abwasseranlage gebracht (angeliefert) wird. 

 
(2)  Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz 

oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen. 
 
(3)  Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung 

oder Änderung der öffentlichen Abwasseranlage 
besteht nicht. 

 
§ 2  

Begriffsbestimmungen 
 

(1)  Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, 
landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in 
seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das 
bei Trockenwetter damit zusammen abfließende 
Wasser (Schmutzwasser) sowie das von 
Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten 
oder befestigten Flächen gesammelt abfließende 
Wasser (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser 
gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, 
Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und 
gesammelten Flüssigkeiten. 

 
(2)  Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, 

das im Gemeindegebiet angefallene Abwasser zu 
sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen 
zuzuleiten und zu reinigen. Öffentliche 
Abwasseranlagen sind insbesondere die 
öffentlichen Kanäle, Anlagen zur Ableitung von 
Grund- und Drainagewasser, durch die die 
öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, 
Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und 
Regenklärbecken, Retentionsbodenfilter, 
Abwasserpumpwerke, Kläranlagen und 
Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser (u. a. Mulden- und 
Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schächte), 
soweit sie nicht Teil der Grundstücks-
entwässerungsanlage sind, sowie offene und 
geschlossene Gräben, soweit sie von der 
Gemeinde zur öffentlichen Abwasserbeseitigung 
benutzt werden. Zu den öffentlichen 
Abwasseranlagen gehören auch für die 
Abwasserbeseitigung hergestellte künstliche 
Gewässer, auch wenn das eingeleitete Abwasser 
nur dem natürlichen Wasserkreislauf überlassen 

wird (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 KAG) sowie der Teil der 
Hausanschlussleitung, der im Bereich der 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen verläuft 
(Grundstücksanschluss). 

 
(3)  Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle 

Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbehandlung, 
Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zur 
öffentlichen Abwasseranlage dienen. Dazu gehören 
insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im 
Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser 
dem Grundstücksanschluss zuführen 
(Grundleitungen), Prüfschächte sowie Pumpanlagen 
bei einer Abwasserdruck-entwässerung und 
Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten 
Grundstücksflächen befinden.  

 
(4)  Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für 

außerplanmäßige Ableitungen in den öffentlichen 
Kanal; sie sind so auszulegen, dass eine Einleitung 
nur in Ausnahme-situationen (z.B. Starkregen) 
erfolgt. Drosseleinrichtungen dienen der 
gleichmäßigen und reduzierten (gedrosselten) 
Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal. 

 
II. Anschluss und Benutzung 

 
§ 3 

Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und 
zur Benutzung 

 
(1)  Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen 

Abwasser anfällt, sind nach näherer Bestimmung 
dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre 
Grundstücke an die öffentlichen Abwasseranlagen 
anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte 
auf den Grundstücken anfallende Abwasser der 
Gemeinde im Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 
WG zu überlassen. Der Erbbauberechtigte oder 
sonst dinglich zur baulichen Nutzung des 
Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des 
Eigentümers. 

 
(2)  Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 

1 trifft auch die sonst zur Nutzung eines 
Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten 
Personen. 

 
(3)  Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald 

die für sie bestimmten öffentlichen 
Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. 
Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach 
Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist 
das Grundstück innerhalb von sechs Monaten nach 
der betriebsfertigen Herstellung anzuschließen. 

 
(4)  Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn 

der Anschluss im Interesse der öffentlichen 
Gesundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen 
Gründen des öffentlichen Wohls geboten ist. 

 
§ 4 

Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss 
 

(1)  Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die 
nächste öffentliche Abwasseranlage technisch 
unzweckmäßig oder die Ableitung des Abwassers 
über diesen Anschluss für die öffentliche 
Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die 
Gemeinde verlangen oder gestatten, dass das 
Grundstück an eine andere öffentliche 
Abwasseranlage angeschlossen wird. 

 
(2)  Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche 

Abwasseranlage noch nicht hergestellt, kann die 
Gemeinde den vorläufigen Anschluss an eine 
andere öffentliche Abwasseranlage gestatten oder 
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verlangen. 
 

§ 5 
Befreiungen 

 
Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks 
an die öffentliche Abwasser-beseitigung und von der Pflicht 
zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 
Satz 1 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf 
Antrag insoweit und so lange zu befreien, als ihm der 
Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die 
öffentlichen Belange überwiegenden privaten Interesses an 
der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet 
werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich 
unbedenklich ist. 
 

§ 6 
Allgemeine Ausschlüsse 

 
(1)  Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind 

sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die 
Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der 
Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung 
beeinträchtigen, die öffentlichen Abwasseranlagen 
angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung 
behindern, erschweren oder gefährden können oder 
die den in öffentlichen Abwasseranlagen 
arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden 
können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und 
Dämpfe. 

 
(2)  Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 
 1.  Stoffe − auch im zerkleinerten Zustand −, die 

zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den 
öffentlichen Abwasseranlagen führen können 
(z.B. Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, Mist, 
Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, 
Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Haut- und 
Lederabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, 
Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige 
Rückstände); 

 
 2.  feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder 

ölhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Heizöl, Karbid, 
Phenole, Öle und Fette, Öl-
/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, 
Reste von Pflanzenschutzmitteln oder 
vergleichbaren Chemikalien, Blut aus 
Schlachtungen, mit Krankheitskeimen 
behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie 
Arzneimittel; 

 
 3.  Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, 

Silosickersaft und Molke; 
 

 4.  faulendes und sonst übelriechendes 
Abwasser (z.B. milchsaure Konzentrate, 
Krautwasser); 

 
 5.  Abwasser, das schädliche oder belästigende 

Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 
 

 6.  Abwasser, das einem wasserrechtlichen 
Bescheid nicht entspricht; 

 
 7.  Abwasser, dessen Beschaffenheit oder 

Inhaltsstoffe über den Richtwerten des 
Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 115−2 
vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: 
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall e. V. – DWA –, Theodor-
Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen. 

 
(3)  Die Gemeinde kann im Einzelfall über die nach Abs. 

2 einzuhaltenden Anforderungen hinausgehende 
Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb 

der öffentlichen Abwasseranlagen erforderlich ist. 
 
(4)  Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen von 

den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 zulassen, 
wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die 
Versagung der Ausnahme im Einzelfall eine 
unbillige Härte bedeuten würde und der 
Antragsteller eventuell entstehende Mehrkosten  

 übernimmt. 
 

§ 7  
Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 

 
(1)  Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwasser von der 

öffentlichen Abwasserbeseitigung ausschließen, 
 
 a)  dessen Sammlung, Fortleitung oder 

Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder 
wegen der Art oder Menge des Abwassers 
unverhältnismäßig hohen Aufwand 
verursachen würde; 

 
 b)  das nach den allgemein anerkannten Regeln 

der Abwassertechnik nicht mit häuslichen 
Abwässern gesammelt, fortgeleitet oder 
behandelt werden kann. 

 
(2)  Die Gemeinde kann im Falle des Absatzes 1 den 

Anschluss und die Benutzung gestatten, wenn der 
Grundstückseigentümer die für den Bau und Betrieb 
der öffentlichen Abwasseranlagen entstehenden 
Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen 
angemessene Sicherheit leistet. 

 
(3)  Schließt die Gemeinde in Einzelfällen Abwasser von 

der Beseitigung aus, bedarf dies der Zustimmung 
der Wasserbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG). 

 
§ 8  

Einleitungsbeschränkungen 
 
(1)  Die Gemeinde kann im Einzelfall die Einleitung von 

Abwasser von einer Vorbehandlung oder 
Speicherung abhängig machen, wenn seine 
Beschaffenheit oder Menge dies insbesondere im 
Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen oder auf sonstige öffentliche 
Belange erfordert. 

 
(2)  Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche 

Abwasseranlagen, die nicht an eine öffentliche 
Kläranlage angeschlossen sind, nur nach 
ausreichender Vorbehandlung eingeleitet werden. 

 
(3)  Die Einleitung von Abwasser, das der 

Beseitigungspflicht nicht unterliegt, bedarf der  
 
schriftlichen Genehmigung der Gemeinde. Die 
Einleitung von sonstigem Wasser (zum  

 Beispiel Drainagewässer, Grundwasser) ist 
untersagt. Soweit die Einleitung von sonstigem 
Wasser nach der bisherigen Abwassersatzung mit 
schriftlicher Genehmigung der Gemeinde zulässig 
war, darf diese im genehmigten Umfang 
weitergeführt werden. Die Weiterführung ist 
ausgeschlossen, wenn sich die Gemeinde in der 
schriftlichen Genehmigung eine Kündigungs-
/Widerrufsmöglichkeit eingeräumt hat und von 
diesem Gebrauch macht. 

 
§ 9 

Eigenkontrolle 
 
(1)  Die Gemeinde kann verlangen, dass auf Kosten des 

Verpflichteten (nach § 3 Abs. 1 und 2) Vorrichtungen 
zur Messung und Registrierung der Abflüsse und 
der Beschaffenheit der Abwässer sowie zur 
Bestimmung der Schadstofffracht in die 
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Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder 
an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück 
angebracht, betrieben und in ordnungsgemäßem 
Zustand gehalten werden. 

 
(2)  Die Gemeinde kann auch verlangen, dass eine 

Person bestimmt wird, die für die Bedienung der 
Anlage und für die Führung des Betriebstagebuchs 
verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist 
mindestens drei Jahre lang, vom Datum der letzten 
Eintragung oder des letzten Beleges an gerechnet, 
aufzubewahren und der Gemeinde auf Verlangen 
vorzulegen. 

 
§ 10 

Abwasseruntersuchungen 
 
(1)  Die Gemeinde kann beim Verpflichteten 

Abwasseruntersuchungen vornehmen. Sie 
bestimmt, in welchen Abständen die Proben zu 
entnehmen sind, durch wen sie zu entnehmen sind 
und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht gilt § 
21 Abs. 2 entsprechend. 

 
(2)  Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers 

Mängel festgestellt werden, hat der Verpflichtete 
diese unverzüglich zu beseitigen. 

 
§ 11  

Grundstücksbenutzung 
 
Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 93 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
durch die Gemeinde verpflichtet werden, für Zwecke der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen von 
Kanälen einschließlich Zubehör zur Ab- und Fortleitung von 
Abwasser über ihre Grundstücke zu dulden. Die 
Grundstückseigentümer haben insbesondere den 
Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu 
ihren Grundstücken zu dulden. 
 

III. Grundstücksanschlüsse, 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
§ 12 

Grundstücksanschlüsse 
 
(1)  Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden von 

der Gemeinde hergestellt, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Die 
Gemeinde kann mit dem Grundstücks- 

 eigentümer abweichende Vereinbarungen 
schließen. 

 
(2)  Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse 

sowie deren Änderung werden nach Anhörung des 
Grundstückseigentümers und unter Wahrung seiner 
berechtigten Interessen von der Gemeinde 
bestimmt. Die Gemeinde stellt die für den 
erstmaligen Anschluss eines Grundstücks 
notwendigen Grundstücksanschlüsse bereit.  

 
(3)  Jedes Grundstück, das erstmalig an die öffentlichen 

Abwasseranlagen angeschlossen wird, erhält einen 
Grundstücksanschluss; Grundstücke sind im 
Trennverfahren zu entwässern, beide 
Anschlusskanäle gelten als ein 
Grundstücksanschluss. Die Gemeinde kann mehr 
als einen Grundstücksanschluss herstellen, soweit 
sie es für technisch notwendig hält. In besonders 
begründeten Fällen (z. B. Sammelgaragen, 
Reihenhäuser) kann die Gemeinde den Anschluss 
mehrerer Grundstücke über einen gemeinsamen 
Grundstücksanschluss vorschreiben oder auf 
Antrag zulassen. 

(4) Die Gemeinde kann auf Antrag des 
Grundstückseigentümers weitere 
Grundstücksanschlüsse sowie vorläufige oder 

vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere 
Grundstücksanschlüsse gelten auch Anschlüsse für 
Grundstücke, die nach Entstehen der Beitragspflicht 
(§ 34) neu gebildet werden. 

 
§ 13  

Kostenerstattung 
 

(1)  Der Gemeinde sind vom Grundstückseigentümer zu 
erstatten: 

 
1.  Die Kosten der erstmaligen Herstellung (§ 12 

Abs. 3) und Beseitigung der notwendigen 
Grundstücksanschlüsse 

 
2.  Die Kosten der Unterhaltung, Erneuerung und 

Veränderung des Teils der notwendigen 
Grundstücksanschlüsse, der außerhalb von 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 
verläuft, 

 
3.  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, 

Erneuerung, Veränderung und Beseitigung 
der weiteren, vorläufigen und 
vorübergehenden Grundstücksanschlüsse (§ 
12 Abs. 4).  

 
Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen 
für die Wiederherstellung des alten Zustands auf 
den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

 
(2)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 

endgültigen Herstellung des Grundstücksan- 
schlusses, im Übrigen mit der Beendigung der 
Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird binnen 
eines Monats nach Bekanntgabe des 
Abgabebescheids fällig. 
 

§ 14  
Private Grundstücksanschlüsse 

 
(1)  Private Grundstücksanschlüsse sind vom 

Grundstückseigentümer auf eigene Kosten zu 
unterhalten, zu ändern, zu erneuern und zu 
beseitigen. 

 
(2)  Entspricht ein privater Grundstücksanschluss an 

einer öffentlichen Abwasserleitung nach 
Beschaffenheit und Art der Verlegung den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik und etwaigen 
zusätzlichen Bestimmungen der Gemeinde und 
verzichtet der Grund-stückseigentümer schriftlich 
auf seine Rechte an der Leitung, so ist der 
Grundstücksanschluss auf sein Verlangen von der 
Gemeinde zu übernehmen. Dies gilt nicht für 
Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB) und 
private Grundstücksanschlüsse an privaten 
Entsorgungsleitungen (Hauptleitung). 

 
(3)  Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und 

Beseitigungsarbeiten an privaten 
Grundstücksanschlüssen (Abs. 1) sind der 
Gemeinde vom Grundstückseigentümer mindestens 
14 Tage vorher anzuzeigen. 

 
§ 15 

Genehmigungen 
 
(1)  Der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde 

bedürfen 
 
 1.  die Herstellung der Grundstücks-

entwässerungsanlagen, deren Anschluss 
sowie deren Änderung; 

 
 2.  die Benutzung der öffentlichen Abwasser-

anlagen sowie die Änderung der Benutzung.  
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 Bei vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüssen 

wird die Genehmigung widerruflich oder befristet 
ausgesprochen. 

 
(2)  Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare 

Anschluss (z. B. über bestehende 
Grundstücksentwässerungsanlagen) gleich. 

 
(3)  Aus dem Antrag müssen auch Art, 

Zusammensetzung und Menge der anfallenden 
Abwässer, die vorgesehene Behandlung der 
Abwässer und die Bemessung der Anlagen 
ersichtlich sein. Außerdem sind dem Antrag 
folgende Unterlagen beizufügen: 

 
 1. Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung 

sämtlicher auf dem Grundstück bestehender 
Gebäude, der Straße, der Schmutz- und 
Regenwasseranschlussleitungen, der vor dem 
Grundstück liegenden Straßenkanäle und der 
etwa vorhandenen weiteren Entwässerungs-
anlagen, Brunnen, Gruben, usw.; 

 
 2.Grundrisse des Untergeschosses 

(Kellergeschosses) der einzelnen anzuschließenden 
Gebäude im Maßstab 1:100 mit Einzeichnung der 
anzuschließenden Entwässerungsteile, der 
Dachableitung und aller Entwässerungsleitungen 
unter Angabe des Materials, der lichten Weite und 
der  Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse; 

 
 3.Systemschnitte der zu entwässernden 

Gebäudeteile im Maßstab 1:100 in der Richtung der 
Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptleitungen und 
der Fallrohre, der Dimensionen und der 
Gefällverhältnisse, der Höhenlage, der 
Entwässerungsanlage und des Straßenkanals, 
bezogen auf Normalnull), der Schnitt ist bis zum 
Straßenkanal darzustellen; die Rückstauebene ist 
anzugeben; 

 
4. im Falle einer beabsichtigten Versickerung von 
auf Dachflächen und befestigten Grundstücks-
flächen anfallendem Niederschlagswasser auf dem 
eigenen Grundstück zusätzlich folgende 
Planungsunterlagen: ein Erläuterungsbericht, ein 
Übersichtslageplan, eine Bemessung der 
Versickerungsanlage nach dem DWA- DVWK-
Arbeitsblatt A 138, Ermittlungen der Wassermenge 
(unter Angabe des Bemessungsregens, der 
Flächengrößen, der Art der Flächenbefestigung), ein 
Lageplan im Maßstab 1: 500 mit Darstellung der 
Entwässerung einschließlich der Versickerungs-
anlagen sowie eine Detailzeichnung der 
Versickerungsanlage.  
 
Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen 
Angaben (Höhenlage des Straßenkanals, Lage der 
Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) sind bei der 
Gemeinde einzuholen. Dort sind auch Formulare für 
die Entwässerungsanträge erhältlich. 

 
§ 16  

Regeln der Technik 
 
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für 
den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die 
die oberste Wasserbehörde durch öffentliche 
Bekanntmachung einführt. Von den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen 
werden, wenn den Anforderungen auf andere Weise 
ebenso wirksam entsprochen wird. 

 

(2)  Die Ableitung von Niederschlagswasser über 
öffentliche Verkehrsflächen und die Einleitung von 
Niederschlagswasser in öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlagen, die ausschließlich 
der Beseitigung von Schmutzwasser dienen, sind 
nicht zulässig. 

 
§ 17  

Herstellung, Änderung und Unterhaltung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
(1)  Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom 

Grundstückseigentümer auf seine Kosten 
herzustellen, zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern 
und nach Bedarf gründlich zu reinigen.  

 
(2)  Die Gemeinde kann, zusammen mit dem 

Grundstücksanschluss, einen Teil der 
Grundstücksentwässerungsanlage, vom 
Grundstücksanschluss bis einschließlich des 
Prüfschachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit 
entstehenden Kosten hat der 
Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 2 gilt 
entsprechend. Zu den erstattungsfähigen Kosten 
gehören auch die Aufwendungen für die 
Wiederherstellung des alten Zustands auf den 
durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

 
(3)  Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 

150 mm Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht 
mit Reinigungsrohr (Prüfschacht) ist so nahe wie 
technisch möglich an die öffentliche 
Abwasseranlage zu setzen; er muss bis auf die 
Rückstauebene (§ 20) wasserdicht ausgeführt sein. 
Die Grundstücksentwässerungsanlagen, 
insbesondere die Vorbehandlungsanlagen, 
Revisionsschächte (Prüfschacht), 
Rückstauverschlüsse sowie 
Abwasserbehandlungsanlagen müssen auch nach 
der Inbetriebnahme stets zugänglich sein.  

 
(4)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage − 

auch vorübergehend − außer Betrieb gesetzt, so 
kann die Gemeinde den Grundstücksanschluss 
verschließen oder beseitigen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 2 gilt 
entsprechend. Die Gemeinde kann die in Satz 1 
genannten Maßnahmen auf den 
Grundstückseigentümer übertragen. 

 
§ 18  

Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, 
Zerkleinerungsgeräte 

 
(1)  Auf Grundstücken, auf denen Fette, 

Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Öle  
  oder Ölrückstände in das Abwasser gelangen 

können, sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser 
Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit 
dazugehörenden Schlammfängen) einzubauen, zu 
betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. Die 
Abscheider mit den dazugehörenden 
Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer 
in regelmäßigen Zeitabständen, darüber hinaus bei 
besonderem Bedarf, zu leeren und zu reinigen. Bei 
schuldhafter Säumnis ist er der Gemeinde 
gegenüber schadensersatzpflichtig. Für die 
Beseitigung/Verwertung der anfallenden Stoffe 
gelten die Vorschriften über die Abfallentsorgung. 
Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde 
unverzüglich mitzuteilen, wenn Abscheider nicht 
mehr benötigt werden oder zum Zwecke der 
Erneuerung oder Unterhaltung vorübergehend 
außer Betrieb genommen werden sollen. 

 
(2)  Die Gemeinde kann vom Grundstückseigentümer 

im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer 
Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies für die 
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Ableitung des Abwassers notwendig ist; dasselbe 
gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, die an 
Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden. § 
16 bleibt unberührt. 

 
(3)  Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, 

Papier und dergleichen sowie Handtuch-spender 
mit Spülvorrichtung dürfen nicht an 
Grundstücksentwässerungsanlagen ange-schlossen 
werden. 

 
§ 19 

Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen 
 
Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen 
sind unverzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das 
Grundstück über eine Abwasserleitung an eine öffentliche 
Kläranlage angeschlossen ist. Die Kosten für die Stilllegung 
trägt der Grundstückseigentümer selbst. 
 

§ 20 
Sicherung gegen Rückstau 

 
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen, insbesondere Toiletten 
mit Wasserspülung, Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, 
Waschbecken, die tiefer als die Straßenoberfläche an der 
Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung 
(Rückstauebene) liegen, müssen vom 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten gegen Rückstau 
gesichert werden. Im Übrigen hat der 
Grundstückseigentümer für rückstaufreien Abfluss des 
Abwassers zu sorgen. 
 

§ 21 
Abnahme und Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen, 
Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster 

 
(1)  Vor der Abnahme und der Dichtigkeitsprüfung, die in 

Anwesenheit eines Mitarbeiters der Gemeinde oder 
von der Gemeinde beauftragten Person 
durchgeführt werden muss, darf die 
Grundstücksentwässerungsanlage nicht in Betrieb 
genommen werden. Auf Antrag des Bauherrn kann 
die Abnahme, nicht aber die Dichtigkeitsprüfung, 
durch die Vorlage einer Bescheinigung des 
Bauleiters oder des ausführenden Unternehmers 
ersetzt werden, mit der die Herstellung der 
Grundstücksentwässerungsanlage entsprechend 
der Genehmigung (Entwässerungsgenehmigung 
oder Baugenehmigung) bestätigt wird. Die 
Bescheinigung nach Satz 2 und die Abnahme nach 
Satz 1 befreien den Bauherrn, den Planverfasser, 
den Bauleiter und den ausführenden Unternehmer 
nicht von ihrer Verant wortlichkeit für die 
vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung der 
Arbeiten. 

 
(2)  Die Gemeinde ist berechtigt, die 

Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die 
Grundstückseigentümer und Besitzer (nach § 3 Abs. 
1 und 2) sind verpflichtet, die Prüfungen zu dulden 
und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur 
Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in die 
Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Von der 
Gemeinde beauftragte Personen dürfen 
Grundstücke zur Überwachung der Einhaltung der 
satzungsrechtlichen Vorschriften und der Erfüllung 
danach auferlegter Verpflichtungen betreten. 

 
(3)  Werden bei der Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen Mängel 
festgestellt, hat sie der Grundstückseigentümer 
unverzüglich zu beseitigen. 

 
(4)  Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in 

Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung des 
Landes verpflichtet, Betriebe, von deren 
Abwasseranfall nach Beschaffenheit und Menge ein 
erheblicher Einfluss auf die öffentliche 
Abwasserbehandlungsanlage, deren Wirksamkeit, 
Betrieb oder Unterhaltung oder auf das Gewässer 
zu erwarten ist, in einem sogenannten 
Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei 
der Gemeinde geführt und auf Verlangen der 
Wasserbehörde übermittelt. Die Verantwortlichen 
dieser Betriebe sind verpflichtet, der Gemeinde auf 
deren Anforderung hin die für die Erstellung des 
Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu 
machen. Dabei handelt es sich um folgende 
Angaben: Namen des Betriebs und der 
Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, 
eingeleitete Abwassermenge, Art der 
Abwasservorbehandlungsanlage sowie der 
wesentlichen Abwasserinhaltsstoffe. Hierzu gehören 
insbesondere auch solche Stoffe, die in Anlage 5 
und 7 der Oberflächengewässerverordnung genannt 
sind. Die Gemeinde wird dabei die 
Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen sowie die Belange des 
Datenschutzes beachten. 

 
IV. Abwasserbeitrag 

 
§ 22 

Erhebungsgrundsatz 
 

Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres 
Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau 
der öffentlichen Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag. 
 

§ 23 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die 

eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt 
werden können. Erschlossene Grundstücke, für die 
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und 
nach der geordneten baulichen Entwicklung der 
Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

 
(2)  Wird ein Grundstück an die öffentlichen 

Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so 
unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt 
sind. 

 
§ 24 

Beitragsschuldner 
 

(1)  Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentümer 
des Grundstücks ist. 

 
(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, 

so ist der Erbbauberechtigte an Stelle des 
Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere 
Beitragsschuldner sind Gesamt-schuldner; bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend 
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(3)  Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- 

oder Teileigentum im Eigentum mehrerer Personen 
zur gesamten Hand, ist die Gesamthands-
gemeinschaft beitrags-pflichtig. 

 
(4)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem 

Grundstück, im Falle des Abs. 2 Satz 1 auf dem 
Erbbaurecht, im Falle des Abs. 2 Satz 2, 2. Hs. auf 
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dem Wohnungs- oder Teileigentum. 
 

§ 25 
Beitragsmaßstab 

 
Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die Nutzungsfläche. 
Diese ergibt sich durch Verviel-fachung der 
Grundstücksfläche (§ 26) mit einem Nutzungsfaktor (§ 27); 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 
 

§ 26 
Grundstücksfläche 

 
(1)  Als Grundstücksfläche gilt: 
 

1.  bei Grundstücken im Bereich eines 
Bebauungsplans die Fläche, die der 
Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde 
zu legen ist; 

 
2.  soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder 

die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die 
tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer 
Tiefe von 30 Meter von der der 
Erschließungsanlage zugewandten 
Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder 
gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung 
hinaus oder sind Flächen tatsächlich 
angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe 
maßgebend, die durch die hintere Grenze der 
Nutzung, zuzüglich der baurechtlichen 
Abstandsflächen, bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die 
wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei 
der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch 
angelegte Grünflächen oder gärtnerisch 
genutzte Flächen. 

 
(2)  Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 

KAG bleiben unberührt. 
 

§ 27 
Nutzungsfaktor 

 
(1)  Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die 

Grundstücksfläche (§ 26) mit einem Nutzungsfaktor 
vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

 
1.  bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,00, 
2.  bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25; 
3.  bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50, 
4.  bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 

1,75, 
5.  bei sechs- und mehrgeschossiger 

Bebaubarkeit 2,00 
 
(2)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, 

für die nur eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist 
oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete 
Bedeutung hat, wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 
zugrunde gelegt. Dasselbe gilt für Gemeinbedarfs- 
oder Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer 
Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem 
untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt 
werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel 
Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingarten-
anlagen). Die §§ 28 bis 31 finden keine Anwendung. 

 
§ 28 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt 

 
Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall 
eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist diese 
zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. 
S. der Landesbauordnung (LBO) in der im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere bauliche 
Anlagen mit unterschiedlicher Geschosszahl zulässig, ist 
die höchste Zahl der Vollgeschosse maßgebend. 
 

§ 29 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt 

 
(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 

Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt als 
Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; 
das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl  
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl 
abgerundet werden. 

 
(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung 

der Baumassenzahl zulässige Baumasse 
genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der 
Teilung dieser Baumasse durch die 
Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des 
Ergebnisses durch 3,5; das Ergebnis wird auf eine 
volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 
0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet 
und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf 
die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. 

 
§ 30 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen 

festsetzt 
 

(1)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 
baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt 
als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der 
Höhe der baulichen Anlage geteilt durch 

 
1.  3,0 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Dörfliche Wohngebiete (MDW), 
Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 

 
2.  4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 

(MD), Mischgebiete (MI), Urbane Gebiete 
(MU), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete 
(GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige 
Sondergebiete (SO) festgesetzten Gebiete.  

 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. Setzt 
der Bebauungsplan die Art der baulichen Nutzung 
nicht fest, ist das Grundstück der Gebietsart nach 
Satz 1 Nr. 1 und 2 zuzuordnen, die der Eigenart 
seiner näheren Umgebung entspricht; ist eine 
Zuordnung nicht möglich, ist das Grundstück nach 
Satz 1 Nr. 2 zuzuordnen. 

 
(2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der 

baulichen Nutzung nicht durch die Zahl der 
Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern 
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setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der 
senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der 
Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das 
festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen 
Anlage geteilt durch 

 
1.  2,7 für die im Bebauungsplan als 

Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine 
Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete 
(WA), Dörfliche Wohngebiete (MWD), 
Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete 
und besondere Wohngebiete (WB) 
festgesetzten Gebiete und 

 
2.  3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete 

(MD), Mischgebiete (MI), Urbane 
Wohngebiete (MU), Kerngebiete (MK), 
Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) 
und sonstige Sondergebiete (SO) 
festgesetzten Gebiete.  

 
Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und 
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden. Abs. 
1 Satz 3 gilt entsprechend. 
 

(3)  Ist im Einzelfall eine größere als die im 
Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher 
Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Abs. 1 oder 
2 in eine Geschosszahl umzu-rechnen. 

 
(4)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der 

Vollgeschosse oder einer Baumassenzahl sowohl 
die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige 
Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 3 in eine 
Geschosszahl umzurechnen. 

 
§ 31 

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für 
die keine Planfestsetzung im Sinne der §§ 28 bis 30 

bestehen 
 

(1)  Bei Grundstücken in unbeplanten Gebieten bzw. in 
beplanten Gebieten, für die der Bebauungsplan 
keine Festsetzungen nach den §§ 28 bis 30 enthält, 
ist maßgebend: 

 
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der 

tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 

2.  bei unbebauten, aber bebaubaren 
Grundstücken die Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Geschosse. 

 
(2)  Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) 

ist maßgebend 
 

1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Geschosse; 

 
2.  bei unbebauten Grundstücken, für die ein 

Bauvorhaben genehmigt ist, die Zahl der 
genehmigten Geschosse. 

(3)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO 
in der im Entstehungszeitpunkt (§ 34) geltenden 
Fassung. Sind auf einem Grundstück mehrere 
bauliche Anlagen mit unterschiedlicher 
Geschosszahl vorhanden, ist die höchste Zahl der 
Vollgeschosse maßgebend. 

 
(4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein 

Vollgeschoss i. S. der LBO, gilt als Geschosszahl 
die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die 

überbaute Grundstücksfläche und nochmals geteilt 
durch 3,5, mindestens jedoch die nach Abs. 1 
maßgebende Geschosszahl; das Ergebnis wird auf 
eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen 
ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 
0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl 
abgerundet werden. 

 
§ 32 

Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht 
 

(1)  Von Grundstückseigentümern, für deren 
Grundstück eine Beitragsschuld bereits entstanden 
ist oder deren Grundstücke beitragsfrei 
angeschlossen worden sind, werden weitere 
Abwasserbeiträge erhoben, 
 
1.  soweit sich nach In-Kraft-Treten dieser 

Satzung die bauliche Nutzbarkeit des 
Grundstücks erhöht, wenn und soweit dies 
nach den §§ 26 bis 31 zu einer höheren 
Nutzungsfläche im Sinne des § 25 führt; 

2.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen 
vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld 
bisher nicht entstanden ist; 

 
3.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von 

Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet werden. 

 
(2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken 

Teilflächen gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 und § 31 Abs. 
1 Satz 2 KAG unberücksichtigt geblieben sind, 
entsteht eine weitere Beitrags-pflicht, soweit die 
Voraussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung 
entfallen. 

 
§ 33 

Beitragssatz 
 

Der Abwasserbeitrag beträgt je qm Nutzungsfläche 3,64 
Euro. 
 

§ 34 
Entstehung der Beitragsschuld 

 
(1)  Die Beitragsschuld entsteht: 
 

1.  In den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das 
Grundstück an den öffentlichen Kanal 
angeschlossen werden kann. 

 
2.  In den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem 

Anschluss, frühestens jedoch mit dessen 
Genehmigung. 

 
3.  In den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 1 mit der 

Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-
Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer 
Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
3 BauGB. 

 
4.  In den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 2, wenn die 

Vergrößerung des Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gemäß § 46 
Abs. 5. 

 
5.  In den Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 3, wenn das 

neugebildete Grundstück im Grundbuch 
eingetragen ist, jedoch frühestens mit der 
Anzeige einer Nutzungsänderung gemäß § 46 
Abs. 6. 

 
6.  In den Fällen des § 32 Abs. 2, mit dem 

Wegfall der Voraussetzungen für eine 
Teilflächenabgrenzung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 
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und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere 
mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes 
oder einer Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Satz. 
1 BauGB, der Bebauung, der gewerblichen 
Nutzung oder des tatsächlichen Anschlusses 
von abgegrenzten Teilflächen, jedoch 
frühestens mit der Anzeige einer 
Nutzungsänderung gemäß § 46 Abs. 7. 

 
(2)  Für Grundstücke, die schon vor dem 1. April 1964 

an die öffentlichen Abwasseranlagen hätten 
angeschlossen werden können, jedoch noch nicht 
angeschlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, 
frühestens mit dessen Genehmigung. 

 
(3)  Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 

entsprechend. 
 

§ 35 
Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Abgabebescheids fällig. 
 

§ 36 
Ablösung 

 
(1)  Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld 

noch nicht entstanden ist, mit dem 
Beitragsschuldner die Ablösung des 
Abwasserbeitrags vereinbaren. 

 
(2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der 

Höhe der voraussichtlich entstehenden 
Beitragsschuld; die Ermittlung erfolgt nach den 
Bestimmungen dieser Satzung. 

 
(3)  Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 

V. Abwassergebühren 
 

§ 37 
Erhebungsgrundsatz 

 
(1)  Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der 

öffentlichen Abwasseranlagen getrennte 
Abwassergebühren für das auf den Grundstücken 
anfallende Schmutzwasser (Schmutzwassergebühr) 
und für das auf den Grundstücken anfallende 
Niederschlagswasser 
(Niederschlagswassergebühr). 

 
(2)  Für die Bereitstellung eines Zwischenzählers 

gemäß § 40 Abs. 2 und § 40 a Abs. 2 erhebt die 
Gemeinde eine Zählergebühr nach § 42a. 

 
§ 38 

Gebührenmaßstab 
 

(1)  Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach der 
Schmutzwassermenge, die auf dem an die 
öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstück anfällt (§ 40). 

 
(2)  Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich 

die Schmutzwasser-gebühr nach der eingeleiteten 
Schmutzwasser- bzw. Wassermenge. 

(3)  Wird Schmutzwasser zu einer öffentlichen 
Abwasserbehandlungsanlage gebracht, bemisst 
sich die Schmutzwassergebühr nach der Menge 
des angelieferten Schmutzwassers. 

 
(4)  Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich nach 

den bebauten und befestigten (versiegelten) 
Flächen der an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossenen Grundstücke (abgerundet auf 

volle m²), von denen das Niederschlagswasser den 
öffentlichen Abwasseranlagen über eine 
Grundstücksentwässerungsanlage oder in sonstiger 
Weise zugeführt wird (§ 41). 

 
§ 39 

Gebührenschuldner 
 

(1)  Schuldner der Schmutzwassergebühr nach § 38 
Abs. 1 und 2, der Zählergebühr nach § 37 Abs. 2 
sowie der Niederschlagswassergebühr nach § 38 
Abs. 4 ist der Grundstückseigentümer. Der 
Erbbauberechtigte ist anstelle des 
Grundstückseigentümers Gebührenschuldner. Bei 
Wohnungs- und Teileigentum ist neben dem 
Wohnungs- und Teileigentümer auch der 
teilrechtsfähige Verband der 
Wohnungseigentümergemeinschaft 
Gebührenschuldner. Beim Wechsel des 
Gebührenschuldners geht die Gebührenpflicht mit 
Beginn des auf den Übergang folgenden 
Kalendermonats auf den neuen Gebührenschuldner 
über. 

 
(2)  Gebührenschuldner der Gebühr nach § 38 Abs. 3 

ist derjenige, der das Schmutzwasser anliefert. 
 
(3)  Mehrere Gebührenschuldner sind 

Gesamtschuldner. 
 

§ 40 
Schmutzwassermenge 

 
(1)  In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 43 Abs. 

1 Satz 1) gilt im Sinne von § 38 Abs. 1 als 
angefallene Schmutzwassermenge: 

 
1.  die dem Grundstück aus der öffentlichen 

Wasserversorgung zugeführte Wasser-
menge; 

 
2.  bei nichtöffentlicher Trink- oder 

Brauchwasserversorgung die dieser 
entnommenen Wassermenge; 

 
3. im Übrigen das auf den Grundstücken 

anfallende Niederschlagswasser, soweit es 
als Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb 
genutzt wird (Zisternen). 

 
(2) Der Nachweis der angefallenen 

Schmutzwassermenge bei sonstigen Einleitungen 
(§ 8 Abs. 3), bei nichtöffentlicher Wasserversorgung 
(Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von 
Niederschlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 
3) soll durch Messung eines besonderen 
Wasserzählers (Zwischenzählers) erbracht werden, 
der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht. 
Zwischenzähler werden auf Antrag des 
Grundstückseigentümers von der Gemeinde 
eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im 
Eigentum der Gemeinde und werden von ihr 
abgelesen oder auf Verlangen der Gemeinde vom 
Anschlussnehmer selbst abgelesen. Die 
Voraussetzungen zum Einbau eines 
Zwischenzählers hat der Eigentümer zu schaffen; 
damit ggf. verbundene Änderungen der 
Hausinstallation hat der Eigentümer in Absprache 
mit der Gemeinde auf seine Kosten herstellen zu 
lassen. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der 
Wasser-versorgungssatzung der Gemeinde finden 
entsprechende Anwendung. 
 

(3) Solange der Gebührenschuldner bei Einleitungen 
nach Abs. 1 Nr. 2, die der Trinkwasser- und 
Brauchwasserversorgung dienen, keinen 
entsprechenden Antrag nach Abs. 2 stellt oder der 
Zwischenzähler nicht oder offenbar nicht richtig 
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anzeigt oder ein solcher aus baulichen Gründen 
nicht eingebaut werden kann, wird bei privaten 
Haushalten als angefallene Abwassermenge eine 
Pauschalmenge von 40 m³ je Jahr für die erste 
Person und von 35 m³ je Jahr für jede weitere 
Person zugrunde gelegt. Dabei werden alle 
während des Veranlagungszeitraums (§ 43 Abs. 1 
Satz 1) auf dem Grundstück polizeilich gemeldeten 
Personen berücksichtigt. Bei nur zeitanteiliger 
polizeilicher Meldung wird die Pauschalmenge 
entsprechend reduziert. Auf § 3 Abs. 1 Nr. 4c KAG 
i.V.m. § 162 AO wird verwiesen. 

 
(4) Solange der Gebührenschuldner bei Einleitungen 

nach Abs. 1 Nr. 2, die ausschließlich der 
Brauchwasserversorgung dienen und bei 
Einleitungen nach Absatz 1 Nr. 3, die ausschließlich 
der Brauchwasserversorgung dienen, keinen 
entsprechenden Antrag nach Abs. 2 stellt oder der 
Zwischenzähler nicht oder offenbar nicht richtig 
anzeigt oder ein solcher aus baulichen Gründen 
nicht eingebaut werden kann, wird bei privaten 
Haushalten als angefallene Abwassermenge eine 
Pauschalmenge von 12 m³ je Jahr und Person 
zugrunde gelegt. Dabei werden alle während des 
Veranlagungszeitraums (§ 43 Abs. 1 Satz 1) auf 
dem Grundstück polizeilich gemeldeten Personen 
berücksichtigt. Bei nur zeitanteiliger polizeilicher 
Meldung wird die Pauschalmenge entsprechend 
reduziert. Auf § 3 Abs. 1 Nr. 4c KAG i.V.m. § 162 
AO wird verwiesen. 

 
§ 40 a 

Absetzungen von der Schmutzwassermenge 
 

(1)  Wassermengen, die nachweislich nicht in die 
öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wurden, 
werden auf Antrag des Gebührenschuldners bei der 
Bemessung der Abwassergebühr abgesetzt. In den 
Fällen des Abs. 2 erfolgt die Absetzung von Amts 
wegen. 

 
(2)  Der Nachweis der nicht eingeleiteten 

Frischwassermengen soll durch Messung eines 
besonderen Wasserzählers (Zwischenzählers) 
erbracht werden, der den eichrechtlichen 
Vorschriften entspricht. Zwischenzähler werden auf 
Antrag des Grundstückseigentümers von der 
Gemeinde eingebaut, unterhalten und entfernt; sie 
stehen im Eigentum der Gemeinde und werden von 
ihr abgelesen oder auf Verlangen der Gemeinde 
vom Anschlussnehmer selbst abgelesen. Die 
Voraussetzungen zum Einbau eines 
Zwischenzählers hat der Eigentümer zu schaffen; 
damit ggf. verbundene Änderungen der 
Hausinstallation hat der Eigentümer in Absprache 
mit der Gemeinde auf seine Kosten herstellen zu 
lassen. Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der 
Wasserversorgungssatzung der Gemeinde finden 
entsprechende Anwendung. 

 
(3)  Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die 

abzusetzende Wassermenge nicht durch 
Messungen nach Absatz 2 festgestellt, werden die 
nicht eingeleiteten Wassermengen pauschal 
ermittelt. Dabei gilt als nicht eingeleitete 
Wassermenge im Sinne von Absatz 1: 

 
1.  je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, 

Ziegen und Schweinen 15 m³/Jahr, 
 

2.  je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³/Jahr. 
 

Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete 
Wassermenge wird von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende 
Wassermenge muss für jede für das 
Betriebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die 

sich dort während des Veranlagungszeitraums nicht 
nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr 
für die erste Person und für jede weitere Person 
mindestens 35 m³/Jahr betragen. Bei nur 
zeitanteiliger polizeilicher Meldung wird die 
Pauschalmenge entsprechend reduziert. Auf § 3 
Abs. 1 Nr. 4c KAG i.V.m. § 162 AO wird verwiesen. 

 
Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in 
Vieheinheiten zu § 51 des Be-wertungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist 
der Stichtag maßgebend, nach dem sich die 
Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das laufende 
Jahr richtet. 
 

(4)  Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter 
Wassermengen sind bis zum Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids unter 
Angabe der abzusetzenden Wassermenge zu 
stellen.  

 
§ 41 

Versiegelte Grundstücksfläche 
 
(1)  Maßgebend für die Berechnung der bebauten und 

befestigten (versiegelten) Flächen der 
angeschlossenen Grundstücke ist der Zustand zu 
Beginn des Veranlagungszeitraumes, bei 
erstmaliger Entstehung der Gebührenpflicht der 
Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des 
Benutzungsverhältnisses. 

(2)  Die versiegelten Flächen (gemessen in m²) werden 
mit einem Faktor multipliziert, der unter 
Berücksichtigung des Grades der 
Wasserdurchlässigkeit wie folgt festgesetzt wird: 

 
a.  nicht wasserdurchlässige Flächen: 

 
Bodenflächen mit Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, 
Fliesen und sonstigen nicht wasserdurchlässigen 
Befestigungen mit Fugenverguss, pressverlegt, 
knirschverlegt oder auf Beton verlegt sowie 
Gebäudegrundrissflächen mit Dachbelag ohne 
Begrünung: 

 
Faktor 1,0 

 
b.  wenig wasserdurchlässige Flächen: 

 
Pflaster, Platten, Fliesen, Verbundsteine und 
sonstige nicht wasserdurchlässige Befestigungen 
ohne Fugenverguss oder mit wasserdurchlässigem 
Fugenverguss und auf sickerfähigem Untergrund 
verlegt: 

 
Faktor 0,7 

 
c.  stark wasserdurchlässige Flächen 

 
Bodenflächen mit Porenpflaster („Sickersteinen, 
Ökopflaster“), Kies oder Schotterflächen, 
Schotterrasen, Rasengittersteinen, Rasen- oder 
Splittfugenpflaster befestigt sowie 
Gebäudegrundrissflächen mit Dachbelag Gründach: 

 
Faktor 0,4 

 
d.   Für Tiefgaragen mit Dachbelag gelten die 

Faktoren für Gebäudegrundrissflächen mit 
Dachbelag entsprechend. Für versiegelte 
Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen 
Versiegelungsart nach den Buchstaben a) bis 
c), welche der betreffenden Versiegelung in 
Abhängigkeit vom Wasserdurch-
lässigkeitsgrad am nächsten kommt. 

 
(3)  Versiegelte Flächen, von denen das anfallende 

Niederschlagswasser regelmäßig in einer 
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Sickermulde, Rigolenversickerung, einem 
Sickerschacht oder einer ähnlichen 
Versickerungsanlage versickert und nur über einen 
Notüberlauf den öffentlichen Abwasseranlagen 
zugeführt wird, werden mit 10 vom Hundert der 
Fläche berücksichtigt. Dies gilt nur für Flächen oder 
Flächenanteile, für die die angeschlossenen 
Versickerungsanlagen ein Stauvolumen von 1 m³ je 
angefangene 50 m² angeschlossene Fläche und 
mindestens ein Stauvolumen von 2 m³ aufweisen. 

 
(4)  Versiegelte Teilflächen, von denen das anfallende 

Niederschlagswasser regelmäßig über eine 
Niederschlagswassernutzungsanlage (Zisterne) 
genutzt wird und nur über einen Notüberlauf 
und/oder eine Drosseleinrichtung den öffentlichen 
Abwasseranlagen zugeführt wird, werden 

 
a.  mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, 

wenn das dort anfallende Niederschlags-
wasser ganz oder teilweise im Haushalt oder 
Betrieb als Brauchwasser (z.B. für 
Toilettenanlagen, Waschmaschinen u. ä.) 
genutzt wird, 

 
b.  mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, 

wenn das dort anfallende Niederschlags- 
wasser ausschließlich zur Gartenbe-
wässerung genutzt wird. 

 
Dies gilt nur für Flächen oder Flächenanteile, für die 
die angeschlossenen Niederschlags-
wassernutzungsanlagen ein Speichervolumen von 1 
m³ je angefangene 50 m² angeschlossene Fläche 
und mindestens ein Speichervolumen von 2 m³ 
aufweisen. 

 

(5)  Abs. 3 und 4 gelten entsprechend für sonstige 
Anlagen, die in ihren Wirkungen vergleichbar sind. 

 
(6)  Der Gebührenschuldner hat die bebauten und 

befestigten (versiegelten) Flächen, ihre 
Versiegelungsart sowie Art und Umfang 
vorhandener Versickerungsanlagen und 
Niederschlagswassernutzungsanlagen mittels eines 
Erklärungsformulars anzuzeigen. Das 
Erklärungsformular wird von der Gemeinde zur 
Verfügung gestellt. In das Erklärungsformular sind 
die für die Berechnung der Flächen, die an die 
zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 
angeschlossen sind, notwendigen Maße 
einzutragen. Unbeschadet amtlicher Nachprüfung 
wird aus dieser Anzeige die Berechnungsfläche 
ermittelt. Sie ist bei der Berechnung der 
Niederschlagswassergebühr ab dem folgenden 
Monat nach Beginn der Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlagen zu berücksichtigen. 

 
(7)  Änderungen der nach Abs. 6 erforderlichen 

Angaben hat der Grundstückseigentümer der 
Gemeinde unverzüglich in gleicher Form 
mitzuteilen. Sie sind bei der Berechnung der 
Niederschlagswassergebühr ab dem der 
Fertigstellung der Änderung folgenden Monat zu 
berücksichtigen. 

 
 

§ 42 
Höhe der Abwassergebühren 

 
(1)  Die Schmutzwassergebühr bei Einleitungen nach § 

38 Abs. 1 und 2 beträgt je m³ Schmutzwasser 1,18 
Euro. 

 
(2)  Für Schmutzwasser, das zu einer öffentlichen 

Abwasserbehandlungsanlage gebracht wird (§ 38 
Abs. 3), erfolgen folgende Aufschläge auf die 
Gebühr nach Abs. 1: 

 
a.  bei Schmutzwasser aus Kleinkläranlagen 20% 
 
b.  bei Schmutzwasser aus geschlossenen 

Gruben 20 % 
 

c.  bei Schmutzwasser, das aus keiner der 
Anlagen nach  a) und b) stammt 50 % 

 
(3)  Die Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 4) 

beträgt je m² der nach § 41 Abs. 2 bis 4 gewichteten 
versiegelte Fläche 0,35 Euro. 

 
§ 42 a 

Zählergebühr 
 

(1)  Die Zählergebühr (§ 37 Abs. 2) beträgt bei Zählern 
mit einer Nenngröße von  

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h    3 und 5 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h    1,5 und 2,5 
Überlastdurchfluss (Q4)                    3,125 und 5 
Dauerdurchfluss (Q3)                        2,5 und 4 
Euro pro Monat                                 1,25 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h   7 und 10 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h   3,5 und 5(6) 
Überlastdurchfluss (Q4)                    7,9 und 12,5 
Dauerdurchfluss (Q3)                       6,3 und 10 
Euro pro Monat                                 1,47 

 
Maximaldurchfluss (Qmax) in m³/h   20        30 
Nenndurchfluss (Qn)           in m³/h   10        15 
Überlastdurchfluss (Q4)                    20        31,25 
Dauerdurchfluss (Q3)                       16        25 
Euro pro Monat                                 2,09       3,40 
 

(2)  Bei der Berechnung der Zählergebühr wird der 
Monat, in dem der Zwischenzähler erstmals 
eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als 
voller Monat gerechnet. 

 
§ 43 

Entstehung der Gebührenschuld 
 

(1)  In den Fällen des § 38 Abs. 1 und 4 und des § 37 
Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld für ein 
Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres 
(Veranlagungszeitraum). Endet ein 
Benutzungsverhältnis vor Ablauf des 
Veranlagungszeitraumes, entsteht die 
Gebührenschuld mit Ende des 
Benutzungsverhältnisses. Die Zählergebühr nach § 
37 Abs. 2 wird für jeden angefangenen 
Kalendermonat erhoben, in dem auf dem 
Grundstück ein Zwischenzähler vorhanden ist. 

 
(2)  In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 4 entsteht die 

Gebührenschuld für den bisherigen 
Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Kalendermonats; für den 
neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des 
Kalenderjahres. Die Berechnung der 
Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 4) erfolgt in 
diesem Fall anteilig für die jeweiligen 
Kalendermonate des Veranlagungszeitraums. 

(3)  In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die 
Gebührenschuld bei vorübergehender Einleitung mit 
Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf 
des Veranlagungs-zeitraums. 

 
(4)  In den Fällen des § 38 Abs. 3 entsteht die 

Gebührenschuld mit der Anlieferung des 
Schmutzwassers. 

 
(5)  Die Gebührenschuld für die Abwassergebühren 

und Zählergebühren nach § 37 Abs. 1 und 2 
sowie die Vorauszahlungen gemäß § 44 ruhen als 
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öffentliche Last (§ 13 Abs.3 i.V.m. § 27 KAG) im 
Falle des § 39 Abs. 1 Satz 1 auf dem Grundstück, 
im Falle des § 39 Abs. 1 Satz 2 auf dem 
Erbbaurecht und im Falle des § 39 Abs. 1 Satz 3 
auf dem Wohnungs- bzw. Teileigentum.  

 
§ 44 

Vorauszahlungen 
 

(1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden 
ist, sind vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen 
auf die Schmutzwassergebühr (§ 38 Abs. 1), die 
Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 4) und die 
Zählergebühr (§ 37 Abs. 2) zu leisten. Die 
Vorauszahlungen entstehen zum 15. März, zum 15. 
Juni und zum 15. September eines jeden 
Kalenderjahres. Beginnt die Gebührenpflicht 
während des Veranlagungs- 
 
zeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen 
erstmalig zum nächsten der in Satz 2 genannten 
Termine. 

 
(2)  Jede Vorauszahlung für die Schmutzwassergebühr 

ist ein Viertel der zuletzt festgestellten 
Schmutzwassermenge (§§ 40, 40 a), jeder 
Vorauszahlung für die Niederschlagswassergebühr 
ein Viertel der zuletzt festgestellten versiegelten 
Grundstücksfläche (§ 41) sowie jeder 
Vorauszahlung auf die Zählergebühr die 
Gebührenschuld für drei Kalendermonate (§ 42 a 
Abs. 1) zugrunde zu legen. Bei erstmaligem Beginn 
der Gebührenpflicht wird der voraussichtliche 
Jahreswasser-verbrauch geschätzt. Die 
voraussichtliche versiegelte Fläche wird geschätzt, 
solange die Erklärung nach § 41 Abs. 6 nicht 
abgegeben oder die Feststellung nach § 46 Abs. 10 
nicht getroffen wurde. 

 
(3)  Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten 

Vorauszahlungen werden auf die Gebührenschuld 
für diesen Zeitraum angerechnet. 

 
(4)  In Fällen des § 38 Abs. 2 und 3 entfällt die Pflicht 

zur Vorauszahlung. 
 

§ 45 
Fälligkeit 

 
(1)  Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines 

Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 44) 
geleistet worden, gilt dies nur, soweit die 
Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen 
übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die 
geleisteten Vorauszahlungen, wird der 
Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder 
Zurückzahlung ausgeglichen. 

 
(2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden zu den in 

§ 44 Abs. 1 Satz 2 genannten Terminen zur 
Zahlung fällig. 

 
 

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 
 

§ 46 
Anzeigepflicht 

 
(1)  Binnen eines Monats sind der Gemeinde der 

Erwerb oder die Veräußerung eines an die 
öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen 
Grundstückes anzuzeigen. Entsprechendes gilt 
beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen 
baulichen Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig sind der 
Veräußerer und der Erwerber. 

 

(2)  Binnen eines Monats nach Ablauf des 
Veranlagungszeitraums hat der Gebührenschuldner 
der Gemeinde anzuzeigen: 

 
a. die Menge des Wasserverbrauchs aus einer 

nichtöffentlichen Wasserversorgungs-anlage; 
 

b.  das auf dem Grundstück gesammelte und als 
Brauchwasser genutzte Nieder-schlagswasser 
(§ 40 Abs. 1 Nr. 3); 

 
c.  die Menge der Einleitung aufgrund besonderer 

Genehmigung (§ 8 Abs. 3). 
 

(3)  Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer 
und die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder 
einer Wohnung berechtigten Personen der 
Gemeinde mitzuteilen: 

 
a.  Änderungen der Beschaffenheit, der Menge 

und des zeitlichen Anfalls des Ab-wassers; 
 

b.  wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die 
öffentlichen Abwasseranlagen ge-langen oder 
damit zu rechnen ist. 

 
(4)  Binnen eines Monats hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen 
vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld bisher 
nicht entstanden ist; 

 
(5)  Binnen eines Monats hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn das Grundstück unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet wird. 

(6)  Binnen eines Monats hat der 
Grundstückseigentümer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn die Voraussetzungen für Teilflächen-
abgrenzungen gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 und § 31 
Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere 
abgegrenzte Teilflächen gewerblich oder als 
Hausgarten genutzt, tatsächlich an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung ange-schlossen oder auf 
ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet 
werden. 

 
(7)  Der Gebührenschuldner hat die Anzeige nach § 41 

Abs. 6 innerhalb eines Monats nach Aufforderung 
durch die Gemeinde vorzulegen. Bei Änderungen 
nach § 41 Abs. 7 besteht die Anzeigepflicht ohne 
Aufforderung der Gemeinde. 

 
(8)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch 

nur vorübergehend, außer Betrieb gesetzt, hat der 
Grundstückseigentümer diese Absicht so frühzeitig 
mitzuteilen, dass der Grundstücksanschluss 
rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden 
kann. 

 
(9)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, 

so haftet im Falle des Abs. 1 der bisherige 
Gebührenschuldner für die Benutzungsgebühren, 
die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang der Anzeige 
bei der Gemeinde entfallen. 

 
(10)  Kommt der Gebührenschuldner seinen Pflichten 

nach Abs. 7 trotz schriftlicher Erinnerung mit 
Fristsetzung von mindestens 30 Tagen nicht nach, 
erfolgt die Feststellung durch die Gemeinde oder 
deren Beauftragten. 

 
§ 47 

Haftung der Gemeinde 
 

(1)  Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch 
Betriebsstörungen, die die Gemeinde nicht zu 
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vertreten hat, vorübergehend ganz oder teilweise 
außer Betrieb gesetzt oder treten Mängel oder 
Schäden auf, die durch Rückstau infolge von 
Naturereignissen wie Hochwasser, Starkregen oder 
Schneeschmelze oder durch Hemmungen im 
Abwasserablauf verursacht sind, so erwächst 
daraus kein Anspruch auf Schadenersatz. Dasselbe 
gilt, wenn die Entsorgung der dezentralen 
Abwasseranlagen wegen höherer Gewalt, 
Betriebsstörungen, Witterungseinflüssen, 
Hochwasser oder aus ähnlichen Gründen nicht oder 
nicht rechtzeitig durchgeführt werden kann. Ein 
Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von 
Beiträgen oder Gebühren entsteht in keinem Fall. 

 
(2)  Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur 

Sicherung gegen Rückstau (§ 20) bleibt unberührt. 
 
(3)  Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet 

die Gemeinde nur für Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit. 

 
§ 48 

Haftung der Grundstückseigentümer 
 

Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für 
schuldhaft verursachte Schäden, die infolge einer 
unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser Satzung 
widersprechenden Benutzung oder infolge eines 
mangelhaften Zustands der Grundstücks-
entwässerungsanlagen entstehen. Sie haben die Gemeinde 
von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen 
solcher Schäden geltend gemacht werden. 

 
§ 49 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 
1.  entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der 

Gemeinde überlässt; 
2.  entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der 

Einleitung ausgeschlossene Abwässer oder 
Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen 
einleitet oder die für einleitbares Abwasser 
vorgegebenen Richtwerte überschreitet; 

 
3.  entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne 

Vorbehandlung oder Speicherung in 
öffentliche Abwasseranlageneinleitet; 

 
4.  entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges 

Abwasser ohne ausreichende Vorbehandlung 
in öffentliche Abwasseranlagen einleitet, die 
nicht an eine öffentliche Kläranlage 
angeschlossen sind; 

 
5.  entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder 

Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht 
unterliegt, ohne besondere Genehmigung der 
Gemeinde in öffentliche Abwasseranlagen 
einleitet; 

 
6.  entgegen § 12 Abs. 1a 

Grundstücksanschlüsse ohne Gestattung der 
Gemeinde selber herstellt, unterhält, erneuert, 
ändert, abtrennt oder beseitigt; 

 
7.  entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche 

Genehmigung der Gemeinde eine 
 Grundstücksentwässerungsanlage herstellt, 
anschließt oder ändert oder eine öffentliche 
Abwasseranlage benutzt oder die Benutzung 
ändert; 

 
8.  die Grundstücksentwässerungsanlage nicht 

nach den Vorschriften des § 16 und des § 17 

Absätze 1 und 3 herstellt, unterhält oder 
betreibt; 

 
9.  entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige 

Entleerung und Reinigung der Abscheider 
nicht rechtzeitig vornimmt; 

 
10.  entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte 

für Küchenabfälle, Müll, Papier und 
dergleichen oder Handtuchspender mit 
Spülvorrichtungen an seine 
Grundstücksentwässerungsanlagen 
anschließt; 

 
11.  entgegen § 21 Abs. 1 die 

Grundstücksentwässerungsanlage vor der 
Abnahme in Betrieb nimmt. 

 
(2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

2 und Satz 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig den Anzeigepflichten nach § 46 Absätze 
1 bis 10 nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
nachkommt. 

 
VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 
§ 50 

In-Kraft-Treten 
 

(1)  Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen 
Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten 
anstelle dieser Satzung die 
Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des 
Entstehens der Abgabeschuld gegolten haben. 

 
(2)  Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Abwassersatzung vom 15. April 
2010 mit allen späteren Änderungen außer Kraft. 

 
 
Merzhausen, den 9. Dezember 2021 

 
(Siegel) 

 
Dr. Christian Ante 
Bürgermeister  
 
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder von auf Grund der GemO 
erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen 
dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der 
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind.  
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Stadt Müllheim 

Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Tätigkeit 

des gemeinsamen Gutachterausschusses 
„Markgräflerland-Breisgau“ bei der Stadt 

Müllheim und seiner Geschäftsstelle  
(Gutachterausschussgebührensatzung) 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-

Württemberg in Verbindung mit den §§ 2, 11 und 12 des 

Kommunalabgabengesetzes jeweils in der derzeit gültigen 

Fassung hat der Gemeinderat der Stadt Müllheim am 

16.12.2020 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1  

Gebührenpflicht 

 
(1)  Die Stadt Müllheim erhebt Gebühren für die 

Erstattung von Gutachten durch den gemeinsamen 
Gutachterausschuss „Markgräflerland-Breisgau“ bei 
der Stadt Müllheim (im Folgenden Gemeinsamer 
Gutachterausschuss) gemäß § 192ff 
Baugesetzbuch (BauGB) und für Leistungen der 
Geschäftsstelle des Gutachterausschusses nach 
Maßgabe dieser Satzung. 

 
(2)  Diese Satzung gilt nicht für Gutachten des 

Gemeinsamen Gutachterausschusses und 
Tätigkeiten der Geschäftsstelle, die einem Gericht 
oder einem Staatsanwalt zu Beweiszwecken 
erbracht werden. In diesen Fällen bemisst sich die 
Entschädigung des Gemeinsamen 
Gutachterausschusses nach den Vorschriften des 
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes 
(JVEG). 

 
(3)  Die Stadt Müllheim kann Dritte beauftragen, die 

Gebühren nach dieser Satzung zu berechnen, 
Bescheide auszufertigen und zu versenden, die 
Gebühren entgegenzunehmen und abzuführen, 
Nachweise darüber für die Stadt Müllheim zu führen 
sowie die erforderlichen Daten zu verarbeiten und 
die verarbeiteten Daten der Stadt Müllheim 
mitzuteilen. 

 

§ 2  

Gebührenschuldner, Haftung 

 
(1)  Gebührenschuldner ist, wer die Erstattung des 

Gutachtens veranlasst oder in wessen Interesse sie 
vorgenommen wird. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als 

Gesamtschuldner. 
 
(3)  Neben dem Gebührenschuldner haftet, wer die 

Gebührenschuld durch schriftliche Erklärung 
gegenüber der Geschäftsstelle des Gemeinsamen 
Gutachterausschuss übernommen hat; dies gilt 
auch für denjenigen, der für die Gebührenschuld 
eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

 

§ 3  

Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Gebühren werden nach dem ermittelten 

Verkehrswert/Wert des Grundstücks, des 
grundstücksgleichen oder sonstigen Rechts bzw. 
der baulichen oder sonstigen Anlagen erhoben. 

Maßgebend ist der Verkehrswert nach Abschluss 
der Wertermittlung. Für Grundstücke ohne 
Verkehrswert ist der ermittelte Wert für die 
Gebührenbemessung maßgebend.  

 
(2)  Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gilt die 

wirtschaftliche Einheit, nicht das Grundstück im 
Sinne der Grundbuchordnung (GO). Als 
Grundstücke gelten auch die grundstücksgleichen 
Rechte  
(Wohnungs-/Teileigentum, Erbbaurecht etc.). 
Grundstücke mit untergeordneten baulichen 
Anlagen (Gebäudewerte bis 2.500 €) werden als 
unbebaut behandelt. 

 
(3)  Für jeden ermittelten Verkehrswert eines 

Grundstücks wird die Gebühr - mit Ausnahmen der 
Absätze (4) bis (7) - gesondert berechnet. 

 
(4)  Liegen mehrere gleichartige, unbebaute, land- 

und/oder forstwirtschaftlich genutzte Grundstücke 
nebeneinander und bilden diese eine wirtschaftliche 
Einheit, wird die Gebühr aus der Summe der 
Verkehrswerte dieser Grundstücke berechnet. 

 
(5)  Werden für ein Grundstück mehrere Einzelwerte 

festgelegt, so wird die Gebühr aus der Summe der 
Einzelwerte berechnet. 

 
(6)  Sind im Rahmen einer Wertermittlung mehrere 

Sachen und/oder Rechte, die sich auf ein 
Grundstück oder ein grundstücksgleiches Recht 
beziehen, zu bewerten, so ist die Gebühr aus der 
Summe der maßgeblichen Werte der einzelnen 
Gegenstände (Sachen und/oder Rechte) zu 
berechnen. Gleiches gilt, wenn Wertunterschiede 
auf der Grundlage unterschiedlicher 
Grundstückseigenschaften zu ermitteln sind. 
Wertermittlungen mehrerer Eigentumswohnungen 
auf einem Grundstück oder gleichartiger unbebauter 
Grundstücke gelten hier als eine Wertermittlung, 
sofern alle Objekte in einem Verkehrswertgutachten 
zu einem Stichtag bewertet werden. 

 
(7)  Sind Wertermittlungen für Sachen und/oder Rechte 

zu unterschiedlichen Stichtagen durchzuführen, so 
wird für jeden Stichtag eine Gebühr berechnet. Für 
den höchsten Verkehrswert nach Absatz 1 wird die 
volle Gebühr erhoben. Für alle anderen 
Verkehrswerte wird der halbe Wert nach Absatz 1 
zu Grunde gelegt.  

 
(8)  Wird der Wert eines (ideellen) Miteigentumsanteils 

ermittelt, der nicht mit Sondereigentum nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz (WEG) verbunden ist, 
so wird die Gebühr aus dem Wert des gesamten 
Grundstücks berechnet. 

 
(9)  Bei Gutachten über die Ermittlung 

sanierungsbedingter Bodenwerterhöhungen (§ 154 
Abs. (2) BauGB) wird die Gebühr aus dem 
ermittelten Neuordnungswert des gesamten 
Grundstücks berechnet. 

 
(10)  Bei Wertermittlungen für 

Baulandumlegungsverfahren auf Antrag der 
Umlegungsstelle bildet der Wert der 
Verteilungsmasse die Bemessungsgrundlage für die 
Gebührenfestsetzung. 

 
(11) Für die Ermittlung besonderer Bodenrichtwerte (§ 

196 Abs. 1 Satz 7 BauGB) werden Gebühren 
analog zum JVEG erhoben. 

 
(12)  Veranlasst der Antragsteller den Gemeinsamen 

Gutachterausschuss oder dessen Geschäftsstelle 
nach Abschluss der Wertermittlung zu einer 
Erörterung von seinen Gegenvorstellungen ohne 
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Auswirkungen auf die Wertaussage des 
Gutachtens, werden hierfür Gebühren analog dem 
JVEG erhoben. 

 
(13) Für die Teilnahme an Ortsterminen wird 

Fahrtkostenersatz analog dem JVEG erhoben. 
 
(14)  Soweit die Leistungen nach dieser Satzung 

umsatzsteuerpflichtig sind, wird zu der Gebühr die 
Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe 
hinzugerechnet. 

 

§ 4  

Ermäßigte Gebühr 

 
(1)  Ist dasselbe Grundstück, dasselbe Recht bzw. 

dieselbe Anlage innerhalb von drei Jahren erneut zu 
bewerten, ohne dass sich die tatsächlichen und 
rechtlichen Verhältnisse geändert haben, so 
ermäßigt sich die Gebühr um 30%. 

 
(2)  Für Umrechnungen und Wertfortschreibungen ohne 

erneute Bewertung durch den Gutachterausschuss 
beträgt die Gebühr 30% der nach dem 
fortgeschriebenen oder umgerechneten Wert zu 
erhebenden vollen Gebühr nach § 6 Abs. (2). 

 

§ 5 

Erhöhte Gebühr 

 
(1)  Bei außergewöhnlich großem Aufwand (z.B. bei 

gesonderter Berücksichtigung von 
Entschädigungsgesichtspunkten, zusätzlicher 
schriftlicher Begründung auf Verlangen des 
Antragstellers nach § 6 Abs. (3) 
Gutachterausschussverordnung, Bauaufmessungen 
mit erheblichem Zeitaufwand) erhöht sich die 
Gebühr nach § 6 Abs. (2) um 10% bis 50%. 

 
(2) Wird vom Antragsteller ein zusätzliches 

Wertermittlungsverfahren verlangt (zusätzliche 
Ermittlung des Sach-, Ertrags- oder 
Vergleichswertes) - soweit dies möglich ist -, so wird 
hierfür zusätzlich 30% der Gebühr verlangt. 

  
(3)  Für zusätzlichen Aufwand (wie z. B. zusätzliche 

Besprechungen auf Veranlassung des 
Antragstellers, zusätzliche Ausarbeitung auf 
Verlangen des Antragstellers, zusätzlicher 
Ortstermin) werden Gebühren analog dem JVEG 
erhoben. 

 

§ 6 

Gebührenhöhe 

 
(1)  Bei der Wertermittlung von Sachen und Rechten 

beträgt die Gebühr bei einem Wert 
 
 bis 25.000 € 396 € 
 
 bis 100.000 € 396 € 
 zzgl. 0,4% aus dem Betrag über 25.000 € 
 
 bis 250.000 €  990 € 
 zzgl. 0,25% aus dem Betrag über 100.000 € 
  
 bis 500.000 € 1.732 € 
 zzgl. 0,13 % aus dem Betrag über 250.000 € 
 
 bis 5 Mio. € 2.376 € 
 zzgl. 0,06 % aus dem Betrag über 500.000 € 
 
 über 5 Mio. € 7.732 € 
 zzgl. 0,04 % aus dem Betrag über 5 Mio. €. 
 

(2)  Für die Erstattung von Gutachten nach § 5 Abs. 2 
des Bundeskleingartengesetzes (BKleingG), 
ortsübliche Pacht, werden Gebühren analog zum 
JVEG erhoben, mindestens jedoch 250 €. 

 
(3)  Für Auskünfte zum Bodenrichtwert bzw. Bodenwert 

(§ 196 Abs. 3 BauGB) beträgt die Gebühr 11,10 € 
pro Wert.  

 
(4)  Für Auskünfte aus der Kaufpreissammlung (§ 195 

Abs. 3 BauGB und § 13 der 
Gutachterausschussverordnung) beträgt die Gebühr 
14,80 € pro Wert.  

 
(6)  In der Gebühr sind bei der Erstattung von 

Gutachten durch den Gemeinsamen 
Gutachterausschuss zwei Ausfertigungen des 
Gutachtens enthalten. Ist der Antragsteller nicht 
Eigentümer, so erhalten Antragsteller und 
Eigentümer je eine Ausfertigung. Für jede weitere 
Ausfertigung bzw. jeden weiteren Auszug wird 0,50 
€ pro Seite DIN A 4 berechnet. 

 
(7)  Die Kosten der Übersendung werden -außer bei 

Gutachten- zusätzlich mit 3,00 € in Rechnung 
gestellt. 

 

§ 7  

Änderung, Rücknahme, Ablehnung eines Antrags 

 
(1)  Ändert der Antragsteller während der Bearbeitung 

des Gutachtens den Gutachtenauftrag (z.B. 
Änderung des Wertermittlungsstichtages, Änderung 
des Wertermittlungsgegenstandes), so wird der 
hierdurch veranlasste Mehraufwand nach Stunden 
analog dem JVEG zusätzlich zur Gebühr 
abgerechnet. 

 
(2)  Wird ein Antrag auf Erstellung eines Gutachtens 

zurückgenommen, bevor der Gutachterausschuss 
einen Beschluss über den Wert des Gegenstandes 
gefasst hat, so wird eine Gebühr nach dem 
Bearbeitungsstand von bis zu 90 % der vollen 
Gebühr erhoben. Wird ein Antrag erst nach dem 
Beschluss zurückgenommen, so entsteht die volle 
Gebühr. 

 
(3)  Wird ein Antrag auf Erstattung eines Gutachtens 

durch den Gemeinsamen Gutachterausschuss 
abgelehnt, so wird die Gebühr nach dem insoweit 
entstandenen Bearbeitungsaufwand erhoben. 

 

§ 8 

Besondere Sachverständige, erhöhte Auslagen 

 
(1)  Werden mit Zustimmung des Antragstellers 

besondere Sachverständige bei der Wertermittlung 
zugezogen (z.B. Sachverständige für Altlasten o.ä.), 
so hat der Gebührenschuldner die hierdurch 
entstehenden Auslagen neben den Gebühren nach 
dieser Satzung zu entrichten. 

 
(2)  Entstandene Auslagen (z.B. Auszüge aus dem 

Liegenschaftskataster, Grundbuchauszüge, o.ä.) 
sind neben der Gebühr zu erstatten. 

 
(3)  Soweit die sonstigen Auslagen das übliche Maß 

übersteigen, sind sie neben der Gebühr zu 
ersetzen. 

 
(4)  Für die Erstattung von Auslagen sind die für die 

Gebühren geltenden Vorschriften entsprechend 
anzuwenden. 
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§ 9 

Gebühren für sonstige Leistungen des Gemeinsamen 
Gutachterausschusses und seiner 

Geschäftsstelle 
 

(1)  Für sonstige Leistungen, soweit sie nicht in dieser 
Satzung ausdrücklich aufgeführt sind, werden 
Gebühren nach Zeitaufwand erhoben. Bei der Stadt 
Müllheim beträgt eine Zeiteinheit (ZE) 15 Minuten. 

 
(2) Für Beratungsleistungen des Gemeinsamen 

Gutachterausschusses und/oder seiner 
Geschäftsstelle wird eine Gebühr von 15,30 
€/Zeiteinheit erhoben.  

 
(3)  Die allgemeine Verwaltungsgebühr für die Tätigkeit 

des Gemeinsamen Gutachterausschusses und/oder 
seiner Geschäftsstelle beträgt 11,90 €/Zeiteinheit.  

 

§ 10 

Entstehung und Fälligkeit 

 
(1)  Die Gebühr entsteht mit der Beendigung der 

Wertermittlung durch den Beschluss des 
Gemeinsamen Gutachterausschusses. Bei 
Zurücknahme des Antrags nach § 7 entsteht die 
Gebühr mit dem Eingang der Rücknahmeerklärung 
bei der Geschäftsstelle des Gemeinsamen 
Gutachterausschusses. Bei Ablehnung eines 
Antrags nach § 7 entsteht die Gebühr mit der 
entsprechenden Entscheidung der Geschäftsstelle 
des Gutachterausschusses. 

 
(2)  Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe 

des Gebührenbescheides an den 
Gebührenschuldner fällig. 

 

§ 11 

Vorauszahlung, Sicherheitsleistung 

 
(1)  Die Erstattung eines Gutachtens kann davon 

abhängig gemacht werden, dass die Gebühr ganz 
oder teilweise vorausgezahlt oder für sie Sicherheit 
geleistet wird.  

 
(2)  Von der Anforderung einer Vorauszahlung oder der 

Anordnung einer Sicherheitsleistung ist abzusehen, 
wenn dadurch eine für den Gebührenschuldner 
unzumutbare Verzögerung entstehen würde oder 
dies aus sonstigen Gründen unbillig wäre. 

 

§ 12 

Übergangsbestimmungen 

 
(1) Die bisher bei den Geschäftsstellen der 

Gutachterausschüsse der abgebenden 
Städte/Gemeinden oder ihrer Zusammenschlüsse 
(z.B. Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-
Badenweiler) beantragten und noch nicht fertig 
gestellten Verkehrswertgutachten gehen auf den 
Gemeinsamen Gutachterausschuss über. 

 
(2) Für Leistungen, die vor Inkrafttreten dieser Satzung für 

den Gemeinsamen Gutachterausschuss bei den 
zuvor zuständigen Geschäftsstellen der 
Gutachterausschüsse der abgebenden 
Städte/Gemeinden oder ihrer Zusammenschlüsse 
(z.B. Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-
Badenweiler) beantragt und noch nicht fertiggestellt 
wurden, entstehen Gebühren auf der Grundlage 
dieser Gutachterausschussgebührensatzung des 
gemeinsamen Gutachterausschusses „Markgräfler-
Breisgau“ bei der Stadt Müllheim 

 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am 1.1.2021 in Kraft. 

 

 
Hinweis: 
 Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 

Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser 
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Stadt Müllheim geltend gemacht worden ist. Der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 
über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 
Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. 

 

Müllheim, den 16.12.2020 

 

Martin Löffler 

Bürgermeister 

 

 
Verfahrensvermerke: 
 
 
Satzung 
(S) 
Änderung 
(Ä) 

Öffentliche 
Bekanntmachung 
durch 
Bereitstellung im 
Internet unter 
www.muellheim.de 

Anzeige an 
Landratsamt 

Vorstehende 
Fassung 
 

vom am am gilt ab 
 
(S) 
16.12.2020 

 
21.12.2020 

 
21.12.2020 
 

 
01.01.2021 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
 zur Bildung eines gemeinsamen 

Gutachterausschusses „Markgräflerland-
Breisgau“  

 

zwischen  

 

der Stadt Müllheim 
vertreten durch Herrn Bürgermeister Martin Löffler 

(im Folgenden: „übernehmende Gemeinde“) 
 

Und 
 

der Gemeinde Au 
vertreten durch Herrn Bürgermeister Jörg Kindel 

 
der Gemeinde Bollschweil 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Josef Schweizer 
 

der Gemeinde Ebringen 
vertreten durch Herrn Bürgermeister Rainer Mosbach 

 
der Gemeinde Ehrenkirchen 

vertreten durch Frau Claudia Dischinger, 1. Stellvertreterin 
des Bürgermeisters 

 
der Gemeinde Hartheim am Rhein 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Stefan Ostermaier 
 

der Gemeinde Horben 
vertreten durch Frau Dr. Katrin Donauer, 2. Stellvertreterin 

des Bürgermeisters 
 

der Gemeinde Merzhausen 
vertreten durch Herrn Bürgermeister Dr. Christian Ante 

 
der Gemeinde Pfaffenweiler 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Dieter Hahn 
 

der Gemeinde Schallstadt 
vertreten durch Herrn Bürgermeister Sebastian Kiss 

 
der Gemeinde Sölden 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Markus Rees 
 

der Gemeinde Wittnau 
vertreten durch Herrn Bürgermeister Jörg Kindel 

 
(im Folgenden: „abgebende Städte/Gemeinden“) 

 
Stand: 23.11.2021 (Endfassung) 

 
AZ: 625.21:0001/3/7  

 
Vorbemerkung: 
 
Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) und die 
Gemeinden Au, Bollschweil, Ebringen, Ehrenkirchen, 
Hartheim am Rhein, Horben, Merzhausen, Pfaffenweiler, 
Schallstadt, Sölden, Wittnau sowie der Zweckverband 
Gewerbepark Breisgau (abgebende Städte/Gemeinden) 
schließen zur Bildung eines gemeinsamen 
Gutachterausschusses „Markgräflerland-Breisgau“ aufgrund 
von § 1 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung der 
Landesregierung über die Gutachterausschüsse, 
Kaufpreissammlungen und Bodenrichtwerte nach dem 
Baugesetzbuch (Gutachterausschussverordnung – GuAVO) 
in Verbindung mit § 25 des Gesetzes über kommunale 
Zusammenarbeit (GKZ) folgende öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung: 
 

§ 1: Gegenstand der Vereinbarung: 
 

(1) Die abgebenden Städte/Gemeinden übertragen 
die Bildung von Gutachterausschüssen nach § 1 
Absatz 1 Satz 2 GuAVO auf die Stadt Müllheim 
(übernehmende Gemeinde). 

 
(2) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 

erfüllt anstelle der abgebenden 
Städte/Gemeinden die nach Bundes- und 
Landesrecht, insbesondere jedoch nach der 
Gutachterausschussverordnung (GuAVO) sowie 
nach dem Baugesetzbuch (BauGB) übertragenen 
Aufgaben des Gutachterausschusses, in eigener 
Zuständigkeit.  
Sie übernimmt die übertragenen Aufgaben 
uneingeschränkt und in eigener Verantwortung. 
Sämtliche mit den übertragenen Aufgaben 
verbundenen Rechte und Pflichten gehen mit 
Wirksamwerden der Vereinbarung auf die Stadt 
Müllheim (übernehmende Gemeinde) über. Sie 
erfüllt die Aufgabe in ihren Amtsräumen. 

 
(3) Die abgebenden Städte/Gemeinden verpflichten 

sich, ihre jeweiligen 
Gutachterausschussgebührensatzungen sowie 
die maßgeblichen Ziffern des 
Gebührenverzeichnisses der jeweiligen 
Verwaltungsgebührensatzung zum 20.12.2021 
aufzuheben. Der Stadt Müllheim (übernehmende 
Gemeinde) ist ein Protokollauszug der 
entsprechenden Gremiumssitzung zu 
übersenden. 

 
(4) Diese Form der Zusammenarbeit kann um andere 

Städte/Gemeinden erweitert werden, soweit die 
Städte/Gemeinden im selben Landkreis liegen 
und benachbart sind (§ 1 Absatz 1 Satz 2 
GuAVO). Ein Beitritt weiterer Städte/Gemeinden 
bedarf der Zustimmung der Stadt Müllheim 
(übernehmende Gemeinde) sowie der jeweils 
abgebenden Stadt/Gemeinde. 

 
§ 2 

Zusammensetzung des Gutachterausschusses, 
Gutachterbestellung 

 
(1) Zur Erfüllung der Aufgabe wird bei der Stadt 

Müllheim (übernehmende Gemeinde) ein 
Gutachterausschuss gebildet. Dieser trägt die 
Bezeichnung  
„Gemeinsamer Gutachterausschuss 
„Markgräflerland-Breisgau“  
bei der Stadt Müllheim“  
(nachstehend "gemeinsamer 
Gutachterausschuss" genannt). 

  
(2) Die abgebenden Städte/Gemeinden benennen in 

Abstimmung mit der Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Gutachterausschusses nach 
Maßgabe von § 192 Absatz 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Grundstückswertermittlung und 
sonstigen Wertermittlungen erfahrene Personen, 
die vom Gemeinderat der Stadt Müllheim 
(übernehmende Gemeinde) zu ehrenamtlichen 
Gutachter*innen bestellt werden. Die Anzahl der 
Mitglieder (Gutachter*innen) des gemeinsamen 
Gutachterausschusses wird von der Stadt 
Müllheim (übernehmende Gemeinde) in 
Abstimmung mit den abgebenden 
Städten/Gemeinden bzw. ggf. weiteren 
abgebenden Städten/Gemeinden festgelegt. Die 
Benennung erfolgt in der Weise, dass die 
Beteiligten, d.h. abgebende Städte/Gemeinden 
und die Stadt Müllheim (übernehmende 
Gemeinde), berechtigt sind, pro angefangene 
5.000 Einwohner je eine/n Gutachter*in 
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vorzuschlagen. Für die Ermittlung der 
Einwohnerzahl findet § 143 Gemeindeordnung 
(GemO) entsprechend Anwendung.  

 
(3) Wächst eine Stadt/Gemeinde und erreicht 

innerhalb der Amtsperiode die nächsthöhere 
Größenklasse, so stellt sie trotzdem erst in der 
darauffolgenden Amtsperiode eine/n Gutachter*in 
mehr. Schrumpft eine Stadt/Gemeinde und fällt 
innerhalb der Amtsperiode in die nächstniedrigere 
Größenklasse, so stellt sie trotzdem erst in der 
darauffolgenden Amtsperiode eine/n Gutachter*in 
weniger. 

 
(4) Der/die Vorsitzende, seine/ihre zwei 

Stellvertreter*innen sollen vom Gemeinderat der 
Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) für die 
gesetzlich vorgeschriebene Amtsperiode auf 
Basis eines rollierenden Systems bestellt werden:  

 
Legislaturperiode 1  (1.1.2021 – 31.12.2024) 

Vorsitz: Vorschlagsrecht Bad Krozingen 
1. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Breisach am 
Rhein 
2. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Müllheim 

 
Legislaturperiode 2  (1.1.2025 – 31.12.2028) 

Vorsitz: Vorschlagsrecht Breisach am Rhein  
 1. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Müllheim 
 2. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Bad Krozingen  
 
Legislaturperiode 3  (1.1.2029 – 31.12.2032) 

Vorsitz: Vorschlagsrecht Müllheim 
 1. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Bad Krozingen 

2. Stellvertretung: Vorschlagsrecht Breisach am 
Rhein 

  
Nach Ablauf Legislaturperiode 3 beginnt das 
rollierende System wieder wie oben beschrieben 
von vorne (Beginn bei Legislaturperiode 1 über 2 
und 3 in einer „Endlosschleife“).  

 
(5) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 

gewährleistet, dass bei Belangen der beteiligten 
Städte/Gemeinden (z.B. Bodenrichtwerte, 
Gutachten etc.) vorrangig die bestellten 
Gutachter*innen der Wohnsitzkommune 
herangezogen werden. Näheres regelt die 
Geschäftsordnung des gemeinsamen 
Gutachterausschusses. 

 
(6) Das Vorschlagsrecht für die als ehrenamtliche 

Gutachter*innen zu bestellenden Vertreter*innen 
des Finanzamtes und dessen/deren 
Stellvertreter*innen obliegt der zuständigen 
Finanzbehörde (§ 2 Absatz 2 GuAVO). 

 
§ 3 

Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses 

 
(1) Die Geschäftsstelle des gemeinsamen 

Gutachterausschusses wird bei der Stadt 
Müllheim (übernehmende Gemeinde) eingerichtet 
(§ 8 Absatz 1 GuAVO). Diese trägt die 
Bezeichnung  
„Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses  
„Markgräflerland-Breisgau“ bei der Stadt 
Müllheim“  
(nachstehend „Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses" genannt). 

 
(2) Der Geschäftsstelle obliegt nach Weisung des/der 

Vorsitzenden des Gutachterausschusses die 
Erledigung der laufenden Verwaltungsaufgaben.  

 

(3) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 
verpflichtet sich, die für eine sachgerechte 
Aufgabenerfüllung erforderliche und geeignete 
Personal- und Sachmittelausstattung zu 
gewährleisten (§ 1a GuAVO). Die Stadt Müllheim 
(übernehmende Gemeinde) besetzt die 
Geschäftsstelle mit eigenem Personal. Die hierfür 
erforderlichen Personalentscheidungen obliegen 
der Stadt Müllheim. Die Stadt Müllheim 
(übernehmende Gemeinde) verpflichtet sich 
weiter, eine regelmäßige fachliche Fortbildung der 
Mitarbeiter*innen der Geschäftsstelle und der 
Gutachter*innen sicherzustellen.  

 
§ 4 

Übergang der Aufträge 
 

(1) Die bisher bei den Geschäftsstellen der 
Gutachterausschüsse der abgebenden 
Städte/Gemeinden oder ihrer Zusammenschlüsse 
(z. B. Gutachterausschuss der 
Verwaltungsgemeinschaft Hexental) beantragten 
und noch nicht fertig gestellten 
Verkehrswertgutachten gehen auf den 
gemeinsamen Gutachterausschuss über. Auf § 6 
Absatz 7 dieser Vereinbarung wird verwiesen. 

 
  

§ 5  
Mitwirkung der abgebenden Städte/Gemeinden 

bei der Erfüllung der Aufgabe 
 

(1) Die abgebenden Städte/Gemeinden stellen der 
Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses mit Inkrafttreten dieser 
Vereinbarung ihren Geodatenbestand, wenn 
möglich in digitaler Form, zur Erfüllung der 
Aufgabe kostenfrei zur Verfügung. Hierzu gehören 
unter anderem: 

• Daten des amtlichen 
Liegenschaftskatasterinformationssyste
ms (ALKIS), 

• Daten über Altlasten, 
• Bodenrichtwertkarten, 
• Flächennutzungsplan, 
• Daten zu Ver- und 

Entsorgungsleitungen (Wasser, 
Abwasser...), 

• Höhenlinien, 
• Orthofotos, 
• Schutzgebiete, 
• Karten und Lagepläne zu kommunalen 

Satzungen, insbesondere 
Bebauungspläne (zeichnerischer Teil), 
alte Ortsbaupläne, Sanierungsgebiete, 

• Bauakten, 
• Baulasten, 
• Daten über den Erschließungszustand 

von Straßen, 
• Daten zum Denkmalschutz, 
• Daten zu Bodenordnungsmaßnahmen 

(freiwillige Bodenordnungsmaßnahmen, 
Umlegungen, Grenzregelungen, 
Flurbereinigungen), 

• Daten zu städtebaulichen Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen, 

• Daten zu Verfügungs- und 
Veränderungssperren. 

 
(2) Sobald die digitalen Geodatenbestände bei den 

abgebenden Städten/Gemeinden aktualisiert 
werden, übergeben diese das entsprechende 
Update / den aktualisierten 
Datenbestand spätestens zwei Wochen nach dem 
Update an die Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses. 

 



Hexentäler Amtsblatt Nr. 26/2021- Öffentliche Bekanntmachungen 

(3) Die abgebenden Städte/Gemeinden stellen der 
Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses den jeweiligen amtlichen 
Straßenschlüssel in Papierform und als 
elektronische Datei (Excel-Format) zur Verfügung.  

 
(4) Die abgebenden Städte/Gemeinden ermöglichen 

den Mitarbeiter*innen der Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Gutachterausschusses kostenfrei 
Zugriff auf alle bei ihr vorhandenen und zur 
Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Daten. 
Hierzu gehören unter anderem die 

• Bauakten, 
• Baulasten, 
• Daten über den Erschließungszustand 

von Straßen, 
• Daten zum Denkmalschutz, 
• Daten zu Bodenordnungsmaßnahmen 

(freiwillige Bodenordnungsmaßnahmen, 
• Umlegungen, Grenzregelungen, 

Flurbereinigungen), 
• Daten zu städtebaulichen Sanierungs- 

und Entwicklungsmaßnahmen, 
• Daten zu Verfügungs- und 

Veränderungssperren, 
• Einwohnermeldedaten. 

 
(5) Die abgebenden Städte/Gemeinden benennen 

der Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses eine/n ständige/n 
Ansprechpartner*in, welche/r die Unterlagen bei 
der jeweiligen abgebenden Stadt/Gemeinde 
erhebt und der Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses innerhalb von zwei 
Wochen nach Anforderung übersendet. Die 
Unterlagen werden nach Gebrauch von der 
Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses an die jeweilige 
abgebende Stadt/Gemeinde zurückgegeben, 
soweit es sich um Originale handelt. 

 
(6) Die abgebenden Städte/Gemeinden ermächtigen 

die Mitarbeiter*innen der Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Gutachterausschusses auf das 
elektronische Grundbuch und die Grundakten für 
die Grundstücke im Gebiet der jeweiligen 
abgebenden Stadt/Gemeinde zuzugreifen, soweit 
dies zur Erfüllung der Aufgabe erforderlich oder 
sachdienlich ist. Entsprechende Anträge zum 
automatisierten Abrufverfahren aus den 
maschinell geführten Grundbüchern der 
abgebenden Städte/Gemeinden und der Stadt 
Müllheim (übernehmende Gemeinde) bei der 
Grundbuchdatenzentrale Baden-Württemberg 
werden von der Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Gutachterausschusses gestellt. 

 
(7) Die abgebenden Städte/Gemeinden ermächtigen 

die Mitarbeiter*innen der Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Gutachterausschusses Daten bei 
Dritten zu erheben, soweit dies zur Erfüllung der 
Aufgabe erforderlich oder sachdienlich ist. 

 
(8) Die bei den abgebenden Städten/Gemeinden 

oder ihrer Zusammenschlüsse (z.B. 
Gutachterausschuss der 
Verwaltungsgemeinschaft Hexental) eingehenden 
Urkunden, die für den gemeinsamen 
Gutachterausschuss bestimmt sind, werden von 
den abgebenden Städten/Gemeinden spätestens 
innerhalb einer Woche in verschlossenem 
Umschlag an die Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Gutachterausschusses 
weitergeleitet. 

 
(9) Die abgebenden Städte/Gemeinden tragen dafür 

Sorge, dass mit Ablauf des auf das 
Wirksamwerden dieser Vereinbarung 

vorangegangenen Tages die Dienststempel der 
jeweiligen Gutachterausschüsse entwertet 
werden. Die Bestellung von ehrenamtlichen 
Gutachter*innen durch die abgebenden 
Städte/Gemeinden ist mit dem Wirksamwerden 
dieser Vereinbarung durch den/die jeweilige/n 
Bürgermeister*in zu widerrufen (§ 4 Absatz 1 
GuAVO). Der Stadt Müllheim (übernehmende 
Gemeinde) ist ein durch den/die jeweilige/n 
Bürgermeister*in bestätigter Nachweis zu § 5 
Absatz 9 Satz 1 und 2 zu übersenden. 

 
§ 6 

Gebührenerhebung, Kostenbeteiligung 
 

(1) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 
erhebt für Amtshandlungen im Rahmen der ihr 
übertragenen Aufgabengebiete Gebühren und 
Auslagenersatz in eigener Zuständigkeit. Sie kann 
im Rahmen der ihr übertragenen Aufgabengebiete 
Satzungen erlassen, die für das gesamte Gebiet 
der Beteiligten gelten; dies gilt nicht für die 
Erhebung von Steuern.  

 
  
(2) Die abgebenden Städte/Gemeinden beteiligen 

sich an den nicht durch Gebühren und Auslagen 
nach Absatz 1 gedeckten laufenden Personal- 
und Sachaufwendungen der Stadt Müllheim 
(übernehmende Gemeinde), die durch die 
Aufgabenerfüllung des gemeinsamen 
Ausschusses und der Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Ausschusses entstehen, 
entsprechend den nach § 6 Abs. 6 dieser 
Vereinbarung. festgelegten 
Kostenverteilungsschlüsseln. 

 
(3) Da zur Einnahme der Arbeitsbereitschaft 

unstreitig eine Vorbereitungsphase nötig ist, für 
die noch keine Daten als Grundlage für die 
Berechnung der Kostenverteilungsschlüssel 
vorliegen, ist es vorgesehen, dass den beteiligten 
Städten/Gemeinden – d.h. neben den diese 
öffentlich-rechtlich Vereinbarung zu Beginn 
schließenden Städte/Gemeinden (die Beteiligten) 
auch weitere beitrittswillige Städte/Gemeinden in 
den jeweiligen Erweiterungsphasen - im 
gemeinsamen Gutachterausschuss 
„Markgräflerland-Breisgau“ nur die tatsächlich 
anfallenden Kosten der Stadt Müllheim für die 
Anschubfinanzierung am Projektende in 
Rechnung gestellt werden („Spitzabrechnung“).  

 
a) Die beteiligten Städte/Gemeinden 

vereinbaren im Vorgriff auf die vorgenannte 
Spitzabrechnung eine Anschubfinanzierung 
als pauschale Einmalzahlung i.H.v. 2 € pro 
Einwohner*in. Mit dieser 
Anschubfinanzierung ist gleichzeitig der 
Aufwand für die rückwirkende Erfassung und 
Auswertung der Kauffälle auf dem Gebiet der 
abgebenden Städte/Gemeinden ab sechs 
Monate vor Inkrafttreten der Vereinbarung 
abgegolten. Die Anschubfinanzierung wird 
zum 15.02.2022 fällig, Verzug ist in § 286 
Abs. 3 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
geregelt. 
 

b) Die Einwohnerzahl richtet sich dabei nach 
den zuletzt vor Vertragsschluss vorliegenden 
Zahlen des Statistischen Landesamtes 
(Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung 
auf Basis des Zensus). 

 
 

c) Am Projektende kann es so zu 
Rückzahlungen oder Nachforderungen der 
tatsächlich angefallenen Kosten der Stadt 
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Müllheim für die Anschubfinanzierung an die 
beteiligten Städte/Gemeinden kommen. 
Projektende ist hierbei die Einnahme der 
Zielgliederung unter Herstellung deren 
Arbeitsbereitschaft.  
 

d) Ein klarer zeitlicher Schnitt zwischen den 
notwendigen Vorarbeiten in den jeweiligen 
Erweiterungsphasen und dem operativen 
Betrieb ist hierbei zwingend notwendig und 
wird aus Transparenzgründen klar 
kommuniziert sowie laufend durch die 
buchhalterische Erfassung „operativer 
Betrieb“/“Anschubfinanzierung“ 
sichergestellt. Für den Nachweis der 
tatsächlich angefallenen Kosten der Stadt 
Müllheim für die Anschubfinanzierung hat die 
Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 
geeignete Kostennachweise zu führen. 
Anstelle eines Einzelnachweises können 
Personal- und Sachkosten auch mit 
Pauschalwerten angesetzt werden, die 
gemäß den anerkannten Grundsätzen 
„Kosten eines Arbeitsplatzes“ der 
Kommunalen Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsmanagement (KGSt) in der 
jeweils gültigen Fassung ermittelt wurden. 

 
 

e) Es wird darauf hingewiesen, dass die Kosten 
der Anschubfinanzierung und die hierfür 
anfallenden Finanzierungsbeiträge nach 
aktueller Rechtslage der gesetzlichen 
Umsatzsteuerpflicht unterliegen, soweit sie 
dem privatwirtschaftlichen Bereich 
zuzurechnen sind. 

 
(4) Alle anfallenden Aufwendungen und Erträge des 

gemeinsamen Gutachterausschusses und seiner 
Geschäftsstelle, sowohl in der 
Vorbereitungsphase (Anschubfinanzierung) als 
auch im operativen Betrieb, werden von der Stadt 
Müllheim wie folgt gebucht: 

 
i. Hoheitlicher Bereich („Hoheitsbetrieb“): 

Hierzu gehören alle mit 
• der Führung der Kaufpreissammlung (§ 

193 Absatz 5 BauGB), 
• der Ableitung von Bodenrichtwerten (§ 

196 BauGB) und der sonstigen für die 
Wertermittlung erforderlichen Daten (§ 
193 Absatz 5 BauGB) sowie 

• der Erteilung von Auskünften jeglicher 
Art 

• einhergehenden Tätigkeiten (Personal- 
und Sachkosten) und 
Gebühreneinnahmen der 
Verwaltungsgebührensatzung (Erträge). 
 

ii. Privatwirtschaftlicher Bereich („Betrieb 
gewerblicher Art“): 
Hierzu gehören alle mit 

• der Erstattung von Gutachten über den 
Verkehrswert von bebauten und 
unbebauten Grundstücken sowie von 
Rechten an Grundstücken 
einhergehenden Tätigkeiten (Personal- 
und Sachkosten) und 
Gebühreneinnahmen der 
Gutachterausschussgebühren- und 
Verwaltungsgebührensatzung (Erträge). 

 
(5) Der Saldo aus Einnahmen und Ausgaben 

(Abmangel) wird für den hoheitlichen Bereich 
(„Hoheitsbetrieb“) und den privatwirtschaftlichen 
Bereich („Betrieb gewerblicher Art“) jeweils 
getrennt ermittelt. Es findet aus Gründen der 
Umsatzbesteuerung des privatwirtschaftlichen 

Bereichs („Betrieb gewerblicher Art“) keine 
Verrechnung untereinander statt. 

 
(6) Für die Weiterberechnung des Abmangels (Saldo 

aus Einnahmen und Ausgaben) werden zur 
Kostenverteilung folgende zwei 
Kostenverteilungsschlüssel vereinbart: 

 
i. Für den hoheitlichen Bereich 

(„Hoheitsbetrieb“): 
Das Verhältnis der Kauffälle eines 
Jahrgangs auf dem Gebiet der 
jeweiligen Körperschaft 
im Verhältnis zur Gesamtzahl aller 
erfassten Kauffälle eines Jahrgangs. 
 

ii. (Für den privatwirtschaftlichen Bereich 
(„Betrieb gewerblicher Art“): 
Das Verhältnis der Anzahl der 
Gutachten eines Jahrgangs auf dem 
Gebiet der jeweiligen 
Körperschaft im Verhältnis zur 
Gesamtzahl aller erstatteten Gutachten 
eines Jahrgangs. 

 
Als Kauffall im Sinne dieses 
Kostenverteilungsschlüssels gelten alle 
Flurstücke bzw. Flur-stücksanteile 
(Miteigentumsanteile), die in Verträgen behandelt 
werden, die dem Gutachterausschuss nach § 195 
BauGB übersandt werden. 

 
Als Gutachten im Sinne dieses 
Kostenverteilungsschlüssels gelten alle in einem 
Jahrgang bei der Geschäftsstelle des 
Gutachterausschusses beantragten Gutachten im 
Sinne des § 193 Absatz 1 BauGB, die unter 
einem Jahrgang geführt werden, unabhängig vom 
Zeitpunkt ihrer Fertigstellung. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Kosten und 
die Finanzierungsbeiträge des 
privatwirtschaftlichen Bereichs („Betrieb 
gewerblicher Art“) und die hierfür anfallenden 
Finanzierungsbeiträge nach aktueller Rechtslage 
der gesetzlichen Umsatzsteuerpflicht unterliegen. 
 

(7) Hinsichtlich der Gebühren für 
Verkehrswertgutachten, die bis zum Inkrafttreten 
dieser Vereinbarung bei den abgebenden 
Städten/Gemeinden bzw. ihrer 
Zusammenschlüsse (z.B. Gutachterausschuss 
der Verwaltungsgemeinschaft Hexental) beantragt 
wurden, vereinbaren die Stadt Müllheim 
(übernehmende Gemeinde) und die abgebenden 
Städte/Gemeinden im Innenverhältnis, dass der 
Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) die 
eingenommenen Gebühren auf der Grundlage der 
Gutachterausschussgebührensatzung des 
gemeinsamen Gutachterausschusses zustehen. 
Auf § 4 Absatz 1 dieser Vereinbarung wird 
verwiesen. 

 
(8) Maßgeblicher Abrechnungszeitraum ist das 

Haushaltsjahr. Grundlage für die Ermittlung der 
Personal- und Sachaufwendungen nach den 
vorgenannten Absätzen bilden dabei 
insbesondere: 

• die tatsächlichen 
Personalaufwendungen für die zur 
Aufgabenerfüllung notwendigen 
Beschäftigten und Beamten,  

• die zu zahlenden Entschädigungen für 
die ehrenamtlichen Gutachter gemäß § 
14 GuAVO, 

• die Kosten für die dienstlich 
notwendigen Fortbildungen, 

• die sich bei sparsamer und 
wirtschaftlicher Haushaltsführung aus 
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dem notwendigen Personaleinsatz 
ergebenden Sachkosten aller 
Arbeitsplätze des gemeinsamen 
Gutachterausschusses sowie der 
gemeinsamen Geschäftsstelle, ermittelt 
auf Grundlage der Personal- und 
Versorgungsaufwendungen im 
Gutachterausschusswesen des 
abzurechnenden Jahres unter 
Berücksichtigung der anteiligen 
Verwaltungsgemeinkosten nach den 
anerkannten Grundsätzen „Kosten 
eines Arbeitsplatzes“ der KGSt, 

• die notwendigen Lizenzgebühren für 
spezielle EDV-Programme im 
Gutachterausschuss 
(Kaufpreissammlung, 
Wertermittlungsprogramm). 

 
Für den Nachweis der Personal- und 
Sachaufwendungen hat die Stadt Müllheim 
(übernehmende Gemeinde) geeignete 
Kostennachweise zu führen. Anstelle eines 
Einzelnachweises können Personal- und 
Sachkosten auch mit Pauschalwerten angesetzt 
werden, die gemäß den anerkannten Grundsätzen 
„Kosten eines Arbeitsplatzes“ der KGSt in der 
jeweils gültigen Fassung ermittelt wurden. 

 
(9) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) ist 

berechtigt, Vorauszahlungen je in der Mitte eines 
Kalendervierteljahres (15.02./15.05./15.08. und 
15.11.) in Höhe eines Viertels des sich nach dem 
Haushaltsplan ergebenden Umlagebedarfs von 
den Beteiligten zu erheben.  

 
(10) Bis zum 30. September des Folgejahres erstellt 

die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 
eine Abrechnung der im vorausgegangenen 
Haushaltsjahr im Zusammenhang mit der 
Aufgabenerfüllung angefallenen Aufwendungen 
nach § 6 dieser Vereinbarung und der geltend 
gemachten Gebühren und Auslagen. Die 
Erstattung des sich nach Abzug der Gebühren 
und Auslagen aus der Abrechnung ergebenen 
Betrages erfolgt durch die beteiligten 
Städte/Gemeinden nach Zugang der Abrechnung 
nach Satz 1, Verzug ist in § 286 Abs. 3 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) geregelt. 

 
(11) Im Falle von Zahlungsrückständen sind 

rückständige Beträge nach den für Gebühren 
geltenden kommunalabgabenrechtlichen 
Vorschriften zu verzinsen bzw. Säumniszuschläge 
zu entrichten. 

 
§ 7 

Verpflichtungen der beteiligten 
Städte/Gemeinden 

 
(1)  Den beteiligten Städten/Gemeinden obliegt die 

Verpflichtung zur gegenseitigen Information und 
sonstigen vertragsdienlichen Unterstützung. Von 
wesentlichen Ereignissen haben sich die 
beteiligten Städte/Gemeinden jeweils 
unaufgefordert zu unterrichten. 

 
(2) Die beteiligten Städte/Gemeinden verpflichten 

sich, diese Vereinbarung mit Wohlwollen 
auszustatten und nach den Regeln von Treu und 
Glauben zu erfüllen. 

 
(3) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) ist 

verpflichtet, den abgebenden Städten/Gemeinden 
jederzeit (soweit zulässig) Einsicht in die 
Unterlagen zu gewähren, die im Zusammenhang 
mit der Erfüllung der Aufgabe stehen.  

 

(4) Die beteiligten Städte/Gemeinden werden, soweit 
rechtlich zulässig, alle notwendigen 
Entscheidungen treffen, Beschlüsse herbeiführen 
und sonstige Amtshandlungen vornehmen, die zur 
Durchführung der Aufgabe erforderlich oder 
sachdienlich sind. 

 
(5) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 

benennt den abgebenden Städten/Gemeinden 
eine/n ständigen Ansprechpartner*in für die 
Erfüllung der Aufgabe. 

 
§ 8 

Datenschutz 
 

(1) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 
stellt durch technische und/oder organisatorische 
Maßnahmen sicher, dass die Belange des 
Datenschutzes berücksichtigt werden. Hierzu 
gehören unter anderem (vgl. 26. Tätigkeitsbericht 
des Landesbeauftragten für den Datenschutz in 
Baden-Württemberg, Landtagsdrucksacke 
13/4910 S. 59 ff.), dass 

• erkennbar an den gemeinsamen 
Gutachterausschuss gerichtete 
Schreiben von der zentralen Poststelle 
der Stadt Müllheim (übernehmende 
Gemeinde), der Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Gutachterausschusses 
ungeöffnet vorgelegt werden; 

• die Gutachter*innen darauf hingewiesen 
werden, dass sie die 
personenbezogenen Daten, die sie 
aufgrund ihrer Tätigkeit erlangt haben, 
auch nach dem Ende ihrer Tätigkeit 
geheim zu halten haben; 

• Gutachten nicht vom/von der 
Vorsitzenden oder anderen Personen 
zu Hause gefertigt werden, ohne dass 
geeignete Maßnahmen getroffen 
wurden, die eine Kenntnisnahme und 
Nutzung der Daten durch 
Mitbewohner*innen oder 
Besucher*innen ausschließt; 

• beim Transport personenbezogener 
Unterlagen zwischen Behörde und 
häuslichem Arbeitsplatz oder zwischen 
Behörden untereinander verschlossene 
Behältnisse zur Aufbewahrung 
verwendet werden; 

• die in der Registratur der erfüllenden 
Körperschaft aufbewahrten Gutachten 
(Bürofertigungen), Urkunden und Akten 
nur dem gemeinsamen 
Gutachterausschuss und den 
Mitarbeitern der Geschäftsstelle des 
gemeinsamen Gutachterausschusses 
zugänglich sind; 

• Abschriften von Gutachten nicht bei den 
Gutachter*innen aufbewahrt werden; 

• Auskünfte aus der Kaufpreissammlung 
nicht telefonisch erteilt werden und  

• Auskünfte aus der Kaufpreissammlung 
nur in anonymisierter Form erteilt 
werden. 

 
§ 9 

Haftung 
 

(1) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 
verpflichtet sich, die ihr zur Erfüllung übertragenen 
Aufgaben mit der gebotenen Sorgfalt und 
Genauigkeit durchzuführen. 

 
(2) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 

haftet für die von ihr eingesetzten 
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Erfüllungsgehilfen und Beauftragten nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. 

 
 

§ 10 
Kündigung 

 
(1) Die Geltungsdauer dieser Vereinbarung ist nicht 

befristet. 
 
(2) Die abgebenden Städte/Gemeinden haben das 

Recht, diese Vereinbarung schriftlich zu kündigen. 
Als Kündigungsfrist werden 24 Monate zum 
Jahresende (31.12.) vereinbart  
(§ 25 Absatz 4 Gesetz über kommunale 
Zusammenarbeit (GKZ)). 

 
(3) Die Kündigung erfolgt durch Schriftform.  
 
(4) Wird die Vereinbarung gekündigt, so hat die Stadt 

Müllheim (übernehmende Gemeinde) Anspruch 
auf Kostenbeteiligung für die bis zum Ende der 
Laufzeit der Vereinbarung erbrachten Leistungen. 

 
§ 11 

Erfüllungsort und Gerichtsstand 
 

Erfüllungsort ist Müllheim. Gerichtsstand ist das zuständige 
Verwaltungsgericht. 
 

  
§ 12 

Wirksamkeit, in Kraft treten 
 

(1) Der Gemeinderat der Gemeinde Au hat dieser 
Vereinbarung am 16.09.2021 zugestimmt. 

 
(2) Der Gemeinderat der Gemeinde Bollschweil hat 

dieser Vereinbarung am 15.09.2021 zugestimmt.  
 
(3) Der Gemeinderat der Gemeinde Ebringen hat 

dieser Vereinbarung am 23.09.2021 zugestimmt.  
 
(4) Der Gemeinderat der Gemeinde Ehrenkirchen hat 

dieser Vereinbarung am 28.09.2021 zugestimmt.  
 
(5) Der Gemeinderat der Gemeinde Hartheim am 

Rhein hat dieser Vereinbarung am 21.09.2021 
zugestimmt.  

 
(6) Der Gemeinderat der Gemeinde Horben hat 

dieser Vereinbarung am 14.09.2021 zugestimmt.  
 
(7) Der Gemeinderat der Gemeinde Merzhausen hat 

dieser Vereinbarung am 30.09.2021 zugestimmt.  
 
(8) Der Gemeinderat der Gemeinde Pfaffenweiler hat 

dieser Vereinbarung am 22.09.2021 zugestimmt.  
 
(9) Der Gemeinderat der Gemeinde Schallstadt hat 

dieser Vereinbarung am 28.09.2021 zugestimmt.  
 
(10) Der Gemeinderat der Gemeinde Sölden hat 

dieser Vereinbarung am 15.09.2021 zugestimmt.  
 
(11) Der Gemeinderat der Gemeinde Wittnau hat 

dieser Vereinbarung am 20.09.2021 zugestimmt. 
 
(12) Der Gemeinderat der Stadt Müllheim 

(übernehmende Gemeinde) hat dieser 
Vereinbarung am 27.10.2021 zugestimmt. 

 
(13) Diese Vereinbarung bedarf nach § 25 Absatz 5 

GKZ der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtbehörde. 

 

(14) Die Vereinbarung ist mit der rechtsaufsichtlichen 
Genehmigung von allen beteiligten Städten und 
Gemeinden öffentlich bekanntzumachen. Sie wird 
am Tag nach der letzten öffentlichen 
Bekanntmachung, frühestens jedoch am 
20.12.2021, rechtswirksam. 

 
(15) Die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 

teilt der Zentralen Geschäftsstelle die Bildung des 
gemeinsamen Gutachterausschusses nach § 1 
Absatz 1 Satz 2 GuAVO mit den Angaben nach § 
15 Absatz 3 GuAVO unverzüglich nach 
Inkrafttreten dieser Vereinbarung mit. 

 
§ 13 

Salvatorische Klausel 
 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die 
Wirksamkeit der übrigen Vereinbarung nicht berührt. Die 
beteiligten Städte/Gemeinden werden in einem solchen Fall 
die unwirksamen Bestimmungen durch solche ersetzen, die 
dem sachlichen und wirtschaftlichen Inhalt der unwirksamen 
Bestimmungen soweit wie möglich entsprechen. Dasselbe 
gilt, wenn sich während der Laufzeit der Vereinbarung 
ergibt, dass die Vereinbarung durch weitere Bestimmungen 
ergänzt werden muss. 
 
Für die Stadt Müllheim (übernehmende Gemeinde) 
Merzhausen, 24.11.2021 
 
Im Original gezeichnet 
Martin Löffler, Bürgermeiste 
 
 
 
Für die Gemeinde Au, 
Merzhausen, 24.11.2021  
Im Original gezeichnet 
Jörg Kindel, Bürgermeister 
 
Für die Gemeinde Bollschweil, 
Merzhausen, 24.11.2021 
Im Original gezeichnet    
Josef Schweizer, Bürgermeister 
 
Für die Gemeinde Ebringen, 
Merzhausen, 24.11.2021 
Im Original gezeichnet 
Rainer Mosbach, Bürgermeister   
 
Für die Gemeinde Ehrenkirchen,   
Merzhausen, 24.11.2021 
Im Original gezeichnet     
Claudia Dischinger, 1. Stellvertreterin des Bürgermeisters  
 
Für die Gemeinde Hartheim am Rhein,  
Merzhausen, 24.11.2021 
Im Original gezeichnet 
Stefan Ostermaier, Bürgermeister  
 
Für die Gemeinde Horben, 
Merzhausen, 24.11.2021 
Im Original gezeichnet     
Dr. Katrin Donauer, 2. Stellvertreterin des Bürgermeisters 
 
Für die Gemeinde Merzhausen,   
Merzhausen, 24.11.2021  
Im Original gezeichnet 
Dr. Christian Ante, Bürgermeister 
 
Für die Gemeinde Pfaffenweiler,   
Merzhausen, 24.11.2021 
im Original gezeichnet     
Dieter Hahn, Bürgermeister 
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Für die Gemeinde Schallstadt, 
Merzhausen, 24.11.2021  
Im Original gezeichnet 
Sebastian Kiss, Bürgermeister   
 
Für die Gemeinde Sölden, 
Merzhausen, 24.11.2021 
Im Original gezeichnet    
Markus Rees, Bürgermeister 
 
Für die Gemeinde Wittnau,     
Merzhausen, 24.11.2021     
Im Original gezeichnet    
Jörg Kindel, Bürgermeister    
    
 
  
 
 
 


